Volksbank Nordharz eG

Kundeninformation

mit Erlduterungen zu den Anderungen unserer Geschiftsbedin-
gungen zum Zahlungsverkehr zum 5. Oktober 2025 aufgrund
neuer gesetzlicher Rahmenbedingungen und weiterer Anpas-
sungen unserer Dienstleistungen

Guten Tag,

ab Oktober 2025 gelten aufgrund européischer Vorgaben neue gesetzliche Bestimmungen zur Abwicklung von ,Standard“-Uberweisungen in Euro
und Echtzeitiiberweisungen in Euro innerhalb des Europidischen Wirtschaftsraums (EWR). Diese miissen wir in den mit Ihnen vereinbarten
Geschaftsbedingungen zum Zahlungsverkehr nachvollziehen. Zudem passen wir weitere Dienstleistungen im Zahlungsverkehr und damit
verbundene Kundenbedingungen an.

Diese Anderungen werden mit Ihrer Zustimmung am 5. Oktober 2025 wirksam. Daher gelten ab dem 5. Oktober 2025 neue Fassungen der folgenden
Geschaftsbedingungen. Das betrifft:

(1) die Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr,

(2) die Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)
sowie

(3) die Sonderbedingungen fiir das OnlineBanking.

Die neu gefassten Kundenbedingungen sind in der Anlage iibersichtlich zusammengestellt. Erlduterungen zu den wesentlichen Anderungen kénnen
Sie dieser erganzenden Kundeninformation entnehmen.

Bitte haben Sie dafiir Verstdndnis, dass die folgenden Ausfiihrungen auch Erlduterungen zu Bedingungstexten fiir Produkte enthalten kénnen, de-

ren Nutzung Sie aktuell nicht mit uns vereinbart haben. In diesem Fall sind die entsprechenden Ausfiihrungen sowie die dazugehdrigen Kundenbe-

dingungen fiir Sie gegenstandslos.
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I. Uberblick liber die neuen gesetzlichen Regelungen

Aufgrund von neuen gesetzlichen Vorgaben der Europaischen Union zur Abwicklung von ,Standard“-Uberweisungen in Euro und Echtzeitiiberwei-
sungen in Euro innerhalb des Europdischen Wirtschaftsraums (EWR), erfolgt die Anpassung der Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr.

Hintergrund ist vor allem die gesetzliche Vorgabe der weiteren Vereinheitlichung der europaweiten Angebote im Uberweisungsverkehr einerseits
fiir die ,Standard“-Uberweisungen in Euro und andererseits fiir die zukiinftige Nutzung von Echtzeitiiberweisungen in Euro innerhalb des Euro-
paischen Wirtschaftsraums (EWR).

Bei Echtzeitiiberweisungen in Euro handelt es sich um ein europaweites Uberweisungsverfahren, das lhnen rund um die Uhr zur Verfiigung steht.
Diese sekundenschnellen Uberweisungen werden innerhalb von maximal 10 Sekunden von lhrem Girokonto (Zahlungskonto) ausgefiihrt, sofern
auch der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers das Echtzeitliberweisungsverfahren unterstitzt.

Echtzeitliberweisungen sind durch Sie zukinftig ohne Betragsbegrenzung im Rahmen des vorhandenen Guthabens auf dem Konto und einer einge-
raumten Kontoliberziehung moéglich, soweit keine Hochstbetrdage, zum Beispiel im OnlineBanking, vereinbart sind.

Die bisherige ,Standard“-Uberweisung bleibt weiterhin bestehen. Sie haben selbstverstindlich weiterhin wie gewohnt die Wahlmdglichkeit auch mit
der ,,Standard“—Uberweisung Gelder in Euro innerhalb des Europdischen Wirtschaftsraums (EWR) zu tiberweisen.

Neu ist, dass sich aufgrund der angepassten Rahmenbedingungen weitere gesetzliche Anforderungen bei der Abwicklung und dem Angebot im
Uberweisungsverkehr ergeben. Zukiinftig ist vom Gesetz her vorgesehen, dass vor der Autorisierung (Freigabe) von ,Standard“-Uberweisungen in
Euro und Echtzeitiiberweisungen in Euro innerhalb des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR) eine Empfangeriiberpriifung (sog. Verification of
Payee, VOP) durchgefiihrt werden muss. Diese neue Empfangeriiberpriifung soll der Verbesserung der Sicherheit entsprechender Uberweisungen in
Euro dienen.

(1)  Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr

Angepasste Struktur

Die Regelungen (,Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr) fiir ,Standard“-Uberweisungen in Euro und fiir Echtzeitiiberweisungen in
Euro, auf deren Grundlage Sie Echtzeitliberweisungen in Euro bereits seit langerem nutzen konnten, werden in einem Bedingungswerk zusammen-
gefiihrt. In die ab 5. Oktober 2025 geltenden ,Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr“ werden die bisherigen ,Sonderbedingungen fiir
die Ausfiihrung von Echtzeit-Uberweisungen® liberfiihrt und eingegliedert. Des Weiteren werden Regelungen zu Sammeliiberweisungen ergénzt,
die auch die ,Sonderbedingungen fiir die Ausfilhrung von Echtzeit-Uberweisungen mittels Sammelauftrigen“ ersetzen, die ab 5. Oktober 2025
ebenfalls entfallen.

Unter der neuen Nummer 1.14 werden Regelungen zur Umsetzung der neuen Empfiangeriiberpriifung gemaB den gesetzlichen Vorgaben (Artikel 5¢
der EU-Verordnung Nr. 260/2012 aufgrund der Anpassungen durch die EU-Verordnung Nr. 2024/886) aufgenommen.

Wesentliche Merkmale
Unter Nummer 1.1 wird die neue gesetzlich vorgegebene Definition der Echtzeitliberweisung aufgenommen. Diese lautet: , Eine Echtzeitiiberweisung
ist eine Uberweisung in Euro, die an jedem Kalendertag rund um die Uhr sofort ausgefihrt wird.“

Zudem erfolgt zur Klarstellung eine ergianzende Aufnahme der Beschreibung der bereits bekannten ,Sammeliiberweisung®, mit der mehrere Uber-
weisungsauftrage gebiindelt und rein elektronisch als Sammelauftrag, zum Beispiel per OnlineBanking, erteilt werden konnen.

Erteilung des Uberweisungsauftrags
Der Begriff ,Formular“ wird fiir die Beauftragung von nicht elektronisch erteilten Uberweisungsauftragen in ,Beleg“ (analog dem Begriff ,Uber-
weisungsbeleg®) angepasst.

In Nummer 1.3 Absatz 1 wird aufgrund der neuen gesetzlichen Vorgaben der Europaischen Union erganzt, dass Echtzeitiiberweisungen in Euro auch
mit Hilfe eines Beleges erteilt werden kdnnen. Diese Beauftragung einer beleghaften Echtzeitiiberweisung in Euro kann auf dem Uberweisungs-
beleg im dafiir vorgesehenen Feld durch Ankreuzen kenntlich gemacht werden.

Zugang des Uberweisungsauftrags

Im neu eingefiigten Absatz 4 der Nummer 1.4 erfolgen entsprechende Ergdnzungen zum Zugang bei Echtzeitiiberweisungen aufgrund der neuen

gesetzlichen Vorgaben der Europdischen Union:

- Ein elektronisch (zum Beispiel per OnlineBanking) erteilter Echtzeitiiberweisungsauftrag kann an jedem Kalendertag, rund um die Uhr zugehen.

= Ein nicht elektronisch erteilter Auftrag (zum Beispiel beleghaft) ist zu dem Zeitpunkt zugegangen, an dem die Bank die Daten in ihr internes
System eingegeben hat.

+ Echtzeitiiberweisungsauftrage als Sammelauftrag sind zu dem Zeitpunkt zugegangen, zu dem die Bank die daraus hervorgehenden Uber-
weisungsauftrage herausgelost hat.

Ausfiihrung des Uberweisungsauftrags

In Absatz 1 der Nummer 1.6 wurden als zusatzliche Ausfiihrungsbedingungen bei Echtzeitiiberweisungen aufgenommen, dass ein von lhnen festge-
legter separater Hochstbetrag fiir Echtzeitliberweisungen eingehalten wird und der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers das Echtzeit-
Uberweisungsverfahren der Bank unterstiitzen muss.

Ihre Moglichkeit zur Festlegung eines separaten Hochstbetrages fiir Echtzeitliberweisungen ist im Preis- und Leistungsverzeichnis ndher beschrie-

ben. In diesem Zusammenhang kdnnen mégliche Betragsgrenzen fiir Uberweisungsauftriage wie folgt vereinbart werden:

+ Uberweisungsauftrage sind im Rahmen des vorhandenen Guthabens auf dem Konto und einer eingeraumten Kontoiiberziehung ohne Betragsbe-
grenzung moglich, soweit keine Hochstbetrdage, zum Beispiel im OnlineBanking, vereinbart sind.

* Von lhnen kann, im Rahmen der vereinbarten Hochstbetrage, erganzend ein separater Hochstbetrag fiir Echtzeitliiberweisungsauftrage selbst
festgelegt werden. Dieser kann entweder pro Kalendertag oder pro Echtzeitliberweisungsauftrag definiert sein und jederzeit vor Erteilung eines
Echtzeitliberweisungsauftrags von lhnen gedndert werden.
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Im neuen Absatz 4 wird erganzend klargestellt, dass wir als kontofiihrende Bank, Sie unmittelbar tiber die Ausfiihrung einer Echtzeitiiberweisung auf
dem mit Ihnen fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg informieren.

Ablehnung der Ausfiihrung

Im Absatz 1 der Nummer 1.7 wird erganzt, dass eine Ablehnung bei einer Echtzeitliberweisung erfolgt, wenn der von lhnen festgelegte Hochst-
betrag nicht eingehalten wird. Unabhangig davon ist die Bank berechtigt, die Ausfiihrung einer Sammeliiberweisung abzulehnen, wenn der Sam-
melauftrag nur eine ,Standard“-Uberweisung in Euro bzw. nur eine Echtzeitiiberweisung in Euro enthdlt und der Kunde auf die Empfangeriiber-
prifung verzichtet hat. Ein solcher Verzicht auf die Empfangeriberprifung ist jedoch nur Kunden moglich, die Nicht-Verbraucher sind.

Empféangeriberpriifung

In der neu eingefiigten Nummer 1.14 wird die Darstellung der neuen gesetzlichen Vorgaben der Europaischen Union erganzt, dass fiir ,Standard“-
Uberweisungen in Euro oder Echtzeitliberweisungen in Euro die Bank Ihnen eine Dienstleistung zur Uberpriifung des Zahlungsempfingers, an den
Sie eine entsprechende Uberweisung in Auftrag geben wollen, anbietet (Empfangeriiberpriifung).

Diese neue Empfangeriiberpriifung (sog. Verification of Payee, VOP) wird aufgrund der neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen zukiinftig vor der
Autorisierung (Freigabe) von Uberweisungen durchgefiihrt. Sie soll der Verbesserung der Sicherheit entsprechender Uberweisungen in Euro dienen.

Haben Sie die Kundenkennung des Zahlungskontos des Zahlungsempfingers (zum Beispiel die IBAN) und den Namen des Zahlungsempfiangers im
Uberweisungsauftrag angegeben, wird abgeglichen, ob die angegebene Kundenkennung (IBAN) und der von lhnen angegebene Name des Zah-
lungsempfangers Gibereinstimmen. Diesen Abgleich wird der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers aufgrund der von Ihnen eingegebenen
Angaben durchfiihren.

Im Falle von nicht elektronisch erteilten Uberweisungsauftrigen (zum Beispiel mittels Uberweisungsbeleg) filhren wir die Empfingeriiberpriifung
zum Zeitpunkt des Zugangs des Uberweisungsauftrags bei der Bank durch, sofern sie zu diesem Zeitpunkt anwesend sind.

Die Empfangeriiberpriifung des Zahlungsempfingers, an den Sie eine Uberweisung in Euro oder Echtzeitiiberweisung in Euro innerhalb des
einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (Single Euro Payments Area, SEPA) beauftragen wollen erfolgt generell, wenn wir dazu gesetzlich ver-
pflichtet oder anderweitig berechtigt sind.

Sie sehen als Ergebnis der Empfiangeriberpriifung, ob der von lhnen eingegebene Name des Zahlungsempfangers mit dem Namen des
Kontoinhabers vollstandig Gibereinstimmt, ob es ggf. eine leichte Abweichung gibt, inklusive der Anzeige der richtigen Bezeichnung, oder ob die von
Ihnen vorgenommenen Angaben komplett abweichen. Ergibt hierbei die Empfangeriiberpriifung, dass die beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfangers hinterlegten Daten nicht oder nahezu mit Ihren Angaben libereinstimmen, teilen wir zusatzlich mit, welche Folge eine dann gleichwohl
erfolgte Autorisierung des Uberweisungsauftrages haben kénnte.

Das Ergebnis der Empfangeriiberpriifung ist anschlieBend durch Sie als Autorisierenden des Zahlungsauftrages zur Kenntnis zu nehmen und durch
Sie zu entscheiden, ob die Uberweisung trotzdem ausgefiihrt oder ob sie von Ihnen nicht beauftragt und gegebenenfalls korrigiert erneut einge-
reicht wird.

Ein Sammeliberweisungsauftrag kann nach dem Vorliegen des Ergebnisses der Empfangeriberpriifung nur als gesamte Datei zur Ausfiihrung
autorisiert werden oder als gesamte Datei nicht ausgefiihrt werden. Die Freigabe nur einzelner Zahlungen innerhalb eines Sammeliber-
weisungsauftrags ist nicht moglich.

Fur Kunden, die Verbraucher sind, ist die Durchfiihrung der Empfangeriiberpriifung immer verpflichtend und kann aufgrund gesetzlicher Vorgaben
nicht abgewahlt bzw. deaktiviert werden.

Kunden, die keine Verbraucher sind, kénnen bei Sammeliiberweisungsauftragen in Euro und bei Sammelauftragen mit Echtzeitiiberweisungen in
Euro jeweils bei der Einreichung entscheiden, ob eine Empfiangeriiberpriifung vorgenommen werden soll (Nutzung = sog. ,,opt-in“) oder nicht vorge-
nommen werden soll (Abwahl = sog. ,opt-out®). Bei einzelnen Uberweisungen kénnen Sie als Nicht-Verbraucher aufgrund der gesetzlichen Vorga-
ben nicht auf die Empfangeriberpriifung verzichten.

Beginn der Ausfiihrungsfrist

Im neuen Absatz 4 der Nummer 2.2.2 wird ergénzt, dass in den Fallen, in denen der Kunde mit der Bank einen bestimmten Termin fiir die Ausfiihrung
eines Echtzeitliberweisungsauftrages in Euro vereinbart hat, dieser Termin als Beginn der Ausfiihrungsfrist maf3geblich ist. Somit ist der im Auftrag
angegebene oder anderweitig vereinbarte zukiinftige Termin fur den Beginn der Ausfiihrungsfrist mageblich.

Anspriiche im Zusammenhang mit der Empféngeriiberpriifung

In der neuen Nummer 2.3.3 wird die Darstellung der neuen gesetzlichen Vorgaben der Europaischen Union hinsichtlich Erstattungs-, Berichtigungs-

und Schadensersatzanspriichen in Verbindung mit der neuen Empfangeriiberpriifung wie folgt erganzt:

+ Autorisiert der Kunde den Auftrag, obwohl ihn die Bank bei der Empfangeriiberpriifung gemal Nummer 1.14 unterrichtet hat, dass die Daten nicht
oder nahezu iibereinstimmen, haftet die Bank nicht fiir die Folgen dieser fehlenden Ubereinstimmung, wenn sie die Uberweisung ausschlieBlich
anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfingers (siehe Nummer 1.2) ausfiihrt. Dies gilt auch, wenn der
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers die Empfangeriiberprifung nicht durchgefiihrt hat und die Bank den Kunden dariiber vor der
Autorisierung des Auftrags informiert hat.

» Hat der Kunde, der kein Verbraucher ist, auf die Empfangeriiberpriifung gemal der Nummer 1.14.3 verzichtet, gehen Schaden und Nachteile zu
dessen Lasten, wenn die Bank die Uberweisung ausschlieBlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfangers
(siehe Nummer 1.2) ausfiihrt.

» Wurde die Empfangeriiberpriifung fehlerhaft durchgefiihrt und fiihrt dies zu einer fehlerhaften Ausfithrung der Uberweisung, so erstattet die
Bank dem Kunden auf dessen Verlangen unverziiglich den Uberwiesenen Betrag und bringt gegebenenfalls das belastete Zahlungskonto des
Kunden wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Uberweisung befunden hitte. Gleiches gilt, wenn der Zahlungsauslésedienstleister des
Kunden die Empfangeriiberpriifung fehlerhaft durchfihrt.
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Echtzeitliberweisungen mit Drittstaatenbezug

Im neuen Absatz 2 der Nummer 3.2.2 (Ausfiihrungsfrist beziiglich Uberweisungen in Staaten auBerhalb des EWR (Drittstaaten, wie zum Beispiel die
Schweiz)) erfolgen entsprechende Ergdnzungen und Klarstellungen zu der méglichen Nutzung von Echtzeitiiberweisungen in Euro in bestimmte
weitere Staaten und Gebiete auBerhalb des Europdischen Wirtschaftsraumes (EWR). Diese fallen nicht unter die neuen gesetzlichen Vorgaben der
Europaischen Union. Von daher erfolgt in diesen Fallen auch eine Empfangeriiberprifung bis auf Weiteres nicht. Die Ausfihrungsfrist gilt aber
entsprechend.

In diesem Rahmen werden Echtzeitliberweisungen in Euro innerhalb der im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Ausfiihrungsfrist beim
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers bewirkt, sofern der dortige Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfiangers das Echtzeitliberwei-
sungsverfahren der Bank unterstitzt.

Il. Weitere Anpassungen unserer Dienstleistungen und Anderungen damit verbundener Kunden-
bedingungen

Weiterhin dndern wir aufgrund aktueller Entwicklungen und fortlaufender Produktumsetzungen die Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkar-
te) sowie die Sonderbedingungen fiir das OnlineBanking.

(2)  Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)

Der technische Fortschritt fiihrt dazu, dass auch die girocard (Debitkarte) einen umfangreicheren und weitergehenden Einsatz in einem sich wan-
delnden Umfeld erméglicht. Das fuihrt dazu, dass neue Begriffe bzw. Bezeichnungen verwendet werden und somit der aktuellen Entwicklung hin zur
weiteren Digitalisierung, Rechnung getragen wird. Die Anderungen betreffen verschiedene Regelungen dieser Kundenbedingungen, wie Sie den
beigefuigten gednderten Kundenbedingungen entsprechend den dargestellten Anpassungen entnehmen kénnen. Die nachstehenden Erlduterungen
beschreiben die wesentlichen Anpassungen.

Akzeptanzstellen

Die Bezahlmdoglichkeiten mit der girocard haben sich im Laufe der Zeit erweitert, so dass zum Beispiel automatisierte Kassen, Terminals, das Be-
zahlen im Online-Handel und das Bezahlen In-App in Handleranwendungen unter dem Oberbegriff Akzeptanzstellen zusammengefasst werden
(siehe zum Beispiel unter Nummer A. I. (Geltungsbereich)).

Personliche Authentifizierungselemente

Neben der persdnlichen Geheimzahl (PIN) lasst das Gesetz weitere persdnliche Authentifizierungselemente, zum Beispiel den Fingerabdruck und die
Gesichtserkennung zu. Damit diese je nach Anwendungsfall zum Einsatz kommen kénnen, wurde die Begrifflichkeit erweitert (siehe unter anderem
unter Nummer A. I1. 8 (Autorisierung von Kartenzahlungsvorgingen durch den Karteninhaber)).

Vereinfachung des Kartenzahlungsvorgangs

Es erfolgt eine Erganzung und Darstellung weiterer Einsatzméglichkeiten ohne Nutzung von personlichen Authentifizierungselementen (z. B. PIN)
bei bestimmten Akzeptanzstellen durch Ausnutzung der rechtlichen Rahmenbedingungen (z. B. Verkehrsnutzungsentgelte und Parkgebiihren, vom
Karteninhaber erstellte Liste seiner vertrauenswiirdigen Empfanger) (sieche Nummer A. . 3 (Ohne Einsatz persdnlicher Authentifizierungselemente (z.
B. persdnliche Geheimzahl ,,PIN“)).

Zusatzfunktionen

Die Karte kann wahrend der Erbringung von Zahlungsdiensten bzw. auBerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten weitere Zusatzfunktionen
erméglichen, z. B. Online-Altersverifikation, Kundenbindungsprogramm (siehe unter anderem unter Nummer A. I. 3 (Ohne Einsatz personlicher
Authentifizierungselemente (z. B. persénliche Geheimzahl ,,PIN“)).

Aufgrund dieser Nutzungsmoglichkeiten wurde auch der gesetzliche Erstattungsanspruch des Kontoinhabers bei einem von dem Zahlungsem-
pfanger ausgeldsten autorisierten Kartenzahlungsvorgang gemif § 675x BGB aufgenommen (sieche Nummer A. II. 14.5 (Anspruch des Kontoinhabers
bei einem von dem Zahlungsempfanger ausgel&sten autorisierten Kartenzahlungsvorgang)).

Aktualisierungsservice fiir Zahlungen im Online-Handel
Der bisherige Aktualisierungsservice fiir Zahlungen im Online-Handel wird detaillierter beschrieben und konkretisiert (siche Nummer A. I. 4 (Aktu-
alisierungsservice fiir Zahlungen im Online-Handel)).

Ausgabe der Karte
Die méglichen Erscheinungsformen der Karte werden weitergehend dargestellt und dabei insbesondere die méglichen Ubereinstimmungen der
physischen girocard und der digitalen girocard beschrieben und konkretisiert.

Damit wird verdeutlicht, dass ergdnzend zur physischen girocard auch eine digitale Erscheinungsform (,digitalisierte girocard“) nutzbar ist. Bei der
zusatzlichen Nutzung einer ,digitalisierten girocard“ gelten zudem die besonderen Regelungen, die bei einer allein digitalen Ausgabe der Karte
(,virtuelle girocard®) zur Anwendung kommen. Beide Versionen der Karte werden mittels Oberbegriffs als ,digitale girocard“ bezeichnet. Es wird da-
her inhaltlich auf die ,Sonderbedingungen fiir die digitale girocard (Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren“ Bezug genommen
(siehe Nummer A. II. 1 (Ausgabe der Karte)).

Folgen der Unterscheidung zwischen physischer und digitaler Karte

Durch die Nutzungsmdoglichkeit von digitalen Karten erfolgten entsprechende textliche Anpassungen zur Unterscheidung zwischen physischer und
digitaler Karte in den gesamten Bedingungen (siehe zum Beispiel unter Nummer A. Il. 5 (Riickgabe der girocard)). So war insgesamt ebenfalls
anzupassen, dass die Karte zu dem Konto und fiir den Zeitraum gilt, zu dem sie ausgegeben worden ist und nicht ausschlie3lich ein Aufdruck auf der
physischen Karte maBgeblich ist (siehe unter anderem unter Nummer A. II. 2 (Karteninhaber und Vollmacht)).
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Insbesondere betrifft dies die folgenden weiteren Regelungen:

« Der Kontoinhaber ist verantwortlich, dass der Bevollmachtigte bei Widerruf der Vollmacht nicht nur die physische Karte zurlickgibt oder
vernichtet, sondern auch die digitale Karte auf allen mobilen Endgeriten l8scht (siehe zum Beispiel unter Nummer A. Il. 2 (Karteninhaber und
Vollmacht)).

« Ist die Bank berechtigt die Riickgabe der Karte zu verlangen, so hat der Kontoinhaber nicht nur die physische Karte zurlickzugeben, sondern auch
die digitale Karte auf allen mobilen Endgeraten zu léschen. (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 5 (Riickgabe der girocard)).

+ Durch die Nutzungsmaoglichkeit von digitalen Karten erfolgte die entsprechend redaktionelle Anpassung, dass die Bank bei einer Sperre der Karte
verlangen kann, dass der Kunde diese auf seinen mobilen Endgeriten l8scht (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 6 (Sperre und Einziehung der
girocard)).

+ Durch die Nutzungsmoglichkeit von digitalen Karten erfolgte die entsprechend textliche Anpassung, dass sich die Pflichten und die Haftung des
Karteninhabers (iber die physische girocard hinaus auch auf das mobile Endgerit fiir die digitale Karte und/oder mit der SecureGo plus-App, den
weiteren persénlichen Authentifizierungselementen erstreckt. (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 7.1 (Unterrichtungs- und Anzeigepflichten)).

Entsprechendes gilt zu den vorgenannten Regelungen hinsichtlich der Kartendaten fiir Fernzahlungsvorginge im Online-Handel. (siehe zum
Beispiel unter Nummer A. Il. 7.2 (Sorgfiltige Aufbewahrung der girocard)).

Entgeltverweis auf § 6751 Abs. 1 des Biirgerlichen Gesetzbuchs
Der Entgeltverweis auf § 6750 Abs. 1 des Biirgerlichen Gesetzbuchs wurde in Folge héchstrichterlicher Rechtsprechung entfernt (siehe Nummer A. I1.
7.4 Absatz 4 [alt] (Unterrichtungs- und Anzeigepflichten)).

Sorgfiltige Aufbewahrung der girocard
Die Sorgfaltspflichten wurden hinsichtlich des méglichen Missbrauchs nicht nur an automatisierten Kassen, sondern auch an Uibrigen Akzeptanz-
stellen und bei Fernzahlungsvorgingen im Online-Handel konkretisiert (siehe Nummer A. II. 7.2 (Sorgfiltige Aufbewahrung der girocard)).

Autorisierung von Kartenzahlungsvorgangen durch den Karteninhaber

Erganzt wurde die Moglichkeit zu kontaktlosen Bargeldauszahlungen am Geldautomaten durch das Heranfiihren der Karte an den Kontaktlosleser
des Geldautomaten. Weiterhin wurden fiir besondere Authentifizierungsverfahren die dazu entsprechend einschlagigen erganzenden Sonderbe-
dingungen benannt. Es handelt sich dabei um die ,Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise fiir die gesicherte Authentifizierung bei Zahlungen
mit der girocard (Debitkarte) im Internet“ und die ,Sonderbedingungen fiir die digitale girocard (Debitkarte) mit individualisierten Authentifi-
zierungsverfahren“ (sieche Nummer A. II. 8 (Autorisierung von Kartenzahlungsvorgsngen durch den Karteninhaber)).

Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Aus Transparenzgriinden wurde konkretisiert, dass bei der Nutzung der Karte im Rahmen eines fremden Debitkartensystems der dazu eingeschaltete
Dienstleister auch mit dem direkten Einzug der verfiigten Betrige beauftragt ist (siche Nummer A. Ill. 1.3 (Zahlungsverpflichtung der Bank; Rekla-
mationen)).

Uberweisungsauftrige an Selbstbedienungsterminals
Redaktionell wird nunmehr von Uberweisungsauftragen gesprochen und die Betrachtung klarstellend auf die Erteilung dieser Auftrige erstreckt.
(siehe Ziffer B. 1 [neu] (Erteilung von Uberweisungsauftrigen an Selbstbedienungsterminals)).

Weitere Anderungen

Die Begriffe Kartenzahlungsverfiigung bzw. Verfligung wurden in den Regelungen durch die Begriffe Kartenzahlungsvorgang bzw. Zahlungsvor-
gang ersetzt und somit konkretisiert, da der Begriff Zahlungsvorgang bereits gesetzlich vorgegeben ist (siehe zum Beispiel Nummer A. Il. 14 (Er-
stattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers).

Zur Fehleingabe der Geheimzahl wird einheitlich auf Nummer A. Ill. 1.2 verwiesen. Inhaltlich haben diese Anderungen jedoch keine Auswirkung auf
die bisherigen Regelungen (sieche Nummer A. lIl. 2.2 (Fehleingabe der Geheimzahl)).

(3) Sonderbedingungen fiir das OnlineBanking

Konkretisierung eines Auftrages gemaf Leistungsangebot

Sie konnen bereits jetzt Bankgeschéafte mittels OnlineBanking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln, Informationen der Bank mittels
OnlineBanking abrufen und Zahlungsauslosedienste und Kontoinformationsdienste unter Verwendung lhrer Personalisierten Sicherheitsmerkmale
und Zahlungsinstrumente (zum Beispiel PIN und TAN) nutzen (Nummer 1 Absatz 1). Die Darstellung der diesbeziiglichen Auftragsarten ist entspre-
chend erweitert worden (neu eingefiigte Nummer 4.1).

134 541 DG nexolution 06.25 YF7PYLT VDO 399123 Seite 5 von 28



Volksbank Nordharz eG

Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr

Fassung: Januar-2623 Oktober 2025

Fir die Ausfiihrung von Uberweisungsauftragen von Kunden gelten die folgenden Bedingungen.

1 Allgemein

1.1  Wesentliche Merkmale der Uberweisung einschlieBlich des Dauerauftrags

Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Uberweisung Geldbetrige bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfingers an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempféangers zu lGbermitteln. Der Kunde kann die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem bestimmten wiederkehrenden
Termin einen gleichbleibenden Geldbetrag an das gleiche Konto des Zahlungsempfangers zu liberweisen (Dauerauftrag). Eine Echtzeitiiberweisung
ist eine Uberweisung in Euro, die an jedem Kalendertag rund um die Uhr sofort ausgefiihrt wird.

Der Kunde kann der Bank mehrere Uberweisungsauftrige gebiindelt elektronisch (zum Beispiel per OnlineBanking) als Sammelauftrag erteilen
(Sammeliiberweisung). Alle in einem Sammelauftrag enthaltenen Uberweisungsauftrige werden unabhingig vom Zeitpunkt ihrer Ausfiihrung in
einer Summe dem Zahlungskonto belastet.

1.2 Kundenkennungen

Fur das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung des Zahlungsempfangers zu verwenden.

Zielgebiet Wahrung Kundenkennung des Zahlungsempféngers
Inland Euro IBAN?

Grenziberschreitend innerhalb des Euro IBAN

Europaischen Wirtschaftsraums?

Inland oder innerhalb des Andere Wahrung e IBAN und BIC? oder

Europaischen Wirtschaftsraums als Euro e Kontonummer und BIC

AuBerhalb des Euro oder e IBAN und BIC oder

Europaischen Wirtschaftsraums andere Wahrung o Kontonummer und BIC

Die fiir die Ausfiihrung der Uberweisung erforderlichen Angaben ergeben sich aus den Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

1.3  Erteilung des Uberweisungsauftrags und Autorisierung

(1) Der Kunde erteilt der Bank einen Uberweisungsauftrag mittels eines von der Bank zugelassenen Vordrucks oder in der mit der Bank anderweitig
vereinbarten Art und Weise (zum Beispiel per OnlineBanking) mit den erforderlichen Angaben gemaR Nummer 2.1 beziehungsweise Nummern 3.1.1
und 3.2.1.

Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollstandigkeit und Richtigkeit der Angaben zu achten. Unleserliche, unvollstdndige oder fehlerhafte Angaben
kdnnen zu Verzégerungen und zu Fehlleitungen von Uberweisungen fiihren; daraus kénnen Schiden fiir den Kunden entstehen. Bei unleserlichen,
unvollstandigen oder fehlerhaften Angaben kann die Bank die Ausfiihrung ablehnen (sieche auch Nummer 1.7). Hilt der Kunde bei der Ausfiihrung
der Uberweisung besondere Eile fiir nétig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei fermutarméfig beleghaft erteilten Uberweisungen muss
dies auBBerhalb des Fermulars Belegs erfolgen, falls dasFermutar der Beleg selbst keine entsprechende Angabe vorsieht. Bei beleghaften Echtzeit-
iberweisungen in Euro kann der Kunde auf dem Uberweisungsbeleq die Beauftragung einer Echtzeitiiberweisung in Euro im dazu vorgesehenen
Feld ankreuzen.

(2) Der Kunde autorisiert den Uberweisungsauftrag durch Unterschrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und Weise (zum Bei-
spiel PIN/TAN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdriickliche Zustimmung enthalten, dass die Bank die fiir die Ausfiihrung der Uberweisung
notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus ihrem Datenbestand), verarbeitet, libermittelt und speichert.

(3) Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausfiihrung eines einzelnen Uberweisungsauftrags die maximale Ausfiihrungsfrist fiir diesen Zah-
lungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte und gegebenenfalls deren Aufschliisselung mit.

(4) Der Kunde ist berechtigt, fiir die Erteilung des Uberweisungsauftrags an die Bank auch einen Zahlungsauslésedienst gemiR § 1 Abs. 33 Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, es sei denn, das Zahlungskonto des Kunden ist fiir ihn nicht online zuganglich.

1.4  Zugang des Uberweisungsauftrags bei der Bank

(1) Der Uberweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht. Das gilt auch, wenn der Uberweisungsauftrag {iber einen Zahlungsauslése-
dienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt durch den Eingang des Auftrags in den dafiir vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der Bank (zum
Beispiel mit Abgabe in den Geschiftsraumen oder Eingang auf dem OnlineBanking-Server der Bank).

(2) Fallt der Zeitpunkt des Eingangs des Uberweisungsauftrags nach Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschaftstag der Bank gemaB ,Preis- und Leis-
tungsverzeichnis, so gilt der Uberweisungsauftrag erst am darauffolgenden Geschiftstag als zugegangen.

(3) Geht der Uberweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung der Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen An-
nahmezeitpunkt ein, so gilt der Uberweisungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung der Ausfiihrungsfrist (siehe Nummer 2.2.2) erst als am darauf-
folgenden Geschéftstag zugegangen.
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(4) Bei Echtzeitiiberweisungen gilt abweichend von Absitzen 2 und 3:
Ein elektronisch erteilter Auftrag kann an jedem Kalendertag rund um die Uhr zugehen.
Ein nicht elektronisch erteilter Auftrag (zum Beispiel beleghaft) ist zu dem Zeitpunkt zugegangen, an dem die Bank die Daten in ihr internes
System eingegeben hat. Diese Eingabe beginnt so bald wie méglich, nachdem der Auftrag in den dafiir vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der
Bank eingegangen ist.
Echtzeitiiberweisungsauftrige als Sammelauftrag sind zu dem Zeitpunkt zugegangen, zu dem die Bank die daraus hervorgehenden Uberwei-
sungsauftrage herausgelost hat. Die Bank beginnt mit der Umwandlung des Sammelauftrags unverziiglich nach der Auftragserteilung des Kunden
und schlie3t die Umwandlung so bald wie mdglich ab.

1.5 Widerruf des Uberweisungsauftrags

(1) Bis zum Zugang des Uberweisungsauftrags bei der Bank (siehe Nummer 1.4 Absitze Zure-2 1, 2 und 4) kann der Kunde diesen durch Erklarung
gegeniiber der Bank widerrufen. Nach dem Zugang des Uberweisungsauftrags ist vorbehaltlich der Absitze 2 und 3 ein Widerruf nicht mehr méglich.
Nutzt der Kunde fiir die Erteilung seines Uberweisungsauftrags einen Zahlungsauslésedienstleister, so kann er den Uberweisungsauftrag
abweichend von Satz 1 nicht mehr gegentiiber der Bank widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslésedienstleister die Zustimmung zur Auslésung
der Uberweisung erteilt hat.

(2) Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin fiir die Ausfiihrung der Uberweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 2), kann der Kunde
die Uberweisung beziehungsweise den Dauerauftrag (sieche Nummer 1.1) bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden Geschiftstags der
Bank widerrufen. Die Geschaftstage der Bank ergeben sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis“. Nach dem rechtzeitigen Zugang des
Widerrufs eines Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren Uberweisungen mehr aufgrund des bisherigen Dauerauftrags ausgefiihrt.

(3) Nach den in Absitzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Uberweisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Bank dies ver-
einbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, die Ausfiihrung zu verhindern oder den Uberweisungsbetrag zuriickzuer-
langen. Nutzt der Kunde fiir die Erteilung seines Uberweisungsauftrags einen Zahlungsausldsedienstleister, bedarf es ergianzend der Zustimmung
des Zahlungsauslosedienstleisters und des Zahlungsempfangers. Fiir die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kunden berechnet die Bank das
im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

1.6 Ausfiihrung des Uberweisungsauftrags

(1) Die Bank fiihrt den Uberweisungsauftrag des Kunden aus, wenn die zur Ausfiihrung erforderlichen Angaben (siehe die Nummern 2.1, 3.1.1 und
3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 1.3 Absatz 1) vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) und ein
zur Ausfiihrung der Uberweisung ausreichendes Guthaben in der Auftragswahrung vorhanden oder ein ausreichender Kredit eingeraumt ist (Ausfiih-
rungsbedingungen). Bei einer Echtzeitiiberweisung sind zusitzliche Ausfiihrungsbedingungen, dass der vom Kunden festgelegte separate Héchst-
betrag fiir Echtzeitiiberweisungen (sieche Angaben im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“) eingehalten wird und der Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfingers das Echtzeitiiberweisungsverfahren der Bank unterstiitzt.

(2) Die Bank und die weiteren an der Ausfiihrung der Uberweisung beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Uberweisung ausschlieB-
lich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfingers (siehe Nummer 1.2) auszufiihren.

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich {iber die Ausfiihrung von Uberweisungen auf dem fiir Kontoinformationen ver-
einbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart
werden.

(4) Die Bank unterrichtet den Kunden unmittelbar iiber die Ausfiihrung einer Echtzeitiiberweisung auf dem fiir Kontoinformationen vereinbarten
Weg.

1.7 Ablehnung der Ausfiihrung

(1) Sind die Ausfiihrungsbedingungen (sieche Nummer 1.6 Absatz 1) nicht erfiillt, kann die Bank die Ausfiihrung des Uberweisungsauftrags ablehnen.
Ist bei einer Echtzeitiiberweisung der vom Kunden festgelegte Hochstbetrag (siehe Angaben im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“) nicht eingehalten,
wird die Bank die Ausfiihrung ablehnen. Unabhangig davon ist die Bank berechtigt, die Ausfiihrung einer Sammeliiberweisung abzulehnen, wenn der
Sammelauftrag entgegen Nummer 1.1 nur eine Uberweisung in Euro bzw. nur eine Echtzeitiiberweisung in Euro enthilt und der Kunde auf die
Empfingeriiberpriifung verzichtet hat. Hieriiber Uber die Ablehnung der Ausfiihrung wird die Bank den Kunden unverziiglich, auf jeden Fall aber
innerhalb der in Nummer 2.2.1 beziehungsweise Nummer 3.1.2 und Nummer 3.2.2 vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem fir
Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit moglich, die Griinde der Ablehnung sowie die Mdglichkeiten
angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung gefiihrt haben, berichtigt werden konnen.

(2) Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung fiir die Bank erkennbar keinem Zahlungsempfinger, keinem Zahlungskonto oder keinem
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers zuzuordnen, wird die Bank dem Kunden hieriliber unverziiglich eine Information zur Verfligung stel-
len und ihm gegebenenfalls den Uberweisungsbetrag wieder herausgeben.

(3) Fiir die berechtigte Ablehnung der Ausfiihrung eines autorisierten Uberweisungsauftrags berechnet die Bank das im ,Preis- und Leistungsver-
zeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

1.8 Ubermittlung der Uberweisungsdaten

Im Rahmen der Ausfiihrung der Uberweisung tibermittelt die Bank die in der Uberweisung enthaltenen Daten (Uberweisungsdaten) unmittelbar oder
unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers. Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsem-
pfangers kann dem Zahlungsempfinger die Uberweisungsdaten, zu denen auch die Internationale Bankkontonummer (IBAN) des Zahlers gehért,
ganz oder teilweise zur Verfiigung stellen.

Bei grenziiberschreitenden Uberweisungen und bei Eiliiberweisungen im Inland kénnen die Uberweisungsdaten auch iiber das Nachrichteniiber-
mittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers weitergeleitet werden. Aus Griinden der Systemsicherheit speichert SWIFT die Uberweisungsdaten voriibergehend in seinen
Rechenzentren in der Europaischen Union, in der Schweiz und in den USA.
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1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgefiihrter Uberweisungen

Der Kunde hat die Bank unverziiglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisungsauftrags zu unter-
richten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsauslosedienstleisters.

110 Entgelte und deren Anderung
1.10.1 Entgelte fiir Verbraucher

Die Entgelte im Uberweisungsverkehr ergeben sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis*.

Anderungen der Entgelte im Uberweisungsverkehr werden dem Kunden spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschéftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg
vereinbart (zum Beispiel das OnlineBanking), kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank angebotenen
Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung iiber die Anderung eines Entgelts, das auf eine iiber die
Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kunden nur ausdriicklich treffen.

Die Anderung von Entgelten fiir den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschaftsbedin-
gungen.

1.10.2 Entgelte fiir Kunden, die keine Verbraucher sind

Bei Entgelten und deren Anderung fiir Uberweisungen von Kunden, die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2
bis 6 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen.

1.11 Wechselkurs

Erteilt der Kunde einen Uberweisungsauftrag in einer anderen Wahrung als der Kontow#hrung, wird das Konto gleichwohl in der Kontow#hrung be-
lastet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei solchen Uberweisungen ergibt sich aus der Umrechnungsregelung im ,Preis- und Leistungsver-
zeichnis®.

Eine Anderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des
Kunden wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der Bank zuganglich gemacht oder stammt aus einer 6ffentlich zuganglichen Quelle.

1.12 Meldepflichten nach AuBenwirtschaftsrecht

Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem AuBenwirtschaftsrecht zu beachten.
1.13 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemaoglichkeit
Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an die im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ndher bezeichneten Streitschlich-

tungs- oder Beschwerdestellen wenden.

1.14 Empfangeriiberpriifung

1.14.1 Begriffsbestimmung und wesentliche Merkmale

Die Bank bietet dem Kunden eine Dienstleistung zur Uberpriifung des Zahlungsempfingers, an den der Kunde eine Uberweisung in Auftrag geben
will, an (Empfangeriiberpriifung).

Hat der Kunde die Kundenkennung des Zahlungskontos des Zahlungsempfingers (siche Nummer 1.2) und den Namen des Zahlungsempfingers im
Uberweisungsauftrag angegeben, wird abgeglichen, ob die angegebene Kundenkennung und der vom Kunden angegebene Name des Zahlungsem-
pféngers Uibereinstimmen. Diesen Abgleich wird der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers auf Grundlage der Angaben des Kunden durch-
flhren.

Dies erfolgt durch die Bank, wenn sie zur Empféangeriiberpriifung gesetzlich verpflichtet oder anderweitig berechtigt ist, in Bezug auf den Zahlungs-
empfinger, an den der Kunde eine Uberweisung in Euro oder Echtzeitiiberweisung in Euro innerhalb des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums
(Single Euro Payments Area, SEPA)* beauftragen will, es sei denn, der Uberweisungsauftrag wird iiber ein GroBbetragszahlungssystem abgewickelt®.

Diese Empfangeriberpriifung wird unmittelbar, nachdem der Kunde die relevanten Informationen zum Zahlungsempfanger Ubermittelt hat und be-
vor dem Kunden die Méglichkeit zur Autorisierung seines Uberweisungsauftrags gegeben wird, durchgefiihrt.

Im Falle von nicht elektronisch erteilten Uberweisungsauftrigen (zum Beispiel beleghaft) fiihrt die Bank die Empfingeriiberpriifung zum Zeitpunkt
des Eingangs des Uberweisungsauftrags durch, es sei denn, der Kunde ist zum Zeitpunkt des Eingangs nicht anwesend.

Werden die Kundenkennung des Zahlungskontos des Zahlungsempfingers und der Name des Zahlungsempfingers von einem Zahlungsauslose-
dienstleister und nicht vom Zahler angegeben, so ist gesetzlich geregelt, dass dieser Zahlungsauslésedienstleister sicher zu stellen hat, dass die
Angaben zum Zahlungsempfénger korrekt sind.

1.14.2 Ergebnisse der Empfingeriiberpriifung

Die Bank unterrichtet den Kunden uber das Ergebnis der Empfangeriberpriifung auf der Grundlage der vom kontofiihrenden Zahlungsdienstleister
des Empfiangers libermittelten Informationen. Ergibt die Empfangeriiberpriifung, dass die Daten nicht oder nahezu mit den Angaben des Kunden
ibereinstimmen, teilt die Bank zusatzlich mit, welche Folge eine gleichwohl erfolgte Autorisierung des Uberweisungsauftrags haben kénnte.

Wird ein Zahlungskonto, das tiber die vom Kunden angegebene Kundenkennung identifiziert wird, im Namen mehrerer Zahlungsempfinger gefiihrt,
benachrichtigt die Bank den Kunden, wenn der vom Kunden angegebene Zahlungsempfanger nicht zu den verschiedenen Zahlungsempfangern ge-
hort, in deren Namen das Zahlungsempfangerkonto gefiihrt oder gehalten wird.
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Ergibt die Empfingeriiberpriifung bei einem Sammelauftrag bei mindestens einem Uberweisungsauftrag eine Namensabweichung beim Kontoinha-
ber des Empfangerkontos, wird der Kunde hieriiber informiert und muss entscheiden, ob er den Sammelauftrag insgesamt, das heif3t einschlieBlich
der Uberweisungen mit Namensabweichungen, entweder autorisiert oder ob dieser nicht ausgefiihrt werden soll.

1.14.3 Ergidnzende Regelungen fiir Nicht-Verbraucher

Kunden, die keine Verbraucher® sind, kénnen, wenn sie mehrere Uberweisungsauftrige als Biindel (Sammeliiberweisung) einreichen, auf die Em-
pfangeriiberpriifung verzichten.

Haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bis auf Weiteres auf die Empfangerprifung verzichtet, sind sie jederzeit berechtigt, diese Dienstleistung
wieder in Anspruch zu nehmen.

Wenn der Kunde, der kein Verbraucher ist, auf die Empfingeriiberpriifung fiir die Einreichung von Uberweisungsauftrigen als Biindel (Sammeliiber-
weisung) verzichtet, teilt die Bank dem Kunden mit, welche Folge eine gleichwohl erfolgte Autorisierung des Uberweisungsauftrags haben kdnnte.

2 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR*Z) in Euro
oder in anderen EWR-W3hrungens2

2.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss im Uberweisungsauftrag folgende Angaben machen:
Name des Zahlungsempféngers,
Kundenkennung des Zahlungsempfangers (sieche Nummer 1.2); ist bei Uberweisungen in anderen EWR-W3hrungen als Euro der BIC unbekannt, ist
stattdessen der vollstandige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfangers anzugeben,
- Wihrung (gegebenenfalls in Kurzform gemaB Anlage),
Betrag,
Name des Kunden,
IBAN des Kunden.

2.2 Maximale Ausfiihrungsfrist

2.2.1 Fristlinge

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Uberweisungsbetrag spatestens innerhalb der im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen
Ausfiihrungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers eingeht.

2.2.2 Beginnder Ausfiihrungsfrist

(1) Die Ausfiihrungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Uberweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4).

(2) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausfiihrung der Uberweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeit-
raums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausfiihrung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswahrung zur Verfligung gestellt
hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin fiir den Beginn der Ausfiihrungsfrist maBgeblich. Fallt der
vereinbarte Termin nicht auf einen Geschaftstag der Bank, so beginnt am darauffolgenden Geschaftstag die Ausfiihrungsfrist. Die Geschaftstage der
Bank ergeben sich aus dem ,,Preis- und Leistungsverzeichnis®.

(3) Bei Uberweisungsauftragen in einer vom Konto des Kunden abweichenden Wihrung beginnt die Ausfiihrungsfrist erst an dem Tag, an dem der
Uberweisungsbetrag in der Auftragswahrung vorliegt.

(4) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausfiihrung einer Echtzeitiiberweisung an einem bestimmten Tag, einem Zeitpunkt eines be-
stimmten Tags oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausfithrung erforderlichen Geldbe-
trag in der Auftragswahrung Euro zur Verfligung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin
fur den Beginn der Ausfiihrungsfrist maf3geblich.

2.3  Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kunden

2.3.1  Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer
Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Uberweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet
worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Uberweisung befunden
héatte. Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende des Geschaftstags gemaB ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfillen, der auf den Tag folgt,
an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat
die Bank einer zustandigen Behérde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitge-
teilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverziiglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die
Uberweisung Uliber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten aus den Siatzen 2 bis 4 die Bank.

2.3.2  Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspiteter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank die unverziigliche
und ungekiirzte Erstattung des Uberweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem
Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgefiihrten
Zahlungsvorgang befunden hitte. Wird eine Uberweisung vom Kunden iiber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten
aus den Sitzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Uberweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden
sein sollten, Uibermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfangers unverziiglich den abgezogenen Betrag.
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(2) Der Kunde kann iiber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu-
sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung der Uberweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3) Im Falle einer verspateten Ausfilhrung einer autorisierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfangers so vorzuneh-
men, als sei die Uberweisung ordnungsgeminB ausgefiihrt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Uberweisung vom Kunden iiber einen
Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empféangers eingegangen ist, entfallt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.

(4) Wurde eine Uberweisung nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und
den Kunden tiber das Ergebnis unterrichten.

2.3.3  Anspriiche im Zusammenhang mit der Empféngeriiberpriifung

(1) Autorisiert der Kunde den Auftrag, obwohl ihm die Bank bei der Empfingeriiberpriifung gemaB Nummer 1.14 unterrichtet hat, dass die Daten
nicht oder nahezu libereinstimmen, haftet die Bank nicht fiir die Folgen dieser fehlenden Ubereinstimmung, wenn sie die Uberweisung ausschlie3-
lich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfingers (sieche Nummer 1.2) ausfiihrt. Dies gilt auch, wenn der Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfingers die Empfangeriiberpriifung nicht durchgefiihrt hat und die Bank den Kunden dariiber vor der Autorisie-
rung des Auftrags informiert hat. Hat der Kunde, der kein Verbraucher ist, auf die Empfangeriberprifung gemafl der Nummer 1.14.3 verzichtet,
gehen Schiden und Nachteile zu dessen Lasten, wenn die Bank die Uberweisung ausschlieBlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenken-
nung des Zahlungsempfangers (sieche Nummer 1.2) ausfiihrt.

(2) Wurde die Empfingeriiberpriifung fehlerhaft durchgefiihrt und fiihrt dies zu einer fehlerhaften Ausfiihrung der Uberweisung, so erstattet die
Bank dem Kunden auf dessen Verlangen unverziiglich den Uberwiesenen Betrag und bringt gegebenenfalls das belastete Zahlungskonto des Kun-
den wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Uberweisung befunden hitte. Gleiches gilt, wenn der Zahlungsausldsedienstleister des Kunden
die Empfangeruberpriifung fehlerhaft durchfiihrt.

233234 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung oder bei einer nicht autorisierten Uberweisung
kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 233und-2-3:2 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.3 erfasst ist, ersetzt verlangen.
Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten
Stelle zur Last fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die
der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den
Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmafige Haftungsgrenze gilt nicht
fur fehlerhafte Empfangeriiberprifungen,

- fiir nicht autorisierte Uberweisungen,
bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

+ fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat und

- fir den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

234235 Anspriiche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Anspriichen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 2:3:3 2.3.4 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei nicht erfolgten, fehler-

haft oder verspétet ausgefiihrten autorisierten Uberweisungen oder bei nicht autorisierten Uberweisungen neben etwaigen Anspriichen aus Auf-

tragsrecht nach § 667 des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatz-
anspriiche nach MaBgabe folgender Regelungen:

- Die Bank haftet fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be-
stimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

Fir das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

- Schadensersatzanspriiche des Kunden sind der Hohe nach auf den Uberweisungsbetrag zuziiglich der von der Bank in Rechnung gestellten
Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschaden handelt, ist der Anspruch auf héchstens
12.500 Euro je Uberweisung begrenzt. Diese Beschrankungen gelten nicht fiir Vorsatz oder grobe Fahrlissigkeit der Bank und fiir Gefahren, die
die Bank besonders iibernommen hat, sowie fiir nicht autorisierte Uberweisungen und fiir fehlerhafte Empfangeriiberpriifungen.

23:52.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach den Nummern 2.3.2 2:3:3une-2-34 2.3.4 und 2.3.5 ist in folgenden Fallen ausgeschlossen:

Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungsbetrag rechtzeitig und ungekiirzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfangers eingegangen ist.

Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung (siehe Nummer 1.2) des Zahlungs-
empféangers ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Méglichkeiten darum
bemiiht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Uberweisungsbetrags nicht mdglich, so ist die Bank verpflichtet,
dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfiigbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsdchlichen Empfanger der
Uberweisung einen Anspruch auf Erstattung des Uberweisungsbetrags geltend machen kann. Fiir die Tatigkeiten der Bank nach den Satzen 2 und
3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.
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(2) Anspriiche des Kunden nach den Nummern 2:3:3-bis 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.4 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder
fehlerhaft ausgefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht
spatestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon unterrichtet hat.
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden iiber die Belastungsbuchung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformationen
vereinbarten Weg spatestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der
Unterrichtung maf3geblich. Schadensersatzanspriiche nach Nummer 2:3:3 2.3.4 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen,
wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Satze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Uberweisung iiber
einen Zahlungsauslosedienstleister auslost.

(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde

- auf einem ungewdohnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.

3 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR®) in
Wihrungen eines Staates auBerhalb des EWR (Drittstaatenwihrung?9) sowie Uberweisungen in Staaten auBerhalb
des EWR (Drittstaaten®%)

3.1 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europdischen Wirtschaftsraums (EWR®22) in
Wihrungen eines Staates auBerhalb des EWR (Drittstaatenwihrung®13)

3.1.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss fiir die Ausfiihrung der Uberweisung folgende Angaben machen:
- Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfangers,
Kundenkennung des Zahlungsempfingers (siehe Nummer 1.2); ist bei grenziiberschreitenden Uberweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen
der vollstandige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempféangers anzugeben,
- Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemaR Anlage),
- Wihrung (gegebenenfalls in Kurzform gemaB Anlage),
Betrag,
Name des Kunden,
Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.1.2 Ausfiihrungsfrist

Die Uberweisungen werden baldmdglichst bewirkt.

3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kunden

3.1.3.1  Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer
Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden
ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Uberweisung befunden hitte.
Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende des Geschaftstags gemaf ,Preis- und Leistungsverzeichnis®, zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an
welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die
Bank einer zustandigen Behdrde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt,
hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverziiglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die
Uberweisung liber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten aus den Siatzen 2 bis 4 die Bank.

3.1.3.2  Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspiteter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank die unverziigliche
und ungekiirzte Erstattung des Uberweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem
Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgefiihrten
Zahlungsvorgang befunden hitte. Wird eine Uberweisung vom Kunden ber einen Zahlungsauslésedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten
aus den Satzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Uberweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden
sein sollten, Uibermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfangers unverziiglich den abgezogenen Betrag.

(2) Der Kunde kann iiber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu-
sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung der Uberweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3) Im Falle einer verspateten Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfangers so vorzuneh-
men, als sei die Uberweisung ordnungsgeminB ausgefiihrt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Uberweisung vom Kunden iiber einen
Zahlungsausldsedienstleister ausgelost wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empféangers eingegangen ist, entfallt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.

(4) Wurde eine Uberweisung nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und
den Kunden tiber das Ergebnis unterrichten.
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3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung oder bei einer nicht autorisierten Uberweisung
kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht,
wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last
fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde
vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmafige Haftungsgrenze gilt nicht
fiir nicht autorisierte Uberweisungen,
bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

+ fir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat, und

+ fir den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

3.1.3.4  Sonderregelung fiir die auBerhalb des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR) getiitigten Bestandteile der
Uberweisung

Fir die auBerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR) getitigten Bestandteile der Uberweisung bestehen abweichend von den Anspriichen in
den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspitet ausgefiihrten autorisierten Uberweisung neben etwaigen Her-
ausgabeanspruchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzanspriiche nach MaBgabe folgender Regelungen:
Die Bank haftet fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,
bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fir das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfiltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).
Die Haftung der Bank ist auf hdchstens 12.500 Euro je Uberweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschrankung gilt nicht fiir Vorsatz oder grobe
Fahrlassigkeit der Bank und fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat.

3.1.3.5 Anspriiche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Anspriichen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft
oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Uberweisung oder bei einer nicht autorisierten Uberweisung neben etwaigen Herausgabeanspriichen
nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzanspriiche nach Ma3gabe folgender Regelungen:
Die Bank haftet fir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,
bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fur das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).
Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Hohe nach auf den Uberweisungsbetrag zuziiglich der von der Bank in Rechnung gestellten
Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschaden handelt, ist der Anspruch auf héchstens 12.500
Euro je Uberweisung begrenzt.
Diese Haftungsbeschrankungen gelten nicht fiir Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Bank und fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat
sowie fiir nicht autorisierte Uberweisungen.

3.1.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in folgenden Fallen ausgeschlossen:

Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungsbetrag ordnungsgemaB beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers
eingegangen ist.

Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfangers (siehe
Nummer 1.2) ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Mglichkeiten darum
bemiiht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Uberweisungsbetrags nach dem Satz 2 nicht méglich, so ist die Bank
verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfligbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsachlichen
Empfanger der Uberweisung einen Anspruch auf Erstattung des Uberweisungsbetrags geltend machen kann. Fiir die Tatigkeiten nach den Sitzen
2 bis 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Anspriiche des Kunden nach Nummern 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13
Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der
Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden {iber die Belastungsbuchung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformationen
vereinbarten Weg spéatestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der
Unterrichtung mafRgeblich. Schadensersatzanspriiche nach Nummer 3.1.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen,
wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Satze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Uberweisung iiber
einen Zahlungsausldsedienstleister auslost.

(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstiande

- auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen, oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.
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3.2 Uberweisungen in Staaten auBerhalb des EWR (Drittstaaten®*1)
3.2.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss fiir die Ausfiihrung der Uberweisung folgende Angaben machen:
- Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfangers,
Kundenkennung des Zahlungsempfangers (siehe Nummer 1.2); ist bei grenziiberschreitenden Uberweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen
der vollstandige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfangers anzugeben,
- Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemiR Anlage),
- Wihrung (gegebenenfalls in Kurzform gemaB Anlage),
Betrag,
Name des Kunden,
Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.2.2  Ausfiihrungsfrist
(1) Die Uberweisungen werden baldméglichst bewirkt.

(2) Bei Echtzeitiiberweisungen in Euro in einen Drittstaat des Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (Single Euro Payments Area,

SEPA)
wird die Bank abweichend davon den Eingang des Uberweisungsbetrags innerhalb der im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Aus-
fuihrungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers bewirken.

Die Ausfiihrungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Uberweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4).

- Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausfiihrung einer Echtzeitiiberweisung in Euro an einem bestimmten Tag, einem Zeitpunkt eines
bestimmten Tags oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausfiihrung erforderlichen
Geldbetrag in der Auftragswahrung Euro zur Verfligung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbar-
te Termin fiir den Beginn der Ausfiihrungsfrist maB3geblich.

3.2.3  Erstattungs- und Schadensersatzanspriiche des Kunden

3.2.3.1  Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer
Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden
ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Uberweisung befunden hitte.
Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende des Geschaftstags gemaf ,Preis- und Leistungsverzeichnis®, zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an
welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die
Bank einer zustandigen Behorde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt,
hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverziiglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht beststigt. Wurde die Uber-
weisung Uber einen Zahlungsauslosedienstleister ausgelost, so treffen die Pflichten aus den Satzen 2 bis 4 die Bank.

(2) Bei sonstigen Schaden, die aus einer nicht autorisierten Uberweisung resultieren, haftet die Bank fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch
ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem
Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

3.2.3.2  Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspiteter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung

Bei nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Uberweisungen hat der Kunde neben etwaigen Anspriichen aus Auftrags-
recht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB Schadensersatzanspriiche nach MaB3gabe der folgenden Regelun-
gen
Die Bank haftet fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be-
stimmt sich nach den Grundsé&tzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fir das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschréankt sich die Haftung der Bank auf die sorgfltige
Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).
Die Haftung der Bank ist auf héchstens 12.500 Euro je Uberweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschrankung gilt nicht fiir Vorsatz oder grobe
Fahrlassigkeit der Bank und fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat.

3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.2.3.2 ist in folgenden Fallen ausgeschlossen:
Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungsbetrag ordnungsgemaB beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers
eingegangen ist.
Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfingers (siehe
Nummer 1.2) ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Mdglichkeiten darum be-
miiht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Fiir die Tatigkeiten der Bank nach dem Satz 2 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im ,Preis-
und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Anspriiche des Kunden nach den Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13
Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon in Textform unterrichtet hat.
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden {iber die Belastungsbuchung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformationen
vereinbarten Weg spatestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der
Unterrichtung maBgeblich. Schadensersatzanspriiche kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne
Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sitze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Uberweisung iiber einen Zah-
lungsauslosedienstleister auslost.
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(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde
auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kdnnen oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).

2 Zum Européischen Wirtschaftsraum gehéren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,

Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island,

Liechtenstein und Norwegen.

Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).

L Zu SEPA (Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum ,Single Euro Payments Area“) gehérende Staaten und Gebiete sind derzeit die Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR) mit den
Mitgliedstaaten der Europdischen Union Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta,
Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die weiteren Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen
und die sonstigen Staaten und Gebiete (SEPA-Drittstaaten) Albanien, Andorra, Moldawien, Monaco, Montenegro, Nordmazedonien, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Kénigreich

von GrofBbritannien und Nordirland sowie Saint-Pierre und Miguelon, Jersey, Guernsey sowie Isle of Man.

Siehe hierzu auch unter www.epc-cep.eu. Die jeweils aktuelle Liste der zu SEPA gehdrenden Staaten und Gebiete des EPC (European Payments Council) kann dort abgerufen werden.

Siehe hierzu unter www.epc-cep.eu. Die jeweils aktuelle Liste der teilnehmenden Zahlungsdienstleister am Empféangeriiberpriifungsverfahren (VOP - Verification Of Payee) des EPC (European

W

Payments Council) kann dort abgerufen werden.

zugerechnet werden kann.

47  Zum Europdischen Wirtschaftsraum gehoren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island,
Liechtenstein und Norwegen.

58  Zu den EWR-Wahrungen gehdren derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Danische Krone, Isléndische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumanischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer
Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

69  Zum Europdischen Wirtschaftsraum gehoren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island,
Liechtenstein und Norwegen.

#10 Zum Beispiel US-Dollar.

811 Drittstaaten sind alle Staaten auBerhalb des Europdischen Wirtschaftsraumes (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Ddnemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, BOsterreich, Polen, Portugal, Ruménien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn,
Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen).

912 Zum Europaischen Wirtschaftsraum gehéren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Bsterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slo Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein
und Norwegen.

26 13 Zum Beispiel US-Dollar.

22 14 Drittstaaten sind alle Staaten auBerhalb des Europdischen Wirtschaftsraumes (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Dénemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,

Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Bsterreich, Polen, Portugal, Ruménien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn,
Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen).
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Anlage: Verzeichnis der Kurzformen fiir Zielland und Wahrung

Zielland Kurzform Wahrung Kurzform
Belgien BE Euro EUR
Bulgarien BG Bulgarische Lew BGN
Danemark DK Dénische Krone DKK
Estland EE Euro EUR
Finnland Fl Euro EUR
Frankreich FR Euro EUR
Griechenland GR Euro EUR
GroBbritannien GB Britisches Pfund GBP
Irland IE Euro EUR
Island IS Islandische Krone ISK
Italien IT Euro EUR
Japan JP Japanischer Yen JPY
Kanada CA Kanadischer Dollar CAD
Kroatien HR Euro EUR
Lettland LV Euro EUR
Liechtenstein LI Schweizer Franken? CHF
Litauen LT Euro EUR
Luxemburg LU Euro EUR
Malta MT Euro EUR
Niederlande NL Euro EUR
Norwegen NO Norwegische Krone NOK
Osterreich AT Euro EUR
Polen PL Polnischer Zloty PLN
Portugal PT Euro EUR
Rumanien RO Rumanischer Leu RON
Russische Foderation RU Russischer Rubel RUB
Schweden SE Schwedische Krone SEK
Schweiz CH Schweizer Franken CHF
Slowakei SK Euro EUR
Slowenien Sl Euro EUR
Spanien ES Euro EUR
Tschechien Ccz Tschechische Krone CzZK
Turkei TR Turkische Lira TRY
Ungarn HU Ungarischer Forint HUF
USA us US-Dollar uUsD
Zypern CcY Euro EUR

1 Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein
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Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)

Fassung: August20622 Oktober 2025

A. Garantierte Zahlungsformen

I. Geltungsbereich

Die girocard ist eine Debitkarte. Der Karteninhaber kann die Karte, soweit diese und die Ferminats Akzeptanzstellen (z. B. Bezahlen am Terminal,
Bezahlen im Online-Handel, Bezahlen In-App in Hindleranwendungen) entsprechend ausgestattet sind, fiir folgende Zahlungsdienste nutzen:

1 In Verbindung mit der persdnlichen Authentifizierungselementen (z. B. persénliche Geheimzahl {,PIN) in deut-
schen Debitkartensystemen:

a) Zum Abheben von Bargeld an Geldautomaten im Rahmen des deutschen Geldautomatensystems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet
sind.

b)  Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an autematisierten-Kassen Akzeptanzstellen im Rahmen des deutschen girocard-
Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind (girocard-FerminatsAkzeptanzstellen).

c)  Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhilt, an einem Geldautomaten, so-
fern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.

2 In Verbindung mit der persénlichen Authentifizierungselementen (z. B. persénliche Geheimzahl {,PIN¥) in fremden
Debitkartensystemen:

a)  Zum Abheben von Bargeld an Geldautomaten im Rahmen eines fremden Geldautomatensystems, soweit die Karte entsprechend ausgestattet
ist.

b) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an autematisierten-Kassen Akzeptanzstellen im Rahmen eines fremden Systems,
soweit die Karte entsprechend ausgestattet ist.

c)  Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhilt, an dem Geldautomaten eines
fremden Systems, sofern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.

Die Akzeptanz der Karte im Rahmen eines fremden Systems erfolgt unter dem fiir das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.

3 Ohne Einsatz derperséntichen personlicher Authentifizierungselemente (z. B. persénliche Geheimzahl{,PIN%)

a)  Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an autematisiertenassen Akzeptanzstellen im Rahmen des deut-

schen girocard-Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind, bis zu 50 Euro pro Bezahlvorgang, soweit an den autematisiertenKassen

Akzeptanzstellen fiir den jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe eirerPHN eines persdnlichen Authentifizierungselements verlangt wird.

b)  Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an autematisiertenKassen Akzeptanzstellen im Rahmen von fremden

Debitkartensystemen bis zu 50 Euro pro Bezahlvorgang, soweit an den autematisiertentassen Akzeptanzstellen fiir den jeweiligen kontaktlosen

Einsatz nicht die Eingabe einrerPIN eines personlichen Authentifizierungselements verlangt wird. Sowie zum Einsatz bei elektronischen

Fernzahlungsvorgingen iiber das Internet bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Online-Handel}HmRahmen-vonfremdenDebitkarten—

systeren:). Die Akzeptanz der Karte im Rahmen eines fremden Systems erfolgt unter dem fiir das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.

c) Beim Einsatz an unbeaufsichtigten Akzeptanzstellen fiir Verkehrsnutzungsentgelte und Parkgebiihren (z. B. Beférderungstickets und Mautge-

biihren) kann auf die Verwendung eines persénlichen Authentifizierungselements verzichtet werden.

d)  Bei Ausldsung eines Zahlungsvorgangs, wenn der Zahlungsempfinger auf einer zuvor vom Karteninhaber erstellten Liste seiner vertrauenswiir-

digen Empfinger hinterlegt wurde. Zur Erstellung oder Anderung dieser Liste ist eine starke Kundenauthentifizierung notwendig.

e) Wihrend der Erbringung von Zahlungsdiensten kénnen Zusatzfunktionen zur Anwendung kommen (z. B. Online-Altersverifikation, Kundenbin-

dungsprogramm).

f)  AuBerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne dass mit der Funktion eine Garantie der Bank verbunden ist, als Zugangsmedium fiir

Zusatzfunktionen (z. B. Online-Altersverifikation, Kundenbindungsprogramm).

g) _AuBerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne dass mit der Funktion eine Garantie der Bank verbunden ist, als Speichermedium fiir

Zusatzanwendungen

- der Bank nach MaBgabe des mit der Bank abgeschlossenen Vertrags (bankgenerierte Zusatzanwendung) oder

- eines Handels- und Dienstleistungsunternehmens nach MaBgabe des vom Karteninhaber mit diesem abgeschlossenen Vertrags (unternehmens-
generierte Zusatzanwendung).
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L Aktualisierungsservice fiir Zahlungen im Online-Handel:

Zusatzlich-wird-die-Bank Die Bank wird zu Karten, die mit Kartendaten fiir den Online-Handel [16-stellige Primary Account Number (PAN), Karten-
priifnummer (Card Verification Value (CVV)/Card Validation Code (CVC)) und ,Gilltig bis“-Datum] ausgestattet sind, iiber Mastercard/Visa teilneh-
menden Akzeptanzstellen, bei welchen der Karteninhaber zuvor seine Kartendaten fiir den Online-Handel hinterlegt hat, aktualisierte Kartendaten
{die-tetzten-vier Ziffern-derKartennummer-und-das-Abtaufdatum) zur Verfiigung stellen (Aktualisierungsservice), um z. B. Zahlungen fiir wiederkeh-
rende Dienstleistungen une oder im Online-Handel auch nach einer Aktualisierung der Kartendaten automatisch zu ermdéglichen. Fir Zwecke des
Aktualisierungsservice beschrinken sich die zur Verfiigung zu stellenden Kartendaten auf die oder Teile der 16-stelligen Primary Account Number
(PAN) und das ,Giiltig bis“-Datum.

Allgemeine Regeln

1 Ausgabe der Karte

Die girocard kann als physische Karte-eder girocard (z. B. als Plastikkarte, passives Wearable) und digitale Karte girocard (digitalisierte oder virtuelle
Karte) ausgegeben werden.

Die digitale girocard kann dem Kunden entweder virtuell zur Speicherung auf einem mobilen Endgeréat (Telekommunikations-, Digital- oder IT-Gerat
{mebitesEndgeritlausgegebenwerden:) zur Nutzung von mobilen Bezahlverfahren (nachfolgend ,virtuelle girocard“ genannt) oder in Verbindung
mit der physischen girocard digital mittels eines mobilen Endgerits erzeugt (nachfolgend ,digitalisierte girocard®) bereitgestellt werden (beide Aus-
pragungen nachfolgend ,digitale girocard®). Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Kontoinhaber und Dritten (z. B. Endgerétehersteller, Mobil-
funkanbieter oder Anbieter von Bezahlplattformen, bei denen digitale girocard Karten hinterlegt werden kdnnen) bleiben unberiihrt. Die vertragli-
che Leistung der Bank betrifft nicht die Funktionsfahigkeit oder den Betrieb des mobilen Endgerats und von Bezahlplattformen wie Apps fiir digitale
Geldbérsen (z. B. Wallets), bei denen die digitale girocard hinterlegt werden kann. Soweit sich aus dem Sinnzusammenhang nichts anderes ergibt,
wird der Begriff ,girocard“ oder ,Karte“ in den vorliegenden Bedingungen als Oberbegriff fiir die physische girocard einschlieBlich der jeweils zuge-
horigen digitalisierten girocard Karte(n) und die virtuelle girocard verwendet und erfasst sie alle gleichermafBen.

Diese Sonderbedingungen gelten fiir beide Kartenformen gleichermafen, es sei denn, es ist ausdriicklich etwas anderes geregelt. Fir digitale giro-
card Karten sind gelten erginzend die Nutzungshinweise ,Sonderbedingungen fiir die digitale Karte-zu-beachten girocard (Debitkarte) mit indivi-
dualisierten Authentifizierungsverfahren®.

2 Karteninhaber und Vollmacht

Die Karte gilt fiir das auf-ihangegebene Konto, zu dem sie ausgegeben wird, sowie gegebenenfalls fir zusatzlich vereinbarte Konten, auf die der
Karteninhaber Zugriff hat. Sie kann nur auf den Namen des Kontoinhabers oder einer Person ausgestellt werden, der der Kontoinhaber
Kontovollmacht erteilt hat. Wenn der Kontoinhaber die Kontovollmacht widerruft, ist er dafiir verantwortlich, dass die an den Bevollmachtigten
ausgegebene karte physische girocard an die Bank zurlickgegeben oder vernichtet wird;, und dass eine vom Bevollmachtigten auf mobilen
Endgerdten gespeicherte digitale girocard auf allen mobilen Endgerdten geldscht wird. Falls die Karte mit Kartendaten fiir den Online-Handel
ausgestattet ist, ist der Kontoinhaber ferner verantwortlich dafiir, dass diese Kartendaten des Bevollmichtigten geléscht und nicht mehr fir
Fernzahlungsvorgénge im Online-Handel genutzt werden. Die Bank wird die Karte nach Widerruf der Vollmacht fiir die Nutzung an Geldautomaten
und autematisiertenKassen Akzeptanzstellen elektronisch sperren. Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur
gegeniiber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in den Chip der Karte eingespeichert hat und ist nur dann moglich, wenn das
Unternehmen die Moglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwendung der Bank
kommt nur gegeniiber der Bank in Betracht und richtet sich nach dem mit der Bank abgeschlossenen Vertrag. Solange die Riickgabe der Karte nicht
erfolgt ist, besteht die Moglichkeit, dass weiterhin eine Nutzung der auf der Karte gespeicherten Zusatzanwendungen moglich ist.

3 Finanzielle Nutzungsgrenze

Der Karteninhaber darf Verfligungen mit seiner Karte nur im Rahmen des jeweiligen Kontoguthabens oder eines vorher fiir das jeweilige Konto
eingerdumten Kredits vornehmen. Auch wenn der Karteninhaber diese Nutzungsgrenze bei seinen Verfligungen nicht einhalt, ist die Bank berechtigt,
den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Karte entstehen. Die Buchung solcher Verfligungen auf dem Konto fiihrt zu
einer geduldeten Kontoliberziehung.

L4 Umrechnung von Fremdwahrungsbetriagen

Nutzt der Karteninhaber die Karte fiir Verfligungen, die nicht auf Euro lauten, wird das Konto gleichwohl in Euro belastet. Die Bestimmung des
Kurses bei Fremdwahrungsgeschiften ergibt sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis”. Eine Anderung des in der Umrechnungsregelung ge-
nannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam.

5 Riickgabe der girocard

Die Karte physische girocard bleibt im Eigentum der Bank. Sie ist nicht Ubertragbar. Die Karte ist nur fiir den auf der physischen girocard angegebe-
nen, bzw. den bei Ausgabe oder Verlangerung einer digitalen girocard mitgeteilten Zeitraum giiltig.

Mit Aushédndigung der neuen physischen girocard, spatestens aber nach Ablauf der Giiltigkeit der Karte physischen girocard ist die Bank berechtigt,
die alte karte physische girocard zurlickzuverlangen beziehungsweise die Loschung der digitalen Karte girocard auf den mobilen Endgeréten, sowie
die Loschung der Kartendaten fiir den Online-Handel zu verlangen oder selbst zu veranlassen. Endet die Berechtigung, die Karte zu nutzen, vorher
(z. B. durch Kiindigung der Kontoverbindung oder des Kartenvertrags), so hat der Karteninhaber die Karte physische girocard unverziiglich an die
Bank zurlickzugeben bzw. die digitale Karte girocard auf den mobilen Endgeraten sowie die Kartendaten fiir den Online-Handel zu l&schen. Auf der
Karte physischen girocard befindliche unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen hat der Karteninhaber bei dem Unternehmen, das die
Zusatzanwendung auf die Karte aufgebracht hat, unverziiglich entfernen zu lassen. Die Méglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten
Zusatzanwendung richtet sich nach dem Vertragsverhaltnis zwischen dem Karteninhaber und der Bank.
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6 Sperre und Einziehung der girocard

(1) Die Bank darf die Karte sperren und den Einzug der Katrte physischen girocard (z. B. an Geldautomaten) veranlassen, beziehungsweise die L6-
schung der digitalen Karte girocard auf den mobilen Endgeraten sowie der Kartendaten fiir den Online-Handel verlangen oder selbst veranlassen,

< wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kiindigen,

- wenn sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies rechtfertigen oder

- wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betriigerischen Verwendung der Karte besteht.

Dariiber wird die Bank den Karteninhaber unter Angabe der hierfiir maBgeblichen Griinde méglichst vor, spatestens jedoch unverziiglich nach der
Sperre oder Loschung unterrichten. Die Bank wird die Karte entsperren oder diese durch eine neue Karte ersetzen, wenn die Griinde fiir die Sperre
nicht mehr gegeben sind. Auch hieriiber unterrichtet sie den Karteninhaber unverziiglich.

(2) Befindet sich auf der Karte physischen girocard fiir das ©ntine-Banking OnlineBanking ein TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat
die Sperre der Karte physischen girocard auch eine Sperrung der Funktion fiir das ©nrtine-Banking OnlineBanking zur Folge.

(3) Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen Karte physischen girocard eine Zusatzanwendung gespeichert, so hat der Einzug der Karte phy-
sischen girocard zur Folge, dass er die Zusatzanwendung nicht mehr nutzen kann. Zum Zeitpunkt der Einziehung in der karte girocard gespeicherte
unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen kann der Karteninhaber vom kartenausgebenden Institut herausverlangen, nachdem dieses die Karte
physische girocard von der Stelle, die die karte physische girocard eingezogen hat, zur Verfiigung gestellt bekommen hat. Die Bank ist berechtigt,
das Herausgabeverlangen in Bezug auf die unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen dadurch zu erfiillen, dass sie dem Karteninhaber die um
die Zahlungsverkehrsfunktionen bereinigte Karte physische girocard aushéndigt. Die Moglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten Zu-
satzanwendung richtet sich nach den fiir jene Zusatzanwendung geltenden Regeln.

7 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers

7.1 Unterschrift

Sofern die Karte physische girocard ein Unterschriftsfeld vorsieht, hat der Karteninhaber die karte physische girocard nach Erhalt unverziiglich auf
dem Unterschriftsfeld zu unterschreiben.

7.2 Sorgfiltige Aufbewahrung der girocard

Die Karte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu verhindern, dass sie abhandenkommt oder missbrauchlich verwendet wird. Sie darf ins-
besondere nicht unbeaufsichtigt im Kraftfahrzeug aufbewahrt werden, da sie {z-B-im-Rahmen-des-girecard-Systems} missbrauchlich eingesetzt wer-
den kann. Bariiber-hinaus So kann jeder, der im Besitz der physischen girocard ist, bis zur Sperre der Karte ist;z—B- Transaktionen an-autematisierten
Kassen ohne personliche Geheimzahl (PIN-bis—zur-Sperrung-odertésehung) an Akzeptanzstellen titigen oder Fernzahlungsvorginge im Online-
Handel zulasten des Kontos vornehmen, sofern die Karte mit Kartendaten fiir den Online-Handel ausgestattet ist.

7.3  Geheimhaltung derperséntichen-Geheimzaht{PIN} persénlicher Authentifizierungselemente

Der Karteninhaber hat dafiir Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis seiner persénlichen Authentifizierungselemente (z.B. von der
persénlichen Geheimzahl (PIN)) erlangt. Die PIN darf insbesondere nicht auf der Karte physischen girocard vermerkt, bei einer digitalen Karte
girocard nicht in dem gleichen Endgerat gespeichert werden, das zur Nutzung der digitalen Karte girocard verwendet wird, oder in anderer Weise
zusammen mit dieser aufbewahrt werden. Denn jede Person, die die PIN kennt und in den Besitz der Karte kommt, hat die Moglichkeit, zulasten des
auf-der Kontos, zu dem die Karte angegebenenKentes ausgegeben wurde sowie gegebenenfalls zulasten zuséatzlich definierter Konten, auf die der
Karteninhaber Zugriff hat, Verfiigungen zu titigen (z. B. Geld an Geldautomaten abzuheben). Sofern der Karteninhaber eine digitale &arte girocard
nutzt und der Zugriff auf das mobile Endgerat oder ein anderes Kommunikationsgerat durch ein vom Karteninhaber wahlbares Legitimationsmedium
abgesichert werden kann, so darf der Karteninhaber zur Absicherung des Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die fiir die Nutzung der Karte
digitalen girocard erforderlich ist.

7.4 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten

(1) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Karte, des mobilen Endgerits mit digitaler Karte; girocard, des mobilen Endgeréts
mit SecureGo plus-App, eines persdnlichen Authentifizierungselements (z. B. der persdnlichen Geheimzahl (PIN)), der Kartendaten fiir den Online-
Handel oder die missbrauchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Karte-eder seiner Karte, des mobilen Endgerats mit
digitaler girocard, des mobilen Endgerits mit SecureGo plus-App, der Kartendaten fiir den Online-Handel oder der PIN fest, so ist die Bank, und
zwar mdglichst die kontofiihrende Stelle, unverziiglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit
gegeniiber dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende Landervor-
wahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur mdglich, wenn der Name der Bank — méglichst mit Bankleitzahl — und die Kontonummer an-
gegeben werden. Der Zentrale Sperrannahmedienst sperrt alle fiir das betreffende Konto ausgegebenen Karten sowie gegebenenfalls den Zugriff
auf zusatzlich definierte Konten, auf die der Karteninhaber mit seiner Karte Zugriff hat, fiir die weitere Nutzung an Geldautomaten und autematisier-
tenKassen: Akzeptanzstellen. Zur Beschriankung der Sperre auf die abhandengekommene Karte muss sich der Karteninhaber mit seiner Bank, mog-
lichst mit der kontofiihrenden Stelle, in Verbindung setzen. Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverziiglich bei der Polizei an-
zuzeigen.

(2) Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere Person unberechtigt in den Besitz seiner Karte, des mobilen Endgerits mit digitaler giro-
card oder des mobilen Endgerits mit SecureGo plus-App gelangt ist oder Kenntnis eines persénlichen Authentifizierungselements (z. B. der persén-
lichen Geheimzahl (PIN)) oder der Kartendaten fiir den Online-Handel erlangt hat, eine missbrauchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autori-
sierte Nutzung ven der Karte ederPHN, des mobilen Endgerats mit digitaler girocard oder des mobilen Endgerdts mit SecureGo plus-App, eines
persénlichen Authentifizierungselements (z. B. der persénlichen Geheimzahl (PIN)) oder der Kartendaten fiir den Online-Handel vorliegt, muss er
ebenfalls unverziiglich eine Sperranzeige abgeben.

(3) Bei Nutzung besonderer Authentifizierungsverfahren zur Anwendung persénlicher Authentifizierungselemente im Online-Handel gemiR Num-
mer 8 Satz 3 hat der Karteninhaber vor der Autorisierung die Ubereinstimmung der zur Authentifizierung libermittelten Transaktionsdaten (z. B. Zahl-
betrag, Datum) mit den fiir die Transaktion vorgesehenen Daten abzugleichen. Bei Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen
und der Verdacht auf missbrauchliche Verwendung der Bank anzuzeigen.
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(5 4) Befindet sich auf der Karte fiir das ©ntine-Banking OnlineBanking ein TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der Karte
auch eine Sperrung der Funktion fiir das ©nrtinre-Banking OnlineBanking zur Folge.

(6 5) Durch die Sperre der Karte bei der Bank bzw. dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht der Zugang zum mobilen Endgerit, auf dem die
digitale Karte gespeichert ist, gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerét, auf dem die digitale Karte gespeichert
ist, kann nur gegeniiber dem jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen.

(#6) Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegeniiber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwen-
dung in den Chip der karte physischen girocard eingespeichert hat und ist nur dann méglich, wenn das Unternehmen die Moglichkeit zur Sperrung
seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegeniiber der Bank in Betracht und richtet
sich nach dem mit der Bank abgeschlossenen Vertrag.

(8 7) Der Kontoinhaber hat die Bank unverziiglich nach Feststellung einer eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Kartepverfilgung
Kartenzahlungsvorgangs zu unterrichten.

8 Autorisierung von Kartenzahlungsvorgangen durch den Karteninhaber

Mit dem Einsatz der Karte durch Einfiihren der Karte-in-die-automatisierteKasse physischen girocard an Akzeptanzstellen oder den Geldautomaten
oder bei kontaktlosen Zahtungsvergéngen Bezahlvorgangen durch Heranfiihren der Karte an die-autematisierteKasse Akzeptanzstellen oder den
bei kontaktlosen Bargeldauszahlungen am Geldautomaten durch das Heranfiihren der Karte an den Kontaktlosleser des Geldautomaten erteilt der
Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausfiihrung des Kartenzahlungsvorgangs. Soweit dafiir zusitzlich eire ein persénliches Authenti-
fizierungselement (z. B. persénliche Geheimzahl (PIN)) erforderlich ist, wird die Zustimmung erst mit deren dessen Einsatz erteilt. Wenn beim Einsatz
der Bebitkarte Karte im Online-Handel besondere Authentifizierungsverfahren gefordert werden, sind diese zu nutzen. Weitere-trformationen-tber
Erginzend finden die ,Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise fiir die gesicherte Authentifizierung bei Zahlungen mit der girocard (Debitkarte)
im Internet“ in dem dort geregelten Umfang fiir den Einsatz im Online-Handel Anwendung. Die Erteilung der Zustimmung (Autorisierung) von Kar-
tenzahlungsvorgangen durch den Einsatz der digitalen girocard durch individualisierte Authentifizierungsverfahren erfolgt nach Ma3gabe der ,Son-
derbedlngungen fir die veﬁ-deﬁBeﬁle&ﬁtersEuﬂt—z—teﬁ digitale qlrocard (Deb|tkarte) mit |nd|V|duaL|5|erten Authent|f|2|erungsverfahren 'U-Hd—FHH-WEﬁe

Nach Erteilung der Zustimmung kann der Kartenmhaber den Kartenzahlungsvorgang nicht mehr W|derrufen In der Autor|5|erung ist zuglelch d|e
ausdriickliche Zustimmung enthalten, dass die Bank die fiir die Ausfiihrung des Kartenzahlungsvorgangs notwendigen personenbezogenen Daten
des Karteninhabers verarbeitet, ibermittelt und speichert. Ausnahmsweise kdnnen gegeniber Vertragsunternehmen im Rahmen eines fremden De-

bitkartensystems die geforderten Kartendaten z. B. tiber das Telefon angegeben werden.

9 Sperrung eines verfiigbaren Geldbetrags

Die Bank ist berechtigt, auf dem Konto des Kontoinhabers einen im Rahmen der finanziellen Nutzungsgrenze (A. II. 3) verfiigbaren Geldbetrag zu
sperren, wenn

der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfanger ausgeldst worden ist und

der Karteninhaber auch der genauen Hohe des zu sperrenden Geldbetrags zugestimmt hat.

Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverziglich frei, nachdem ihr der genaue
Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist.

10 Ablehnung von Kartenzahlungsvorgingen durch die Bank

Die Bank ist berechtigt, den Kartenzahlungsvorgang abzulehnen, wenn
der Karteninhaber den Kartenzahlungsvorgang nicht gemaf A. Il. 8 autorisiert hat,
der fiir den Kartenzahlungsvorgang geltende Verfligungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder
die Karte gesperrt ist.

Hierliber wird der Karteninhaber im Rahmen des Bezahtvergangs Kartenzahlungsvorgangs unterrichtet.

11 Ausfiihrungsfrist

Der Zahlungsvorgang wird vom Zahlungsempfanger ausgeldst. Nach Zugang des Zahlungsauftrags bei der Bank ist diese verpflichtet sicherzustel-
len, dass der Kartenzahlungsbetrag spatestens an dem im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zeitpunkt beim Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers eingeht.

12 Entgelte und deren Anderung

(1) Die vom Kontoinhaber gegeniiber der Bank geschuldeten Entgelte ergeben sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank.

(2) Anderungen der Entgelte fiir Verbraucher: Anderungen der Entgelte werden dem Kontoinhaber spatestens zwei Monate vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kontoinhaber mit der Bank im Rahmen der Geschaftsbeziehung einen elek-
tronischen Kommunikationsweg vereinbart (zum-Beispiet z. B. das Ontine-Banking OnlineBanking), kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege
angeboten werden. Die von der Bank angebotenen Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kontoinhaber diese annimmt. Eine Vereinbarung
liber die Anderung eines Entgelts, das auf eine Uiber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kontoinhabers gerichtet ist, kann die Bank mit
dem Kontoinhaber nur ausdriicklich treffen.

Die Anderung von Entgelten fiir den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschéftsbedin-
gungen.
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(3) Anderungen der Entgelte fiir Kunden, die keine Verbraucher sind: Bei Entgelten und deren Anderung fiir Zahlungen von Kunden, die keine Ver-
braucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2 bis 6 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen.

13 Information des Kontoinhabers liber den Kartenzahlungsvorgang

Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monatlich tber die mit der Karte getatigten Zahlungsvorgange auf dem fiir Kontoin-
formationen vereinbarten Weg. Mit Kontoinhabern, die nicht Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung
gesondert vereinbart werden.

14 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers

14.1 Erstattung bei nicht-auterisierterkartenverfiigung einem nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgang

Im Falle eirer eines nicht autorisierten Kartenverfigung Kartenzahlungsvorgangs z. B. in Form der
- Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten

+ Verwendung der Karte an autematisiertenKassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

- Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos

hat die Bank gegen dem Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Bank ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Betrag
ungekiirzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto des Karteninhabers belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne
die den nicht auterisierteKartenverfigung autorisierten Kartenzahlungsvorgang befunden hatte. Diese Verpflichtung ist unverziglich, spatestens
jedoch bis zum Ende des Geschiftstags gemal ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt
wurde, dass die-Kartenverfagung der Kartenzahlungsvorgang nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat
die Bank einer zustandigen Behérde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Karteninhabers vorliegt, schriftlich
mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverziiglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestétigt.

14.2 Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiihrung einer eines autorisierten Kartenverfii-

gung Kartenzahlungsvorgangs

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung eirer eines autorisierten Kartenverfitgung Kartenzahlungsvorgangs z. B. in Form der
- Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten

+ Verwendung der Karte an autematisiertenKassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

- Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos

kann der Kontoinhaber von der Bank die unverziigliche und ungekiirzte Erstattung des Verfligungsbetrags insoweit verlangen, als gie-Kartenverfi-
gung der Kartenzahlungsvorgang nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den
Stand, auf dem es sich ohne die den nicht erfetgte erfolgten oder fehterhafte-Kartenverfigung fehlerhaften Kartenzahlungsvorgang befunden hat-
te.

(2) Der Kontoinhaber kann iiber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu-
sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung ger des autorisierten Kartenverfiigung Kartenzahlungsvorgangs in Rechnung ge-
stellt oder seinem Konto belastet wurden.

(3) Geht der Verfitgungsbetrag Zahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers erst nach Ablauf der Ausfiihrungsfrist in
Nummer A. Il. 11 ein (Verspatung), kann der Zahlungsempfinger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des
Verfagungsbetrags Zahlungsbetrags auf dem Konto des Zahlungsempfangers so vornimmt, als sei die Kartenzahlung ordnungsgemaB ausgefiihrt
worden.

(4)  Wurde eine-autorisierteKontoverfitgung ein autorisierter Kartenzahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank eie-Karten-
verfigung den Kartenzahlungsvorgang auf Verlangen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn tber das Ergebnis unterrichten.

14.3 Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers wegen Pflichtverletzung

Im Falle einer eines nicht autorisierten Kartenverfigung Kartenzahlungsvorgangs oder im Falle einer nicht erfolgten, fehlerhaften oder verspateten
Ausfiihrung einer eines autorisierten Kartenverfilgung Kartenzahlungsvorgangs kann der Kontoinhaber von der Bank einen Schaden, der nicht be-
reits von Nummer A. Il. 14.1 oder 14.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die
Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fillt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die
wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht
um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Karte in einem Land auf3erhalb Deutschlands und des Europaischen Wirtschaftsraums, beschrankt
sich die Haftung der Bank fiir das Verschulden einer an der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfaltige Auswahl und
Unterweisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt
sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung nach
diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kartenverfiigung Kartenzahlungsvorgang begrenzt. Diese betragsmaBige Haftungsbeschrankung gilt nicht

fir nicht autorisierte Kartenverfigungen Kartenzahlungsvorgange,

bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,
- fur Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat

und
- fiir den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kontoinhaber Verbraucher ist.
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14.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Anspriiche gegen die Bank nach Nummern A. Il. 14.1 bis 14.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Bank nicht spatestens 13 Monate
nach dem Tag der Belastung mit derkartenverfigung dem Kartenzahlungsvorgang dariiber unterrichtet hat, dass es sich um eire einen nicht auteri-
sierte autorisierten, nicht erfetgte erfolgten oder fehterhafteKartenverfitgung fehlerhaften Kartenzahlungsvorgang handelt. Der Lauf der 13-
monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber liber die aus derkartenverfigung dem Kartenzahlungsvorgang resultierende
Belastungsbuchung entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg spatestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung
unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung mafBgeblich. Haftungsanspriiche nach Nummer A. II. 14.3 kann der
Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(2) Anspriiche des Kontoinhabers gegen die Bank sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde
auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hatten vermieden werden kdnnen, oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.

14.5 Anspruch des Kontoinhabers bei einem von dem Zahlungsempféanger ausgeldsten autorisierten Kartenzahlungs-
vorgang

Im Falle eines von einem Handels- und Dienstleistungsunternehmen ausgeldsten autorisierten Kartenzahlungsvorgang hat der Karteninhaber einen
Anspruch auf Erstattung des belasteten Zahlungsbetrags, wenn
bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und
der Zahlungsbetrag den Betrag iibersteigt, den der Karteninhaber entsprechend seinem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des Zah-
lungsdiensterahmenvertrags und den jeweiligen Umstinden des Einzelfalls hitte erwarten kdnnen; mit einem etwaigen Wahrungsumtausch zu-
sammenhidngende Griinde bleiben aufBer Betracht, wenn der vereinbarte Referenzwechselkurs zugrunde gelegt wurde.

Der Karteninhaber muss gegeniiber der Bank die Sachumstande darlegen, mit denen er seinen Erstattungsanspruch begriindet. Ein Anspruch des
Karteninhabers auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er ihn nicht innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastung des betreffenden
Zahlungsbetrags gegeniiber der Bank geltend macht.

15 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Kartenverfiigungen Kartenzahlungsvorgénge

15.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige

(1) Verliert der Karteninhaber seine Karte, das mobile Endgerit mit digitaler girocard, das mobile Endgerit mit SecureGo plus-App, die Kartenda-
ten fiir den Online-Handel oder eines seiner persénlichen Authentifizierungselemente (z. B. die persénliche Geheimzahl (PIN)), oder werden sie ihm
gestohlen, kommen sie sonst abhanden oder werden diese sonst missbrauchlich verwendet und kommt es dadurch zu nicht autorisierten Kartenver-
fagungen Kartenzahlungsvorgéngen, z. B. in Form der

- Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten

+ Verwendung der Karte an autematisierten-Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

- Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos,

haftet der Kontoinhaber fiir Schaden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, in Héhe von maximal 50 Euro. Die Haftung nach
Absatz 6 fiir Vorsatz und grobe Fahrléssigkeit sowie fiir Handeln in betriigerischer Absicht bleibt unberihrt.

(2) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn

- es dem Karteninhaber nlcht mogllch gewesen ist, den Verlust den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbrauchliche Verwen-
dung der Karte v des mobilen Endgeréts mit digitaler girocard, des mobilen
Endgerats mit SecureGo plus- App, der Kartendaten fur den OnLlne Handel oder eines persdnlichen Authentifizierungselements (z. B. der persén-
lichen Geheimzahl (PIN)) vor dem nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgang zu bemerken, oder
der Verlust der Karte, der Kartendaten fiir den Online-Handel oder eines persénlichen Authentifizierungselements (z. B. der persdnlichen Geheim-
zahl (PIN)) durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung der Bank oder eine sonstige Stelle, an die Tatigkeiten der Bank aus-
gelagert wurden, verursacht worden ist. Die Haftung nach Absatz 6 fiir Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit sowie fiir Handeln in betriigerischer Ab-
sicht bleibt unberihrt.

(3) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Karte oder der Kartendaten fiir den Online-
Handel in einem Land auBerhalb Deutschlands und des Europédischen Wirtschaftsraums, tragt der Kontoinhaber den aufgrund nicht autorisierter
Kartenverfilgungen Kartenzahlungsvorgédnge entstehenden Schaden nach Absatz 1 und 2 auch lber einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn
der Karteninhaber die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlassig verletzt hat. Hat die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflich-
ten zur Entstehung des Schadens beigetragen, haftet die Bank fiir den entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschul-
dens.

(4) Die Bank verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kunden in H6he von maximal 50 Euro gemaR vorstehendem Absatz 1 und iiber-
nimmt alle Schaden, die durch nicht autorisierte Kartenverfiigungen Kartenzahlungsvorgange bis zum Eingang der Sperranzeige entstanden sind,
wenn der Karteninhaber seine ihm gemaB3 Abschnitt A. Il. Ziffer 7 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten nicht grob fahrlassig verletzt hat.

(5) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absatzen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige nicht
abgeben konnte, weil die Bank nicht die Méglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden dadurch eingetre-
ten ist.
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(6) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Merfiigungen Zahlungsvorgingen und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten

nach diesen Bedingungen vorsétzlich oder grob fahrlassig verletzt oder in betrligerischer Absicht gehandelt, tragt der Kontoinhaber den hierdurch

entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Karteninhabers kann insbesondere dann vorliegen, wenn er

- den Verlust, Diebstahl oder die missbrauchliche Yerfigung Kartenzahlung der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht
unverziiglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis hat,

- die personliche Geheimzahl (PIN) auf der physischen Karte vermerkt oder zusammen mit der physischen Karte girocard verwahrt hat (z. B. im Origi-
nalbrief, in dem sie dem Karteninhaber mitgeteilt wurde),

- die persénliche Geheimzahl (PIN) der digitalen Karte girocard auf dem mobilen Endgerit gespeichert hat oder

- die persénliche Geheimzahl (PIN) einer anderen Person mitgeteilt hat und der Missbrauch dadurch verursacht worden ist.

Die Haftung fir Schaden, die innerhalb des Zeitraums, fiir den der Verfligungsrahmen gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf den fir die
Karte geltenden Verfligungsrahmen.

(7) Hat die Bank beim Einsatz der Karte eine starke Kundenauthentifizierung nach § 55 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes nicht verlangt oder
hat der Zahlungsempféanger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert, bestimmt sich die Haftung des Karteninhabers und der Bank ab-
weichend von den Absatzen 1 bis 6 nach den Bestimmungen in § 675v Abs. 4 des Biirgerlichen Gesetzbuchs.

15.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige

Sobald der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Verlust oder Diebstahl der Karte bzw. der Kartendaten fiir den Online-Handel, die
missbrauchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung ven der Karte, eines persénlichen Authentifizierungselements (z. B. der
persénlichen Geheimzahl (PIN)) oder PN der Kartendaten fiir den Online-Handel, angezeigt wurde, {ibernimmt die Bank alle danach durch Merfi~
gungen Kartenzahlungsvorgange z. B. in Form der

- Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten

+ Verwendung der Karte an autematisierten-Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

- Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos

entstehenden Schaden. Handelt der Karteninhaber in betriigerischer Absicht, tragt der Kontoinhaber auch die nach der Sperranzeige entstehenden
Schéaden.

lll. Besondere Regeln fiir einzelne Nutzungsarten

1 Geldautomaten-Service und Einsatz an autematisierten—Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleis-
tungsunternehmen

1.1 Verfiigungsrahmen der girocard

Verfligungen an Geldautomaten und autematisiertenKassen Akzeptanzstellen sind fiir den Karteninhaber nur im Rahmen des fiir die Karte gelten-
den Verfiigungsrahmens méglich. Bei jeder Nutzung der Karte an Geldautomaten und autematisierten-Kassen Akzeptanzstellen wird gepriift, ob der
Verfligungsrahmen der Karte durch vorangegangene Verfiigungen bereits ausgeschopft ist. Verfiigungen, mit denen der Verfliigungsrahmen der
Karte iberschritten wiirde, werden unabhangig vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher zum Konto eingeraumten Kredit abgewiesen. Der
Karteninhaber darf den Verfligungsrahmen der Karte nur im Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher fiir das Konto eingeraumten Kredits in
Anspruch nehmen. Der Kontoinhaber kann mit der kontofiihrenden Stelle eine Anderung des Verfiigungsrahmens der Karte fiir alle zu seinem Konto
ausgegebenen Karten vereinbaren. Ein Bevollmachtigter, der eine Karte erhalten hat, kann nur eine Herabsetzung des Verfiigungsrahmens fiir diese
Karte vereinbaren.

1.2 Fehleingabe der Geheimzahl

Die Karte kann an Geldautomaten sowie an autematisiertenKassen Akzeptanzstellen, an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Karte
die PIN eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, wenn die personliche Geheimzahl dreimal hintereinander falsch eingegeben
wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit seiner Bank, mdglichst mit der kontofiihrenden Stelle, in Verbindung setzen.

1.3 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank hat sich gegeniiber den Betreibern von Geldautomaten und autematisiertentassen Akzeptanzstellen vertraglich verpflichtet, die Betrage,
Uber die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen Karte verfligt wurde, an die Betreiber zu vergiiten. Die Bank hat bei der Nut-
zung der Karte im Rahmen eines fremden Debitkartensystems den eingeschalteten Dienstleister mit dem direkten Einzug der verfligten Betrdge be-
auftragt. Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Karteninhabers aus dem Vertragsverhaltnis zu dem Unternehmen oder dem Geldauto-
matenbetreiber, bei dem bargeldlos an einer avtematisiertenKasse Akzeptanzstelle bezahlt oder Bargeld verfiigt worden ist, sind unmittelbar ge-
genliiber diesem-Unternehmen diesen geltend zu machen.

1.4  Vorauswahl an autematisiertenKassen Akzeptanzstellen

Die Handels- und Dienstleistungsunternehmen haben die Mdglichkeit bei den von ihnen akzeptierten Karten in ihren autematisiertenKassen-Me=
chanismen Akzeptanzstellen Mechanismen zu installieren, die eine Vorauswahl einer bestimmten Zahlungsmarke oder Zahlungsanwendung treffen.
Dabei diirfen sie den Karteninhaber nicht daran hindern, sich tiber diese Vorauswahl hinwegzusetzen.
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2 Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten

2.1 Servicebeschreibung

Unter Verwendung seiner Karte und der persdnlichen Geheimzahl (PIN) kann der Karteninhaber ein Prepaid-Mobilfunk-Konto eines Mobilfunkan-
bieters, auf dem vorausbezahlte Telefonwerteinheiten verbucht werden, an Geldautomaten innerhalb des ihm von seiner Bank eingerdumten
Verfiigungsrahmens (Abschnitt A. lll. Nummer 1.1) zulasten des auf-der Kontos, zu dem die Karte angegebenenKeontes ausgegeben wurde, aufladen.
Voraussetzung ist, dass der vom Karteninhaber gewahlte Geldautomat liber eine entsprechende Ladefunktion verfiigt und der Mobilfunkanbieter,
der das Prepaid-Mobilfunk-Konto fiihrt, das aufgeladen werden soll, an dem System teilnimmt. Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos hat
der Karteninhaber am Display des Geldautomaten den Meniipunkt zum Aufladen des Prepaid-Mobilfunk-Kontos zu wahlen, die Mobilfunk-
Telefonnummer (,Handy-Nummer®) einzugeben und einen angezeigten Aufladebetrag zu wihlen. Nach Autorisierung der Ladetransaktionen durch
die Bank des Karteninhabers wird das Prepaid-Mobilfunk-Konto beim Mobilfunkanbieter aufgeladen. Mit diesem Verfahren kann der Karteninhaber
sowohl sein eigenes Prepaid-Mobilfunk-Konto als auch das eines Dritten aufladen. Wird die Aufladung von der Bank, etwa wegen fehlender
Kontodeckung, nicht autorisiert, wird am Display ein ablehnender Hinweis angezeigt.

2.2 Fehleingabe der Geheimzahl

2.3  Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank ist vertraglich verpflichtet, Ladebetrage fiir ein Prepaid-Mobilfunk-Konto, die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen
Karte autorisiert worden sind, zu bezahlen. Die Zahlungspflicht beschréankt sich auf den jeweils autorisierten Betrag. Einwendungen und sonstige
Beanstandungen des Karteninhabers aus dem Vertragsverhaltnis zu dem Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-Konto fiihrt, sind unmittel-
bar gegeniiber diesem Unternehmen geltend zu machen.

B. Von der Bank angebotene andere Service-Leistungen

Der Karteninhaber kann die Karte, falls diese entsprechend ausgestattet ist, auch fiir die folgenden Dienstleistungen nutzen:

1 Eingabe Erteilung von Uberweisungen Uberweisungsauftrigen an Selbstbedienungsterminals
1.1 Serviceumfang

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Karte und der persénlichen Geheimzahl (PIN) an Selbstbedienungsterminals seiner Bank Uberwei-
sungen Uberweisungsauftrige innerhalb des Verfiigungsrahmens von 1.000 Euro pro Fag-eirgeben Kalendertag erteilen, soweit zwischen Kontoin-
haber und Bank nicht ein anderer Verfligungsrahmen vereinbart worden ist.

1.2  Erteilung und Ausfiihrung der-Uberweisung von Uberweisungsauftrigen

Fir die Erteilung und Ausfiihrung derUberweisung von Uberweisungsauftrigen gelten die gesondert vereinbarten Sonderbedingungen fiir den
Uberweisungsverkehr.

1.3 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Fur den Umgang mit der Karte gelten ergénzend die Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten in Abschnitt A. Il. 7.2 bis 7.4.

1.4 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen in Abschnitt A. l1I. 1.2.

1.5 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Verfiigungen Uberweisungsauftrige

Die Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Verfiigungen Uberweisungsauftrage mit der Karte an Selbstbedienungsterminals richtet sich
nach den Regelungen unter A. Il. 15. Abweichend von A. Il. 15.1 Absatz 6 ist die Haftung des Kontoinhabers auf 1.000 Euro pro Kalendertag und so-
fern ein anderer Verfiigungsrahmen geman B. 1.1 vereinbart wurde, auf diesen beschrankt.

2 SB-Sparverkehr

2.1 Serviceumfang

Der Inhaber eines Sparkontos kann unter Verwendung der Karte und der persénlichen Geheimzahl (PIN) an Geldautomaten iiber Sparkonten, die
durch besondere Vereinbarung des Kontoinhabers mit der Bank fiir diese Verwendung freigegeben sind, Verfiigungen treffen (SB-Sparverkehr). Die
Freigabe zum SB-Sparverkehr erfolgt fiir den Inhaber des Sparkontos. Inwieweit Bevollmachtigte den SB-Sparverkehr nutzen kénnen, richtet sich
nach den zwischen der Bank und dem Kontoinhaber hierfiir getroffenen Vereinbarungen.

Im SB-Sparverkehr sind Auszahlungen vom Sparkonto in bar am Geldautomaten moglich. Fiir Verfligungen vom Sparkonto an Geldautomaten ver-
einbart die Bank mit dem Kontoinhaber einen jeweils fiir einen bestimmten Zeitraum geltenden Verfiigungsrahmen. Abhebungen, mit denen der Ver-
fligungsrahmen uberschritten wiirde, werden abgewiesen. Der Verfligungsumfang ist bei Auszahlungen im SB-Sparverkehr auf die versprochene
Leistung beschrankt.

2.2  Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Fur den Umgang mit der Karte gelten ergénzend die Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten in Abschnitt A. Il. 7.2 bis 7.4.
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2.3 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen in Abschnitt A. 11I. 1.2.

2.4  Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des Kontoinhabers
Es gelten die Regelungen unter A. II. 14.

2.5 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Verfiigungen

Die Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Verfiigungen richtet sich nach den Regelungen unter A. Il. 15. Abweichend von A.Il. 15.1 Ab-
satz 6 ist die Haftung des Kontoinhabers auf den fiir den SB-Sparverkehr geltenden Verfiigungsrahmen (B. 2.1) beschrankt.

2.6 Geltung der ,Sonderbedingungen fiir die SparCard“
Ergédnzend finden die ,Sonderbedingungen fiir die SparCard“ in dem Umfang Anwendung, der fiir den SB-Sparverkehr dort festgelegt ist.

C. Zusatzanwendungen

1 Speicherung von Zusatzanwendungen auf der girocard

(1) Der Karteninhaber hat die Mdglichkeit, den auf der Karte physischen girocard befindlichen Chip als Speichermedium fiir eine bankgenerierte
Zusatzanwendung (z. B. in Form eines Jugendschutzmerkmals) oder als Speichermedium fiir eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung (z. B. in
Form eines elektronischen Fahrscheins) zu benutzen.

(2) Die Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach dem Rechtsverhiltnis des Karteninhabers zur Bank. Eine unternehmens-
generierte Zusatzanwendung kann der Karteninhaber nach Maf3gabe des mit dem Unternehmen geschlossenen Vertrages Vertrags nutzen. Es ob-
liegt der Entscheidung des Karteninhabers, ob er seine Karte physische girocard zur Speicherung unternehmensgenerierter Zusatzanwendungen
nutzen méchte. Die Speicherung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung auf der karte physischen girocard erfolgt am Terminal des Un-
ternehmens nach Absprache zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen. Kreditinstitute nehmen vom Inhalt der am Unternehmensterminal
kommunizierten Daten keine Kenntnis.

2 Verantwortlichkeit des Unternehmens fiir den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung

Die kartenausgebende Bank stellt mit dem Chip auf der Karte physischen girocard lediglich die technische Plattform zur Verfiigung, die es dem Kar-
teninhaber ermdglicht, im Chip der in-derKarte physischen girocard unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen zu speichern. Eine Leistung, die
das Unternehmen Uber die unternehmensgenerierte Zusatzanwendung gegeniiber dem Karteninhaber erbringt, richtet sich ausschlieBlich nach dem
Inhalt des Vertragsverhaltnisses zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen.

3 Reklamationsbearbeitung in Bezug auf Zusatzanwendungen

(1) Einwendungen, die den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschlieBlich gegeniiber
dem Unternehmen geltend zu machen, das die Zusatzanwendung in die Karte physische girocard eingespeichert hat. Das Unternehmen bearbeitet
derartige Einwendungen auf Basis der bei ihm gespeicherten Daten. Der Karteninhaber darf die Karte physische girocard zum Zwecke der Reklama-
tionsbearbeitung nicht dem Unternehmen aushandigen.

(2) Einwendungen, die den Inhalt einer bankgenerierten Zusatzanwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschlieBlich gegeniiber der Bank
geltend zu machen.

L Keine Angabe der von der Bank an den Kunden ausgegebenen PIN bei unternehmensgenerierten Zusatzanwen-
dungen

Bei der Speicherung, inhaltlichen Anderung oder Nutzung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung auf der Karte physischen girocard wird
die von der kartenausgebenden Bank an den Karteninhaber ausgegebene PIN nicht eingegeben. Sofern das Unternehmen, das eine unternehmens-
generierte Zusatzanwendung in die-Karte den Chip der physischen girocard eingespeichert hat, dem Karteninhaber die Méglichkeit eroffnet, den
Zugriff auf diese Zusatzanwendung mit einem separaten, von ihm wahlbaren Legitimationsmedium abzusichern, so darf der Karteninhaber zur Absi-
cherung der unternehmensgenerierten Zusatzanwendung nicht die PIN verwenden, die ihm von der kartenausgebenden Bank fiir die Nutzung der
Zahlungsverkehrsanwendungen zur Verfligung gestellt worden ist.

5 Sperrmdéglichkeit von Zusatzanwendungen

Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegeniiber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in
den Chip der Karte physischen girocard eingespeichert hat und ist nur dann méglich, wenn das Unternehmen die Moglichkeit zur Sperrung seiner
Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung von bankgenerierten Zusatzanwendungen kommt nur gegeniiber der Bank in Betracht und richtet sich
nach dem mit der Bank geschlossenen Vertrag.

D. AuBBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemoglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an die im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ndher bezeichneten Streitschlich-
tungs- oder Beschwerdestellen wenden.
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Sonderbedingungen fiir das OnlineBanking
Stand: September2019 Oktober 2025

1 Leistungsangebot

(1) Der Kunde und dessen Bevollmichtigte kénnen Bankgeschifte mittels OnlineBanking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln.
Zudem konnen sie Informationen der Bank mittels OnlineBanking abrufen.

Des Weiteren sind sie gemaf § 675f Abs. 3 BGB berechtigt, Zahlungsauslésedienste und Kontoinformationsdienste gemaf3 § 1 Abs. 33 und 34 Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen. Dariiber hinaus kénnen sie von ihnen ausgewihlte sonstige Drittdienste nutzen.

(2) Kunde und Bevollmichtigte werden einheitlich als , Teilnehmer”, Konto und Depot einheitlich als ,Konto” bezeichnet, es sei denn, dies ist aus-
driicklich anders bestimmt.

(3)  Zur Nutzung des OnlineBanking gelten die mit der Bank gesondert vereinbarten Verfiigungslimite. Eine Anderung dieser Limite kann der Teil-
nehmer mit seiner Bank gesondert vereinbaren.

2 Voraussetzungen zur Nutzung des OnlineBanking
(1) Der Teilnehmer kann das OnlineBanking nutzen, wenn die Bank ihn authentifiziert hat.

(2) Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Verfahren, mit dessen Hilfe die Bank die Identitit des Teilnehmers oder die be-
rechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungsinstrumentes, einschlieBlich der Verwendung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals des Teil-
nehmers Uberpriifen kann. Mit den hierfiir vereinbarten Authentifizierungselementen kann der Teilnehmer sich gegeniiber der Bank als berechtigter
Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zugreifen (siehe Nummer 3 dieser Bedingungen) sowie Auftrige erteilen (siehe Nummer4 dieser
Bedingungen).

(3) Authentifizierungselemente sind

- Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weil3 (z. B. persénliche Identifikationsnummer [PIN] oder der Nutzungscode fiir die elektroni-
sche Signatur) und
Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B. Gerat zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwendbaren Transaktions-
nummern [TAN]), die den Besitz des Teilnehmers nachweisen, wie die girocard mit TAN-Generator oder das mobile Endgerit, sowie
Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhirenz, z. B. Fingerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers).

(4) Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer gemaB der Anforderung der Bank das Wissenselement, den Nachweis des
Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinselements an die Bank iibermittelt.

3 Zugang zum OnlineBanking

(1) Der Teilnehmer erhilt Zugang zum OnlineBanking der Bank, wenn

er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, Anmeldename) angibt und

er sich unter Verwendung des oder der von der Bank angeforderten Authentifizierungselemente(s) ausweist und

keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9 dieser Bedingungen) vorliegt.
Nach Gewahrung des Zugangs zum OnlineBanking kann auf Informationen zugegriffen oder kénnen nach Nummer 4 dieser Bedingungen Auftrage
erteilt werden.

(2) Fir den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Abs. 26 Satz 1 ZAG (z. B. zum Zweck der Anderung der Anschrift des Kunden) for-
dert die Bank den Teilnehmer auf, sich unter Verwendung eines weiteren Authentifizierungselements auszuweisen, wenn beim Zugang zum Online-
Banking nur ein Authentifizierungselement angefordert wurde. Der Name des Kontoinhabers und die Kontonummer sind fiir den vom Teilnehmer
genutzten Zahlungsauslésedienst und Kontoinformationsdienst keine sensiblen Zahlungsdaten (§ 1 Abs. 26 Satz 2 ZAG).

L Auftrige
4.1 Auftragsarten

Es kdnnen Auftrige verschiedener Art erteilt werden, z. B. Vertrage abschlieBen bzw. Vertragsinderungen zustimmen, Uberweisungen oder Limitin-
derungen beauftragen oder Zahlbetrige fiir einen bestimmten Zeitraum reservieren. Darunter kann auch die Erteilung von Leseberechtigungen fiir
Drittdienste und die Erlaubnis zur Benachrichtigung von Drittdiensten iiber spezielle Umsitze fallen (vgl. Nummer 1 Absatz 1 dieser Bedingungen).

43 4.2 Auftragserteilung

Der Teilnehmer muss einem Auftrag {z—B—Uberweisungen) zu dessen Wirksamkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu Authenti-
fizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN oder elektronische Signatur als Nachweis des Besitzelements) zu verwenden, sofern mit der Bank nichts
anderes vereinbart wurde. Die Bank bestatigt mittels OnlineBanking den Eingang des Auftrags.

42 4.3 Widerruf von Auftragen

Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den fiir die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den
Uberweisungsverkehr). Der Widerruf von Auftragen kann nur auBerhalb des OnlineBanking erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine Widerrufmdg-
lichkeit im OnlineBanking ausdriicklich vor.
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5 Bearbeitung von Auftriagen durch die Bank

(1) Die Bearbeitung der Auftrage erfolgt an den fiir die Abwicklung der jeweiligen Auftragsart (z. B. Uberweisung) auf der OnlineBanking-Seite der
Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” bekannt gegebenen Geschaftstagen im Rahmen des ordnungsgemiaBen Arbeitslaufs. Geht der
Auftrag nach dem auf der OnlineBanking-Seite der Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder
fallt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschiaftstag gemal OnlineBanking-Seite der Bank oder ,Preis- und Leistungsverzeichnis” der Bank,
so gilt der Auftrag als am darauffolgenden Geschaftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Geschaftstag.

(2) Die Bank wird den Auftrag ausfiihren, wenn folgende Ausfiihrungsbedingungen vorliegen:
- Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4% 4.2 dieser Bedingungen).
Die Berechtigung des Teilnehmers fiir die jeweilige Auftragsart (z. B. Wertpapierorder) liegt vor.
Das OnlineBanking-Datenformat ist eingehalten.
Das gesondert vereinbarte OnlineBanking-Verfiigungslimit ist nicht iberschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3 dieser Bedingungen).
Die weiteren Ausfiihrungsbedingungen nach den fiir die jeweilige Auftragsart maBgeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Konto-
deckung gemiR den Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr) liegen vor.
Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Satz 1 vor, fiihrt die Bank die Auftrage nach Ma3gabe der Bestimmungen der fiir die jeweilige Auftragsart
geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Bedingungen fiir das Wertpapiergeschift) aus.

(3) Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, wird die Bank den Auftrag nicht ausfiihren und dem Teilnehmer eine In-
formation Uber die Nichtausfiihrung und - soweit moglich - Uber deren Griinde und die Moglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ablehnung gefiihrt
haben, berichtigt werden kénnen, mittels OnlineBanking zur Verfiigung stellen.

6 Information des Kunden iiber OnlineBanking-Verfiigungen

Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich tiber die mittels OnlineBanking getéatigten Verfligungen auf dem fiir Kontoinforma-
tionen vereinbarten Weg.

7 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

7.1  Schutz der Authentifizierungselemente

(1) Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen) vor
unbefugtem Zugriff zu schiitzen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das OnlineBanking missbrauchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht au-
torisiert genutzt wird (vgl. Nummern 3 und 4 dieser Bedingungen).

(2)  Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teilnehmer vor allem Folgendes zu beachten:

(a) Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie diirfen insbesondere

+ nicht miindlich (z. B. telefonisch oder persénlich) mitgeteilt werden,
nicht auBerhalb des OnlineBanking in Textform (z. B. per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden,
nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der PIN im Klartext im Computer oder im mobilen Endgert) werden und
nicht auf einem Gerit notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerit aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. girocard mit TAN-
Generator, mobiles Endgerit, Signaturkarte) oder zur Priifung des Seinselements (z. B. mobiles Endgerit mit Anwendung fiir das OnlineBanking
und Fingerabdrucksensor) dient.

(b) Besitzelemente, wie z. B. die girocard mit TAN-Generator oder ein mobiles Endgerit, sind vor Missbrauch zu schiitzen, insbesondere

- sind die girocard mit TAN-Generator oder die Signaturkarte vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren,

- ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerit des Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen kénnen,

- ist dafiir Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerit (z. B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung fiir das OnlineBanking
(z. B. OnlineBanking-App, Authentifizierungs-App) nicht nutzen kénnen,

- ist die Anwendung fiir das OnlineBanking (z. B. OnlineBanking-App, Authentifizierungs-App) auf dem mobilen Endgerit des Teilnehmers zu
deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerit aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons),

- dirfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht auBerhalb des OnlineBanking miindlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E-
Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden und
muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur Aktivierung des Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit Anwendung fiir das OnlineBanking)
erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass andere Personen ihr
Gerat als Besitzelement fiir das OnlineBanking des Teilnehmers aktivieren.

(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, diirfen auf einem mobilen Endgerit des Teilnehmers fiir das OnlineBanking nur dann

als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerat keine Seinselemente anderer Personen gespeichert sind. Sind

auf dem mobilen Endgerét, das fiir das OnlineBanking genutzt wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist fiir das OnlineBanking das von

der Bank ausgegebene Wissenselement (z. B. PIN) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerit gespeicherte Seinselement.

(3) Beim mobileTAN-Verfahren darf das mobile Endgerit, mit dem die TAN empfangen wird (z. B. Mobiltelefon), nicht gleichzeitig fiir das Online-
Banking genutzt werden.

(4) Die fir das mobite-FAN-Verfahren mobileTAN-Verfahren hinterlegte Telefonnummer ist zu l&schen oder zu dndern, wenn der Teilnehmer diese
Telefonnummer fiir das OnlineBanking nicht mehr nutzt.

(5) Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absitzen 1 bis 4 darf der Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegeniiber einem von ihm aus-
gewihlten Zahlungsausldsedienst und Kontoinformationsdienst sowie einem sonstigen Drittdienst verwenden (siehe Nummer 1 Absatz 1 Sitze 3
und 4 dieser Bedingungen). Sonstige Drittdienste hat der Teilnehmer mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuwihlen.

7.2 Sicherheitshinweise der Bank

Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der OnlineBanking-Seite der Bank, insbesondere die MaBnahmen zum Schutz der eingesetzten
Hard- und Software (Kundensystem), beachten.
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7.3  Priifung der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten Daten

Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsdaten (z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfingers, Wertpapierkennnum-
mer) liber das gesondert vereinbarte Gerét des Teilnehmers an (z. B. mittels mobilem Endgerét, Chipkartenlesegerat mit Display). Der Teilnehmer ist
verpflichtet, vor der Bestitigung die Ubereinstimmung der angezeigten Daten mit den fiir den Auftrag vorgesehenen Daten zu priifen. Bei Feststel-
lung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen.

8 Anzeige- und Unterrichtungspflichten

8.1 Sperranzeige

(1) Stellt der Teilnehmer

- den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifizierung (z. B. girocard mit TAN-Generator, mobiles Endgerit, Signaturkarte)
oder

- die missbrauchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines Authentifizierungselements

fest, muss der Teilnehmer die Bank hieriiber unverziiglich unterrichten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit auch

Uber die gesondert mitgeteilten Kommunikationskanale abgeben.

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifizierungselements unverziiglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.

(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder betriigerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, muss er
ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2 Unterrichtung iiber nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgefiihrte Auftrage

Der Kunde hat die Bank unverzuglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Auftrags hierliber zu unterrichten.

9 Nutzungssperre

9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers

Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall der Sperranzeige nach Nummer 8.1 dieser Bedingungen,
- den OnlineBanking-Zugang fiir ihn oder alle Teilnehmer oder
- seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des OnlineBanking.

9.2 Sperre auf Veranlassung der Bank

(1) Die Bank darf den OnlineBanking-Zugang fiir einen Teilnehmer sperren, wenn

- sie berechtigt ist, den OnlineBanking-Vertrag aus wichtigem Grund zu kiindigen,

- sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authentifizierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder
- der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betriigerischen Verwendung eines Authentifizierungselements besteht.

(2) Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfiir ma3geblichen Griinde moglichst vor, spatestens jedoch unverziiglich nach der Sperre auf
dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Angabe von Griinden darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen ver-
sto3en wiirde.

9.3 Aufhebung der Sperre

Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifizierungselemente austauschen, wenn die Griinde fiir die Sperre nicht mehr ge-
geben sind. Hierliber unterrichtet sie den Kunden unverziglich.

9.4  Automatische Sperre eines Chip-basierten Besitzelements

(1) Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn der Nutzungscode fiir die elektronische Signatur dreimal in Folge falsch eingege-
ben wird.

(2) Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte, der die Eingabe eines eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt sich selbst, wenn dieser
dreimal in Folge falsch eingegeben wird.

(3) Die in den Absitzen 1 und 2 genannten Besitzelemente kdnnen dann nicht mehr fiir das OnlineBanking genutzt werden. Der Teilnehmer kann
sich mit der Bank in Verbindung setzen, um die Nutzungsmaoglichkeiten des OnlineBanking wiederherzustellen.

9.5 Zugangssperre fiir Zahlungsauslésedienst und Kontoinformationsdienst

Die Bank kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsauslésedienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden verweigern,
wenn objektive und gebiihrend nachgewiesene Griinde im Zusammenhang mit einem nicht autorisierten oder betriigerischen Zugang des Kontoin-
formationsdienstleisters oder des Zahlungsauslésedienstleisters zum Zahlungskonto, einschlieBlich der nicht autorisierten oder betriigerischen
Auslésung eines Zahlungsvorgangs, es rechtfertigen. Die Bank wird den Kunden Uber eine solche Zugangsverweigerung auf dem vereinbarten Weg
unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt moglichst vor, spatestens jedoch unverziiglich nach der Verweigerung des Zugangs. Die Angabe von
Griinden darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoBen wirde. Sobald die Grinde fir die
Verweigerung des Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die Bank die Zugangssperre auf. Hierliber unterrichtet sie den Kunden unverziiglich.

134 541 DG nexolution 06.25 YF7PYLT VDO 399123 Seite 27 von 28



10 Haftung

10.1 Haftung der Bank bei Ausfiihrung eines nicht autorisierten Auftrags und eines nicht, fehlerhaft oder verspatet
ausgefiihrten Auftrags

Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und einem nicht, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten Auftrag richtet sich nach den fir
die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Bedingungen fiir das Wertpapierge-
schift).

10.2 Haftung des Kunden bei missbrauchlicher Nutzung seiner Authentifizierungselemente
10.2.1 Haftung des Kunden fiir nicht autorisierte Zahlungsvorgange vor der Sperranzeige

(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgange vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhan-
dengekommenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbrauchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, haftet der
Kunde fiir den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein
Verschulden trifft.

(2) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 verpflichtet, wenn

- es ihm nicht moglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbrauchliche Verwendung des Au-
thentifizierungselements vor dem nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken oder

- der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters oder
eine sonstige Stelle, an die Tatigkeiten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvorgingen und hat der Teilnehmer in betriigerischer Absicht gehandelt oder
seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen Bedingungen vorsétzlich oder grob fahrlassig verletzt, tragt der Kunde abweichend von den Ab-
satzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorliegen, wenn er
eine seiner Sorgfaltspflichten nach

Nummer 7.1 Absatz 2,

Nummer 7.1 Absatz 4,

Nummer 7.3 oder

Nummer 8.1 Absatz 1
dieser Bedingungen verletzt hat.

(4)  Abweichend von den Absatzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kun-
denauthentifizierung im Sinne des § 1 Abs. 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung
von zwei voneinander unabhingigen Authentifizierungselementen aus den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Nummer 2 Absatz 3 dieser Be-
dingungen).

(5) Die Haftung fiir Schiaden, die innerhalb des Zeitraums, fiir den das Verfiigungslimit gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf das ver-
einbarte Verfugungslimit.

(6) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absatzen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer 8.1
dieser Bedingungen nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Moglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.

(7) Die Absitze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teilnehmer in betriigerischer Absicht gehandelt hat.

(8) Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt erganzend Folgendes:
Der Kunde haftet fiir Schaden aufgrund von nicht autorisierten Zahlungsvorgangen iiber die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatzen 1 und 3
hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlassig oder vorsatzlich gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen verstof3en hat.
Die Haftungsbeschrankung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet keine Anwendung.

10.2.2 Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Verfiigungen auBerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wert-
papiertransaktionen) vor der Sperranzeige

Beruhen nicht autorisierte Verfiigungen auBerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines
verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbrauchlichen Nutzung des Authentifizierungsele-
ments und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der Kunde und die Bank nach den gesetzlichen Grundsatzen des Mitverschuldens.

10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige

Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, libernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte OnlineBanking-Verfiigungen
entstehenden Schaden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in betrligerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.4 Haftungsausschluss

Haftungsanspriiche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstande auf einem ungewdéhnlichen und unvorhersehbaren Er-
eignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen
Sorgfalt von ihr nicht hatten vermieden werden konnen.

11 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemdéglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Teilnehmer an die im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” ndher bezeichneten Streit-
schlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.
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	Strukturlesezeichen
	Volksbank Nordharz eG


	Volksbank Nordharz eG


	Kundeninformation


	mit Erläuterungen zu den Änderungen unserer Geschäftsbedin�gungen zum Zahlungsverkehr zum 5. Oktober 2025 aufgrund

neuer gesetzlicher Rahmenbedingungen und weiterer Anpas�sungen unserer Dienstleistungen


	Guten Tag,


	ab Oktober 2025 gelten aufgrund europäischer Vorgaben neue gesetzliche Bestimmungen zur Abwicklung von „Standard“-Überweisungen in Euro

und Echtzeitüberweisungen in Euro innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR). Diese müssen wir in den mit Ihnen vereinbarten

Geschäftsbedingungen zum Zahlungsverkehr nachvollziehen. Zudem passen wir weitere Dienstleistungen im Zahlungsverkehr und damit

verbundene Kundenbedingungen an.


	Diese Änderungen werden mit Ihrer Zustimmung am 5. Oktober 2025 wirksam. Daher gelten ab dem 5. Oktober 2025 neue Fassungen der folgenden

Geschäftsbedingungen. Das betrifft:


	(1) die Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr,


	(1) die Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr,


	(2) die Sonderbedingungen für die girocard (Debitkarte)

sowie


	(3) die Sonderbedingungen für das OnlineBanking.



	Die neu gefassten Kundenbedingungen sind in der Anlage übersichtlich zusammengestellt. Erläuterungen zu den wesentlichen Änderungen können

Sie dieser ergänzenden Kundeninformation entnehmen.


	Bitte haben Sie dafür Verständnis, dass die folgenden Ausführungen auch Erläuterungen zu Bedingungstexten für Produkte enthalten können, de�ren Nutzung Sie aktuell nicht mit uns vereinbart haben. In diesem Fall sind die entsprechenden Ausführungen sowie die dazugehörigen Kundenbe�dingungen für Sie gegenstandslos.


	Figure

	I. Überblick über die neuen gesetzlichen Regelungen


	I. Überblick über die neuen gesetzlichen Regelungen


	I. Überblick über die neuen gesetzlichen Regelungen



	Aufgrund von neuen gesetzlichen Vorgaben der Europäischen Union zur Abwicklung von „Standard“-Überweisungen in Euro und Echtzeitüberwei�sungen in Euro innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR), erfolgt die Anpassung der Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr.


	Hintergrund ist vor allem die gesetzliche Vorgabe der weiteren Vereinheitlichung der europaweiten Angebote im Überweisungsverkehr einerseits

für die „Standard“-Überweisungen in Euro und andererseits für die zukünftige Nutzung von Echtzeitüberweisungen in Euro innerhalb des Euro�päischen Wirtschaftsraums (EWR).


	Bei Echtzeitüberweisungen in Euro handelt es sich um ein europaweites Überweisungsverfahren, das Ihnen rund um die Uhr zur Verfügung steht.

Diese sekundenschnellen Überweisungen werden innerhalb von maximal 10 Sekunden von Ihrem Girokonto (Zahlungskonto) ausgeführt, sofern

auch der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers das Echtzeitüberweisungsverfahren unterstützt.


	Echtzeitüberweisungen sind durch Sie zukünftig ohne Betragsbegrenzung im Rahmen des vorhandenen Guthabens auf dem Konto und einer einge�räumten Kontoüberziehung möglich, soweit keine Höchstbeträge, zum Beispiel im OnlineBanking, vereinbart sind.


	Die bisherige „Standard“-Überweisung bleibt weiterhin bestehen. Sie haben selbstverständlich weiterhin wie gewohnt die Wahlmöglichkeit auch mit

der „Standard“-Überweisung Gelder in Euro innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) zu überweisen.


	Neu ist, dass sich aufgrund der angepassten Rahmenbedingungen weitere gesetzliche Anforderungen bei der Abwicklung und dem Angebot im

Überweisungsverkehr ergeben. Zukünftig ist vom Gesetz her vorgesehen, dass vor der Autorisierung (Freigabe) von „Standard“-Überweisungen in

Euro und Echtzeitüberweisungen in Euro innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) eine Empfängerüberprüfung (sog. Verification of

Payee, VOP) durchgeführt werden muss. Diese neue Empfängerüberprüfung soll der Verbesserung der Sicherheit entsprechender Überweisungen in

Euro dienen.


	(1) Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr


	(1) Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr



	Angepasste Struktur


	Die Regelungen („Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr“) für „Standard“-Überweisungen in Euro und für Echtzeitüberweisungen in

Euro, auf deren Grundlage Sie Echtzeitüberweisungen in Euro bereits seit längerem nutzen konnten, werden in einem Bedingungswerk zusammen�geführt. In die ab 5. Oktober 2025 geltenden „Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr“ werden die bisherigen „Sonderbedingungen für

die Ausführung von Echtzeit-Überweisungen“ überführt und eingegliedert. Des Weiteren werden Regelungen zu Sammelüberweisungen ergänzt,

die auch die „Sonderbedingungen für die Ausführung von Echtzeit-Überweisungen mittels Sammelaufträgen“ ersetzen, die ab 5. Oktober 2025

ebenfalls entfallen.


	Unter der neuen Nummer 1.14 werden Regelungen zur Umsetzung der neuen Empfängerüberprüfung gemäß den gesetzlichen Vorgaben (Artikel 5c

der EU-Verordnung Nr. 260/2012 aufgrund der Anpassungen durch die EU-Verordnung Nr. 2024/886) aufgenommen.


	Wesentliche Merkmale


	Unter Nummer 1.1 wird die neue gesetzlich vorgegebene Definition der Echtzeitüberweisung aufgenommen. Diese lautet: „Eine Echtzeitüberweisung

ist eine Überweisung in Euro, die an jedem Kalendertag rund um die Uhr sofort ausgeführt wird.“


	Zudem erfolgt zur Klarstellung eine ergänzende Aufnahme der Beschreibung der bereits bekannten „Sammelüberweisung“, mit der mehrere Über�weisungsaufträge gebündelt und rein elektronisch als Sammelauftrag, zum Beispiel per OnlineBanking, erteilt werden können.


	Erteilung des Überweisungsauftrags


	Der Begriff „Formular“ wird für die Beauftragung von nicht elektronisch erteilten Überweisungsaufträgen in „Beleg“ (analog dem Begriff „Über�weisungsbeleg“) angepasst.


	In Nummer 1.3 Absatz 1 wird aufgrund der neuen gesetzlichen Vorgaben der Europäischen Union ergänzt, dass Echtzeitüberweisungen in Euro auch

mit Hilfe eines Beleges erteilt werden können. Diese Beauftragung einer beleghaften Echtzeitüberweisung in Euro kann auf dem Überweisungs�beleg im dafür vorgesehenen Feld durch Ankreuzen kenntlich gemacht werden.


	Zugang des Überweisungsauftrags


	Im neu eingefügten Absatz 4 der Nummer 1.4 erfolgen entsprechende Ergänzungen zum Zugang bei Echtzeitüberweisungen aufgrund der neuen

gesetzlichen Vorgaben der Europäischen Union:


	• Ein elektronisch (zum Beispiel per OnlineBanking) erteilter Echtzeitüberweisungsauftrag kann an jedem Kalendertag, rund um die Uhr zugehen.


	• Ein elektronisch (zum Beispiel per OnlineBanking) erteilter Echtzeitüberweisungsauftrag kann an jedem Kalendertag, rund um die Uhr zugehen.


	• Ein nicht elektronisch erteilter Auftrag (zum Beispiel beleghaft) ist zu dem Zeitpunkt zugegangen, an dem die Bank die Daten in ihr internes

System eingegeben hat.


	• Echtzeitüberweisungsaufträge als Sammelauftrag sind zu dem Zeitpunkt zugegangen, zu dem die Bank die daraus hervorgehenden Über�weisungsaufträge herausgelöst hat.



	Ausführung des Überweisungsauftrags


	In Absatz 1 der Nummer 1.6 wurden als zusätzliche Ausführungsbedingungen bei Echtzeitüberweisungen aufgenommen, dass ein von Ihnen festge�legter separater Höchstbetrag für Echtzeitüberweisungen eingehalten wird und der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers das Echtzeit-

überweisungsverfahren der Bank unterstützen muss.


	Ihre Möglichkeit zur Festlegung eines separaten Höchstbetrages für Echtzeitüberweisungen ist im Preis- und Leistungsverzeichnis näher beschrie�ben. In diesem Zusammenhang können mögliche Betragsgrenzen für Überweisungsaufträge wie folgt vereinbart werden:


	• Überweisungsaufträge sind im Rahmen des vorhandenen Guthabens auf dem Konto und einer eingeräumten Kontoüberziehung ohne Betragsbe�grenzung möglich, soweit keine Höchstbeträge, zum Beispiel im OnlineBanking, vereinbart sind.


	• Überweisungsaufträge sind im Rahmen des vorhandenen Guthabens auf dem Konto und einer eingeräumten Kontoüberziehung ohne Betragsbe�grenzung möglich, soweit keine Höchstbeträge, zum Beispiel im OnlineBanking, vereinbart sind.


	• Von Ihnen kann, im Rahmen der vereinbarten Höchstbeträge, ergänzend ein separater Höchstbetrag für Echtzeitüberweisungsaufträge selbst

festgelegt werden. Dieser kann entweder pro Kalendertag oder pro Echtzeitüberweisungsauftrag definiert sein und jederzeit vor Erteilung eines

Echtzeitüberweisungsauftrags von Ihnen geändert werden.




	Im neuen Absatz 4 wird ergänzend klargestellt, dass wir als kontoführende Bank, Sie unmittelbar über die Ausführung einer Echtzeitüberweisung auf

dem mit Ihnen für Kontoinformationen vereinbarten Weg informieren.


	Im neuen Absatz 4 wird ergänzend klargestellt, dass wir als kontoführende Bank, Sie unmittelbar über die Ausführung einer Echtzeitüberweisung auf

dem mit Ihnen für Kontoinformationen vereinbarten Weg informieren.


	Ablehnung der Ausführung


	Im Absatz 1 der Nummer 1.7 wird ergänzt, dass eine Ablehnung bei einer Echtzeitüberweisung erfolgt, wenn der von Ihnen festgelegte Höchst�betrag nicht eingehalten wird. Unabhängig davon ist die Bank berechtigt, die Ausführung einer Sammelüberweisung abzulehnen, wenn der Sam�melauftrag nur eine „Standard“-Überweisung in Euro bzw. nur eine Echtzeitüberweisung in Euro enthält und der Kunde auf die Empfängerüber�prüfung verzichtet hat. Ein solcher Verzicht auf die Empfängerüberprüfung ist jedoch nur Kunden möglich, die Nicht-Verbraucher sind.


	Empfängerüberprüfung


	In der neu eingefügten Nummer 1.14 wird die Darstellung der neuen gesetzlichen Vorgaben der Europäischen Union ergänzt, dass für „Standard“-

Überweisungen in Euro oder Echtzeitüberweisungen in Euro die Bank Ihnen eine Dienstleistung zur Überprüfung des Zahlungsempfängers, an den

Sie eine entsprechende Überweisung in Auftrag geben wollen, anbietet (Empfängerüberprüfung).


	Diese neue Empfängerüberprüfung (sog. Verification of Payee, VOP) wird aufgrund der neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen zukünftig vor der

Autorisierung (Freigabe) von Überweisungen durchgeführt. Sie soll der Verbesserung der Sicherheit entsprechender Überweisungen in Euro dienen.


	Haben Sie die Kundenkennung des Zahlungskontos des Zahlungsempfängers (zum Beispiel die IBAN) und den Namen des Zahlungsempfängers im

Überweisungsauftrag angegeben, wird abgeglichen, ob die angegebene Kundenkennung (IBAN) und der von Ihnen angegebene Name des Zah�lungsempfängers übereinstimmen. Diesen Abgleich wird der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers aufgrund der von Ihnen eingegebenen

Angaben durchführen.


	Im Falle von nicht elektronisch erteilten Überweisungsaufträgen (zum Beispiel mittels Überweisungsbeleg) führen wir die Empfängerüberprüfung

zum Zeitpunkt des Zugangs des Überweisungsauftrags bei der Bank durch, sofern sie zu diesem Zeitpunkt anwesend sind.


	Die Empfängerüberprüfung des Zahlungsempfängers, an den Sie eine Überweisung in Euro oder Echtzeitüberweisung in Euro innerhalb des

einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (Single Euro Payments Area, SEPA) beauftragen wollen erfolgt generell, wenn wir dazu gesetzlich ver�pflichtet oder anderweitig berechtigt sind.


	Sie sehen als Ergebnis der Empfängerüberprüfung, ob der von Ihnen eingegebene Name des Zahlungsempfängers mit dem Namen des

Kontoinhabers vollständig übereinstimmt, ob es ggf. eine leichte Abweichung gibt, inklusive der Anzeige der richtigen Bezeichnung, oder ob die von

Ihnen vorgenommenen Angaben komplett abweichen. Ergibt hierbei die Empfängerüberprüfung, dass die beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs�empfängers hinterlegten Daten nicht oder nahezu mit Ihren Angaben übereinstimmen, teilen wir zusätzlich mit, welche Folge eine dann gleichwohl

erfolgte Autorisierung des Überweisungsauftrages haben könnte.


	Das Ergebnis der Empfängerüberprüfung ist anschließend durch Sie als Autorisierenden des Zahlungsauftrages zur Kenntnis zu nehmen und durch

Sie zu entscheiden, ob die Überweisung trotzdem ausgeführt oder ob sie von Ihnen nicht beauftragt und gegebenenfalls korrigiert erneut einge�reicht wird.


	Ein Sammelüberweisungsauftrag kann nach dem Vorliegen des Ergebnisses der Empfängerüberprüfung nur als gesamte Datei zur Ausführung

autorisiert werden oder als gesamte Datei nicht ausgeführt werden. Die Freigabe nur einzelner Zahlungen innerhalb eines Sammelüber�weisungsauftrags ist nicht möglich.


	Für Kunden, die Verbraucher sind, ist die Durchführung der Empfängerüberprüfung immer verpflichtend und kann aufgrund gesetzlicher Vorgaben

nicht abgewählt bzw. deaktiviert werden.


	Kunden, die keine Verbraucher sind, können bei Sammelüberweisungsaufträgen in Euro und bei Sammelaufträgen mit Echtzeitüberweisungen in

Euro jeweils bei der Einreichung entscheiden, ob eine Empfängerüberprüfung vorgenommen werden soll (Nutzung = sog. „opt-in“) oder nicht vorge�nommen werden soll (Abwahl = sog. „opt-out“). Bei einzelnen Überweisungen können Sie als Nicht-Verbraucher aufgrund der gesetzlichen Vorga�ben nicht auf die Empfängerüberprüfung verzichten.


	Beginn der Ausführungsfrist


	Im neuen Absatz 4 der Nummer 2.2.2 wird ergänzt, dass in den Fällen, in denen der Kunde mit der Bank einen bestimmten Termin für die Ausführung

eines Echtzeitüberweisungsauftrages in Euro vereinbart hat, dieser Termin als Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich ist. Somit ist der im Auftrag

angegebene oder anderweitig vereinbarte zukünftige Termin für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich.


	Ansprüche im Zusammenhang mit der Empfängerüberprüfung


	In der neuen Nummer 2.3.3 wird die Darstellung der neuen gesetzlichen Vorgaben der Europäischen Union hinsichtlich Erstattungs-, Berichtigungs�und Schadensersatzansprüchen in Verbindung mit der neuen Empfängerüberprüfung wie folgt ergänzt:


	• Autorisiert der Kunde den Auftrag, obwohl ihn die Bank bei der Empfängerüberprüfung gemäß Nummer 1.14 unterrichtet hat, dass die Daten nicht

oder nahezu übereinstimmen, haftet die Bank nicht für die Folgen dieser fehlenden Übereinstimmung, wenn sie die Überweisung ausschließlich

anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausführt. Dies gilt auch, wenn der

Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers die Empfängerüberprüfung nicht durchgeführt hat und die Bank den Kunden darüber vor der

Autorisierung des Auftrags informiert hat.


	• Autorisiert der Kunde den Auftrag, obwohl ihn die Bank bei der Empfängerüberprüfung gemäß Nummer 1.14 unterrichtet hat, dass die Daten nicht

oder nahezu übereinstimmen, haftet die Bank nicht für die Folgen dieser fehlenden Übereinstimmung, wenn sie die Überweisung ausschließlich

anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausführt. Dies gilt auch, wenn der

Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers die Empfängerüberprüfung nicht durchgeführt hat und die Bank den Kunden darüber vor der

Autorisierung des Auftrags informiert hat.


	• Hat der Kunde, der kein Verbraucher ist, auf die Empfängerüberprüfung gemäß der Nummer 1.14.3 verzichtet, gehen Schäden und Nachteile zu

dessen Lasten, wenn die Bank die Überweisung ausschließlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers

(siehe Nummer 1.2) ausführt.


	• Wurde die Empfängerüberprüfung fehlerhaft durchgeführt und führt dies zu einer fehlerhaften Ausführung der Überweisung, so erstattet die

Bank dem Kunden auf dessen Verlangen unverzüglich den überwiesenen Betrag und bringt gegebenenfalls das belastete Zahlungskonto des

Kunden wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Überweisung befunden hätte. Gleiches gilt, wenn der Zahlungsauslösedienstleister des

Kunden die Empfängerüberprüfung fehlerhaft durchführt.




	Echtzeitüberweisungen mit Drittstaatenbezug


	Echtzeitüberweisungen mit Drittstaatenbezug


	Im neuen Absatz 2 der Nummer 3.2.2 (Ausführungsfrist bezüglich Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten, wie zum Beispiel die

Schweiz)) erfolgen entsprechende Ergänzungen und Klarstellungen zu der möglichen Nutzung von Echtzeitüberweisungen in Euro in bestimmte

weitere Staaten und Gebiete außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR). Diese fallen nicht unter die neuen gesetzlichen Vorgaben der

Europäischen Union. Von daher erfolgt in diesen Fällen auch eine Empfängerüberprüfung bis auf Weiteres nicht. Die Ausführungsfrist gilt aber

entsprechend.


	In diesem Rahmen werden Echtzeitüberweisungen in Euro innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Ausführungsfrist beim

Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers bewirkt, sofern der dortige Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers das Echtzeitüberwei�sungsverfahren der Bank unterstützt.


	II. Weitere Anpassungen unserer Dienstleistungen und Änderungen damit verbundener Kunden�bedingungen


	Weiterhin ändern wir aufgrund aktueller Entwicklungen und fortlaufender Produktumsetzungen die Sonderbedingungen für die girocard (Debitkar�te) sowie die Sonderbedingungen für das OnlineBanking.


	(2) Sonderbedingungen für die girocard (Debitkarte)


	(2) Sonderbedingungen für die girocard (Debitkarte)



	Der technische Fortschritt führt dazu, dass auch die girocard (Debitkarte) einen umfangreicheren und weitergehenden Einsatz in einem sich wan�delnden Umfeld ermöglicht. Das führt dazu, dass neue Begriffe bzw. Bezeichnungen verwendet werden und somit der aktuellen Entwicklung hin zur

weiteren Digitalisierung, Rechnung getragen wird. Die Änderungen betreffen verschiedene Regelungen dieser Kundenbedingungen, wie Sie den

beigefügten geänderten Kundenbedingungen entsprechend den dargestellten Anpassungen entnehmen können. Die nachstehenden Erläuterungen

beschreiben die wesentlichen Anpassungen.


	Akzeptanzstellen


	Die Bezahlmöglichkeiten mit der girocard haben sich im Laufe der Zeit erweitert, so dass zum Beispiel automatisierte Kassen, Terminals, das Be�zahlen im Online-Handel und das Bezahlen In-App in Händleranwendungen unter dem Oberbegriff Akzeptanzstellen zusammengefasst werden

(siehe zum Beispiel unter Nummer A. I. (Geltungsbereich)).


	Persönliche Authentifizierungselemente


	Neben der persönlichen Geheimzahl (PIN) lässt das Gesetz weitere persönliche Authentifizierungselemente, zum Beispiel den Fingerabdruck und die

Gesichtserkennung zu. Damit diese je nach Anwendungsfall zum Einsatz kommen können, wurde die Begrifflichkeit erweitert (siehe unter anderem

unter Nummer A. II. 8 (Autorisierung von Kartenzahlungsvorgängen durch den Karteninhaber)).


	Vereinfachung des Kartenzahlungsvorgangs


	Es erfolgt eine Ergänzung und Darstellung weiterer Einsatzmöglichkeiten ohne Nutzung von persönlichen Authentifizierungselementen (z. B. PIN)

bei bestimmten Akzeptanzstellen durch Ausnutzung der rechtlichen Rahmenbedingungen (z. B. Verkehrsnutzungsentgelte und Parkgebühren, vom

Karteninhaber erstellte Liste seiner vertrauenswürdigen Empfänger) (siehe Nummer A. I. 3 (Ohne Einsatz persönlicher Authentifizierungselemente (z.


	B. persönliche Geheimzahl „PIN“)).


	B. persönliche Geheimzahl „PIN“)).



	Zusatzfunktionen


	Die Karte kann während der Erbringung von Zahlungsdiensten bzw. außerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten weitere Zusatzfunktionen

ermöglichen, z. B. Online-Altersverifikation, Kundenbindungsprogramm (siehe unter anderem unter Nummer A. I. 3 (Ohne Einsatz persönlicher

Authentifizierungselemente (z. B. persönliche Geheimzahl „PIN“)).


	Aufgrund dieser Nutzungsmöglichkeiten wurde auch der gesetzliche Erstattungsanspruch des Kontoinhabers bei einem von dem Zahlungsem�pfänger ausgelösten autorisierten Kartenzahlungsvorgang gemäß § 675x BGB aufgenommen (siehe Nummer A. II. 14.5 (Anspruch des Kontoinhabers

bei einem von dem Zahlungsempfänger ausgelösten autorisierten Kartenzahlungsvorgang)).


	Aktualisierungsservice für Zahlungen im Online-Handel


	Der bisherige Aktualisierungsservice für Zahlungen im Online-Handel wird detaillierter beschrieben und konkretisiert (siehe Nummer A. I. 4 (Aktu�alisierungsservice für Zahlungen im Online-Handel)).


	Ausgabe der Karte


	Die möglichen Erscheinungsformen der Karte werden weitergehend dargestellt und dabei insbesondere die möglichen Übereinstimmungen der

physischen girocard und der digitalen girocard beschrieben und konkretisiert.


	Damit wird verdeutlicht, dass ergänzend zur physischen girocard auch eine digitale Erscheinungsform („digitalisierte girocard“) nutzbar ist. Bei der

zusätzlichen Nutzung einer „digitalisierten girocard“ gelten zudem die besonderen Regelungen, die bei einer allein digitalen Ausgabe der Karte

(„virtuelle girocard“) zur Anwendung kommen. Beide Versionen der Karte werden mittels Oberbegriffs als „digitale girocard“ bezeichnet. Es wird da�her inhaltlich auf die „Sonderbedingungen für die digitale girocard (Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren“ Bezug genommen

(siehe Nummer A. II. 1 (Ausgabe der Karte)).


	Folgen der Unterscheidung zwischen physischer und digitaler Karte


	Durch die Nutzungsmöglichkeit von digitalen Karten erfolgten entsprechende textliche Anpassungen zur Unterscheidung zwischen physischer und

digitaler Karte in den gesamten Bedingungen (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 5 (Rückgabe der girocard)). So war insgesamt ebenfalls

anzupassen, dass die Karte zu dem Konto und für den Zeitraum gilt, zu dem sie ausgegeben worden ist und nicht ausschließlich ein Aufdruck auf der

physischen Karte maßgeblich ist (siehe unter anderem unter Nummer A. II. 2 (Karteninhaber und Vollmacht)).



	Insbesondere betrifft dies die folgenden weiteren Regelungen:


	Insbesondere betrifft dies die folgenden weiteren Regelungen:


	• Der Kontoinhaber ist verantwortlich, dass der Bevollmächtigte bei Widerruf der Vollmacht nicht nur die physische Karte zurückgibt oder

vernichtet, sondern auch die digitale Karte auf allen mobilen Endgeräten löscht (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 2 (Karteninhaber und

Vollmacht)).


	• Der Kontoinhaber ist verantwortlich, dass der Bevollmächtigte bei Widerruf der Vollmacht nicht nur die physische Karte zurückgibt oder

vernichtet, sondern auch die digitale Karte auf allen mobilen Endgeräten löscht (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 2 (Karteninhaber und

Vollmacht)).


	• Ist die Bank berechtigt die Rückgabe der Karte zu verlangen, so hat der Kontoinhaber nicht nur die physische Karte zurückzugeben, sondern auch

die digitale Karte auf allen mobilen Endgeräten zu löschen. (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 5 (Rückgabe der girocard)).


	• Durch die Nutzungsmöglichkeit von digitalen Karten erfolgte die entsprechend redaktionelle Anpassung, dass die Bank bei einer Sperre der Karte

verlangen kann, dass der Kunde diese auf seinen mobilen Endgeräten löscht (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 6 (Sperre und Einziehung der

girocard)).


	• Durch die Nutzungsmöglichkeit von digitalen Karten erfolgte die entsprechend textliche Anpassung, dass sich die Pflichten und die Haftung des

Karteninhabers über die physische girocard hinaus auch auf das mobile Endgerät für die digitale Karte und/oder mit der SecureGo plus-App, den

weiteren persönlichen Authentifizierungselementen erstreckt. (siehe zum Beispiel unter Nummer A. II. 7.1 (Unterrichtungs- und Anzeigepflichten)).

Entsprechendes gilt zu den vorgenannten Regelungen hinsichtlich der Kartendaten für Fernzahlungsvorgänge im Online-Handel. (siehe zum

Beispiel unter Nummer A. II. 7.2 (Sorgfältige Aufbewahrung der girocard)).



	Entgeltverweis auf § 675l Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs


	Der Entgeltverweis auf § 675l Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wurde in Folge höchstrichterlicher Rechtsprechung entfernt (siehe Nummer A. II.

7.4 Absatz 4 [alt] (Unterrichtungs- und Anzeigepflichten)).


	Sorgfältige Aufbewahrung der girocard


	Die Sorgfaltspflichten wurden hinsichtlich des möglichen Missbrauchs nicht nur an automatisierten Kassen, sondern auch an übrigen Akzeptanz�stellen und bei Fernzahlungsvorgängen im Online-Handel konkretisiert (siehe Nummer A. II. 7.2 (Sorgfältige Aufbewahrung der girocard)).


	Autorisierung von Kartenzahlungsvorgängen durch den Karteninhaber


	Ergänzt wurde die Möglichkeit zu kontaktlosen Bargeldauszahlungen am Geldautomaten durch das Heranführen der Karte an den Kontaktlosleser

des Geldautomaten. Weiterhin wurden für besondere Authentifizierungsverfahren die dazu entsprechend einschlägigen ergänzenden Sonderbe�dingungen benannt. Es handelt sich dabei um die „Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise für die gesicherte Authentifizierung bei Zahlungen

mit der girocard (Debitkarte) im Internet“ und die „Sonderbedingungen für die digitale girocard (Debitkarte) mit individualisierten Authentifi�zierungsverfahren“ (siehe Nummer A. II. 8 (Autorisierung von Kartenzahlungsvorgängen durch den Karteninhaber)).


	Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen


	Aus Transparenzgründen wurde konkretisiert, dass bei der Nutzung der Karte im Rahmen eines fremden Debitkartensystems der dazu eingeschaltete

Dienstleister auch mit dem direkten Einzug der verfügten Beträge beauftragt ist (siehe Nummer A. III. 1.3 (Zahlungsverpflichtung der Bank; Rekla�mationen)).


	Überweisungsaufträge an Selbstbedienungsterminals


	Redaktionell wird nunmehr von Überweisungsaufträgen gesprochen und die Betrachtung klarstellend auf die Erteilung dieser Aufträge erstreckt.

(siehe Ziffer B. 1 [neu] (Erteilung von Überweisungsaufträgen an Selbstbedienungsterminals)).


	Weitere Änderungen


	Die Begriffe Kartenzahlungsverfügung bzw. Verfügung wurden in den Regelungen durch die Begriffe Kartenzahlungsvorgang bzw. Zahlungsvor�gang ersetzt und somit konkretisiert, da der Begriff Zahlungsvorgang bereits gesetzlich vorgegeben ist (siehe zum Beispiel Nummer A. II. 14 (Er�stattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers).


	Zur Fehleingabe der Geheimzahl wird einheitlich auf Nummer A. III. 1.2 verwiesen. Inhaltlich haben diese Änderungen jedoch keine Auswirkung auf

die bisherigen Regelungen (siehe Nummer A. III. 2.2 (Fehleingabe der Geheimzahl)).


	(3) Sonderbedingungen für das OnlineBanking


	(3) Sonderbedingungen für das OnlineBanking



	Konkretisierung eines Auftrages gemäß Leistungsangebot


	Sie können bereits jetzt Bankgeschäfte mittels OnlineBanking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln, Informationen der Bank mittels

OnlineBanking abrufen und Zahlungsauslösedienste und Kontoinformationsdienste unter Verwendung Ihrer Personalisierten Sicherheitsmerkmale

und Zahlungsinstrumente (zum Beispiel PIN und TAN) nutzen (Nummer 1 Absatz 1). Die Darstellung der diesbezüglichen Auftragsarten ist entspre�chend erweitert worden (neu eingefügte Nummer 4.1).



	Volksbank Nordharz eG


	Volksbank Nordharz eG


	Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr


	Fassung: Januar 2023 Oktober 2025


	Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen von Kunden gelten die folgenden Bedingungen.


	1 Allgemein


	1.1 Wesentliche Merkmale der Überweisung einschließlich des Dauerauftrags


	Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Überweisung Geldbeträge bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfängers an den Zahlungs�dienstleister des Zahlungsempfängers zu übermitteln. Der Kunde kann die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem bestimmten wiederkehrenden

Termin einen gleichbleibenden Geldbetrag an das gleiche Konto des Zahlungsempfängers zu überweisen (Dauerauftrag). Eine Echtzeitüberweisung

ist eine Überweisung in Euro, die an jedem Kalendertag rund um die Uhr sofort ausgeführt wird.


	Der Kunde kann der Bank mehrere Überweisungsaufträge gebündelt elektronisch (zum Beispiel per OnlineBanking) als Sammelauftrag erteilen

(Sammelüberweisung). Alle in einem Sammelauftrag enthaltenen Überweisungsaufträge werden unabhängig vom Zeitpunkt ihrer Ausführung in

einer Summe dem Zahlungskonto belastet.


	1.2 Kundenkennungen


	Für das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung des Zahlungsempfängers zu verwenden.


	Zielgebiet 
	Zielgebiet 
	Zielgebiet 
	Währung 
	Kundenkennung des Zahlungsempfängers



	Inland 
	Inland 
	Euro 
	IBAN1



	Grenzüberschreitend innerhalb des

Europäischen Wirtschaftsraums2


	Grenzüberschreitend innerhalb des

Europäischen Wirtschaftsraums2


	Euro 
	IBAN



	Inland oder innerhalb des

Europäischen Wirtschaftsraums


	Inland oder innerhalb des

Europäischen Wirtschaftsraums


	Andere Währung

als Euro


	· IBAN und BIC3 oder

· Kontonummer und BIC



	Außerhalb des


	Außerhalb des


	Außerhalb des


	Europäischen Wirtschaftsraums



	Euro oder

andere Währung


	· IBAN und BIC oder

· Kontonummer und BIC




	Die für die Ausführung der Überweisung erforderlichen Angaben ergeben sich aus den Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.


	1.3 Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisierung


	(1) Der Kunde erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels eines von der Bank zugelassenen Vordrucks oder in der mit der Bank anderweitig

vereinbarten Art und Weise (zum Beispiel per OnlineBanking) mit den erforderlichen Angaben gemäß Nummer 2.1 beziehungsweise Nummern 3.1.1

und 3.2.1.


	(1) Der Kunde erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels eines von der Bank zugelassenen Vordrucks oder in der mit der Bank anderweitig

vereinbarten Art und Weise (zum Beispiel per OnlineBanking) mit den erforderlichen Angaben gemäß Nummer 2.1 beziehungsweise Nummern 3.1.1

und 3.2.1.



	Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben zu achten. Unleserliche, unvollständige oder fehlerhafte Angaben

können zu Verzögerungen und zu Fehlleitungen von Überweisungen führen; daraus können Schäden für den Kunden entstehen. Bei unleserlichen,

unvollständigen oder fehlerhaften Angaben kann die Bank die Ausführung ablehnen (siehe auch Nummer 1.7). Hält der Kunde bei der Ausführung

der Überweisung besondere Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig beleghaft erteilten Überweisungen muss

dies außerhalb des Formulars Belegs erfolgen, falls das Formular der Beleg selbst keine entsprechende Angabe vorsieht. Bei beleghaften Echtzeit-

überweisungen in Euro kann der Kunde auf dem Überweisungsbeleg die Beauftragung einer Echtzeitüberweisung in Euro im dazu vorgesehenen

Feld ankreuzen.


	(2) Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unterschrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und Weise (zum Bei�spiel PIN/TAN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Bank die für die Ausführung der Überweisung

notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus ihrem Datenbestand), verarbeitet, übermittelt und speichert.


	(2) Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unterschrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und Weise (zum Bei�spiel PIN/TAN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Bank die für die Ausführung der Überweisung

notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus ihrem Datenbestand), verarbeitet, übermittelt und speichert.


	(3) Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausführung eines einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist für diesen Zah�lungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte und gegebenenfalls deren Aufschlüsselung mit.


	(4) Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungsauftrags an die Bank auch einen Zahlungsauslösedienst gemäß § 1 Abs. 33 Zah�lungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, es sei denn, das Zahlungskonto des Kunden ist für ihn nicht online zugänglich.



	1.4 Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank


	(1) Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht. Das gilt auch, wenn der Überweisungsauftrag über einen Zahlungsauslöse�dienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt durch den Eingang des Auftrags in den dafür vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der Bank (zum

Beispiel mit Abgabe in den Geschäftsräumen oder Eingang auf dem OnlineBanking-Server der Bank).


	(1) Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht. Das gilt auch, wenn der Überweisungsauftrag über einen Zahlungsauslöse�dienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt durch den Eingang des Auftrags in den dafür vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der Bank (zum

Beispiel mit Abgabe in den Geschäftsräumen oder Eingang auf dem OnlineBanking-Server der Bank).


	(2) Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags nach Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschäftstag der Bank gemäß „Preis- und Leis�tungsverzeichnis“, so gilt der Überweisungsauftrag erst am darauffolgenden Geschäftstag als zugegangen.


	(3) Geht der Überweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung der Bank oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen An�nahmezeitpunkt ein, so gilt der Überweisungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung der Ausführungsfrist (siehe Nummer 2.2.2) erst als am darauf�folgenden Geschäftstag zugegangen.




	(4) Bei Echtzeitüberweisungen gilt abweichend von Absätzen 2 und 3:


	(4) Bei Echtzeitüberweisungen gilt abweichend von Absätzen 2 und 3:


	• Ein elektronisch erteilter Auftrag kann an jedem Kalendertag rund um die Uhr zugehen.


	• Ein nicht elektronisch erteilter Auftrag (zum Beispiel beleghaft) ist zu dem Zeitpunkt zugegangen, an dem die Bank die Daten in ihr internes


	System eingegeben hat. Diese Eingabe beginnt so bald wie möglich, nachdem der Auftrag in den dafür vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der


	Bank eingegangen ist.


	• Echtzeitüberweisungsaufträge als Sammelauftrag sind zu dem Zeitpunkt zugegangen, zu dem die Bank die daraus hervorgehenden Überwei�
	sungsaufträge herausgelöst hat. Die Bank beginnt mit der Umwandlung des Sammelauftrags unverzüglich nach der Auftragserteilung des Kunden


	und schließt die Umwandlung so bald wie möglich ab.


	1.5 Widerruf des Überweisungsauftrags


	(1) Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank (siehe Nummer 1.4 Absätze 1 und 2 1, 2 und 4) kann der Kunde diesen durch Erklärung

gegenüber der Bank widerrufen. Nach dem Zugang des Überweisungsauftrags ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 ein Widerruf nicht mehr möglich.

Nutzt der Kunde für die Erteilung seines Überweisungsauftrags einen Zahlungsauslösedienstleister, so kann er den Überweisungsauftrag

abweichend von Satz 1 nicht mehr gegenüber der Bank widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslösedienstleister die Zustimmung zur Auslösung

der Überweisung erteilt hat.


	(2) Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin für die Ausführung der Überweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 2), kann der Kunde

die Überweisung beziehungsweise den Dauerauftrag (siehe Nummer 1.1) bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden Geschäftstags der

Bank widerrufen. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Nach dem rechtzeitigen Zugang des

Widerrufs eines Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren Überweisungen mehr aufgrund des bisherigen Dauerauftrags ausgeführt.


	(2) Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin für die Ausführung der Überweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 2), kann der Kunde

die Überweisung beziehungsweise den Dauerauftrag (siehe Nummer 1.1) bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden Geschäftstags der

Bank widerrufen. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Nach dem rechtzeitigen Zugang des

Widerrufs eines Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren Überweisungen mehr aufgrund des bisherigen Dauerauftrags ausgeführt.


	(3) Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Überweisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Bank dies ver�einbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, die Ausführung zu verhindern oder den Überweisungsbetrag zurückzuer�langen. Nutzt der Kunde für die Erteilung seines Überweisungsauftrags einen Zahlungsauslösedienstleister, bedarf es ergänzend der Zustimmung

des Zahlungsauslösedienstleisters und des Zahlungsempfängers. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kunden berechnet die Bank das

im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.



	1.6 Ausführung des Überweisungsauftrags


	(1) Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn die zur Ausführung erforderlichen Angaben (siehe die Nummern 2.1, 3.1.1 und

3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 1.3 Absatz 1) vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) und ein

zur Ausführung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der Auftragswährung vorhanden oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist (Ausfüh�rungsbedingungen). Bei einer Echtzeitüberweisung sind zusätzliche Ausführungsbedingungen, dass der vom Kunden festgelegte separate Höchst�betrag für Echtzeitüberweisungen (siehe Angaben im „Preis- und Leistungsverzeichnis“) eingehalten wird und der Zahlungsdienstleister des Zah�lungsempfängers das Echtzeitüberweisungsverfahren der Bank unterstützt.


	(1) Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn die zur Ausführung erforderlichen Angaben (siehe die Nummern 2.1, 3.1.1 und

3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 1.3 Absatz 1) vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) und ein

zur Ausführung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der Auftragswährung vorhanden oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist (Ausfüh�rungsbedingungen). Bei einer Echtzeitüberweisung sind zusätzliche Ausführungsbedingungen, dass der vom Kunden festgelegte separate Höchst�betrag für Echtzeitüberweisungen (siehe Angaben im „Preis- und Leistungsverzeichnis“) eingehalten wird und der Zahlungsdienstleister des Zah�lungsempfängers das Echtzeitüberweisungsverfahren der Bank unterstützt.


	(2) Die Bank und die weiteren an der Ausführung der Überweisung beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Überweisung ausschließ-

lich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) auszuführen.


	(3) Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich über die Ausführung von Überweisungen auf dem für Kontoinformationen ver�einbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart

werden.

(4) Die Bank unterrichtet den Kunden unmittelbar über die Ausführung einer Echtzeitüberweisung auf dem für Kontoinformationen vereinbarten

Weg.



	1.7 Ablehnung der Ausführung


	(1) Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 Absatz 1) nicht erfüllt, kann die Bank die Ausführung des Überweisungsauftrags ablehnen.

Ist bei einer Echtzeitüberweisung der vom Kunden festgelegte Höchstbetrag (siehe Angaben im „Preis- und Leistungsverzeichnis“) nicht eingehalten,

wird die Bank die Ausführung ablehnen. Unabhängig davon ist die Bank berechtigt, die Ausführung einer Sammelüberweisung abzulehnen, wenn der

Sammelauftrag entgegen Nummer 1.1 nur eine Überweisung in Euro bzw. nur eine Echtzeitüberweisung in Euro enthält und der Kunde auf die

Empfängerüberprüfung verzichtet hat. Hierüber Über die Ablehnung der Ausführung wird die Bank den Kunden unverzüglich, auf jeden Fall aber

innerhalb der in Nummer 2.2.1 beziehungsweise Nummer 3.1.2 und Nummer 3.2.2 vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem für

Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglichkeiten

angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können.


	(1) Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 Absatz 1) nicht erfüllt, kann die Bank die Ausführung des Überweisungsauftrags ablehnen.

Ist bei einer Echtzeitüberweisung der vom Kunden festgelegte Höchstbetrag (siehe Angaben im „Preis- und Leistungsverzeichnis“) nicht eingehalten,

wird die Bank die Ausführung ablehnen. Unabhängig davon ist die Bank berechtigt, die Ausführung einer Sammelüberweisung abzulehnen, wenn der

Sammelauftrag entgegen Nummer 1.1 nur eine Überweisung in Euro bzw. nur eine Echtzeitüberweisung in Euro enthält und der Kunde auf die

Empfängerüberprüfung verzichtet hat. Hierüber Über die Ablehnung der Ausführung wird die Bank den Kunden unverzüglich, auf jeden Fall aber

innerhalb der in Nummer 2.2.1 beziehungsweise Nummer 3.1.2 und Nummer 3.2.2 vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem für

Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglichkeiten

angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können.


	(2) Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die Bank erkennbar keinem Zahlungsempfänger, keinem Zahlungskonto oder keinem

Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zuzuordnen, wird die Bank dem Kunden hierüber unverzüglich eine Information zur Verfügung stel�len und ihm gegebenenfalls den Überweisungsbetrag wieder herausgeben.


	(3) Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überweisungsauftrags berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsver�zeichnis“ ausgewiesene Entgelt.



	1.8 Übermittlung der Überweisungsdaten


	Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Bank die in der Überweisung enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) unmittelbar oder

unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers. Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsem�pfängers kann dem Zahlungsempfänger die Überweisungsdaten, zu denen auch die Internationale Bankkontonummer (IBAN) des Zahlers gehört,

ganz oder teilweise zur Verfügung stellen.


	Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei Eilüberweisungen im Inland können die Überweisungsdaten auch über das Nachrichtenüber�mittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungsdienstleister des

Zahlungsempfängers weitergeleitet werden. Aus Gründen der Systemsicherheit speichert SWIFT die Überweisungsdaten vorübergehend in seinen

Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA.



	1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen


	1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen


	Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu unter�richten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsauslösedienstleisters.


	1.10 Entgelte und deren Änderung


	1.10.1 Entgelte für Verbraucher


	Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“.


	Änderungen der Entgelte im Überweisungsverkehr werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk�samwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg

vereinbart (zum Beispiel das OnlineBanking), können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank angebotenen

Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über die

Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kunden nur ausdrücklich treffen.


	Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschäftsbedin�gungen.


	1.10.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind


	Bei Entgelten und deren Änderung für Überweisungen von Kunden, die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2

bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.


	1.11 Wechselkurs


	Erteilt der Kunde einen Überweisungsauftrag in einer anderen Währung als der Kontowährung, wird das Konto gleichwohl in der Kontowährung be�lastet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei solchen Überweisungen ergibt sich aus der Umrechnungsregelung im „Preis- und Leistungsver�zeichnis“.


	Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des

Kunden wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der Bank zugänglich gemacht oder stammt aus einer öffentlich zugänglichen Quelle.


	1.12 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht


	Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht zu beachten.


	1.13 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit


	Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten Streitschlich�tungs- oder Beschwerdestellen wenden.


	1.14 Empfängerüberprüfung


	1.14.1 Begriffsbestimmung und wesentliche Merkmale


	Die Bank bietet dem Kunden eine Dienstleistung zur Überprüfung des Zahlungsempfängers, an den der Kunde eine Überweisung in Auftrag geben


	will, an (Empfängerüberprüfung).


	Hat der Kunde die Kundenkennung des Zahlungskontos des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) und den Namen des Zahlungsempfängers im


	Überweisungsauftrag angegeben, wird abgeglichen, ob die angegebene Kundenkennung und der vom Kunden angegebene Name des Zahlungsem�
	pfängers übereinstimmen. Diesen Abgleich wird der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers auf Grundlage der Angaben des Kunden durch�
	führen.


	Dies erfolgt durch die Bank, wenn sie zur Empfängerüberprüfung gesetzlich verpflichtet oder anderweitig berechtigt ist, in Bezug auf den Zahlungs�
	empfänger, an den der Kunde eine Überweisung in Euro oder Echtzeitüberweisung in Euro innerhalb des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums


	(Single Euro Payments Area, SEPA)4 beauftragen will, es sei denn, der Überweisungsauftrag wird über ein Großbetragszahlungssystem abgewickelt5.


	Diese Empfängerüberprüfung wird unmittelbar, nachdem der Kunde die relevanten Informationen zum Zahlungsempfänger übermittelt hat und be�
	vor dem Kunden die Möglichkeit zur Autorisierung seines Überweisungsauftrags gegeben wird, durchgeführt.


	Im Falle von nicht elektronisch erteilten Überweisungsaufträgen (zum Beispiel beleghaft) führt die Bank die Empfängerüberprüfung zum Zeitpunkt


	des Eingangs des Überweisungsauftrags durch, es sei denn, der Kunde ist zum Zeitpunkt des Eingangs nicht anwesend.


	Werden die Kundenkennung des Zahlungskontos des Zahlungsempfängers und der Name des Zahlungsempfängers von einem Zahlungsauslöse�
	dienstleister und nicht vom Zahler angegeben, so ist gesetzlich geregelt, dass dieser Zahlungsauslösedienstleister sicher zu stellen hat, dass die


	Angaben zum Zahlungsempfänger korrekt sind.


	1.14.2 Ergebnisse der Empfängerüberprüfung


	Die Bank unterrichtet den Kunden über das Ergebnis der Empfängerüberprüfung auf der Grundlage der vom kontoführenden Zahlungsdienstleister


	des Empfängers übermittelten Informationen. Ergibt die Empfängerüberprüfung, dass die Daten nicht oder nahezu mit den Angaben des Kunden


	übereinstimmen, teilt die Bank zusätzlich mit, welche Folge eine gleichwohl erfolgte Autorisierung des Überweisungsauftrags haben könnte.


	Wird ein Zahlungskonto, das über die vom Kunden angegebene Kundenkennung identifiziert wird, im Namen mehrerer Zahlungsempfänger geführt,


	benachrichtigt die Bank den Kunden, wenn der vom Kunden angegebene Zahlungsempfänger nicht zu den verschiedenen Zahlungsempfängern ge�
	hört, in deren Namen das Zahlungsempfängerkonto geführt oder gehalten wird.



	Ergibt die Empfängerüberprüfung bei einem Sammelauftrag bei mindestens einem Überweisungsauftrag eine Namensabweichung beim Kontoinha�
	Ergibt die Empfängerüberprüfung bei einem Sammelauftrag bei mindestens einem Überweisungsauftrag eine Namensabweichung beim Kontoinha�
	ber des Empfängerkontos, wird der Kunde hierüber informiert und muss entscheiden, ob er den Sammelauftrag insgesamt, das heißt einschließlich


	der Überweisungen mit Namensabweichungen, entweder autorisiert oder ob dieser nicht ausgeführt werden soll.


	1.14.3 Ergänzende Regelungen für Nicht-Verbraucher


	Kunden, die keine Verbraucher6 sind, können, wenn sie mehrere Überweisungsaufträge als Bündel (Sammelüberweisung) einreichen, auf die Em�pfängerüberprüfung verzichten.


	Haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bis auf Weiteres auf die Empfängerprüfung verzichtet, sind sie jederzeit berechtigt, diese Dienstleistung

wieder in Anspruch zu nehmen.


	Wenn der Kunde, der kein Verbraucher ist, auf die Empfängerüberprüfung für die Einreichung von Überweisungsaufträgen als Bündel (Sammelüber�weisung) verzichtet, teilt die Bank dem Kunden mit, welche Folge eine gleichwohl erfolgte Autorisierung des Überweisungsauftrags haben könnte.


	2 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR4 7) in Euro

oder in anderen EWR-Währungen5 8


	2.1 Erforderliche Angaben


	Der Kunde muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben machen:


	• Name des Zahlungsempfängers,


	• Name des Zahlungsempfängers,


	• Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei Überweisungen in anderen EWR-Währungen als Euro der BIC unbekannt, ist

stattdessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers anzugeben,


	• Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),


	• Betrag,


	• Name des Kunden,


	• IBAN des Kunden.



	2.2 Maximale Ausführungsfrist


	2.2.1 Fristlänge


	Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen

Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.


	2.2.2 Beginn der Ausführungsfrist


	(1) Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Überweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4).


	(1) Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Überweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4).


	(2) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung der Überweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeit�raums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswährung zur Verfügung gestellt

hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich. Fällt der

vereinbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag der Bank, so beginnt am darauffolgenden Geschäftstag die Ausführungsfrist. Die Geschäftstage der

Bank ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“.


	(3) Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kunden abweichenden Währung beginnt die Ausführungsfrist erst an dem Tag, an dem der

Überweisungsbetrag in der Auftragswährung vorliegt.

(4) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung einer Echtzeitüberweisung an einem bestimmten Tag, einem Zeitpunkt eines be�stimmten Tags oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausführung erforderlichen Geldbe�trag in der Auftragswährung Euro zur Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin

für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich.



	2.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden


	2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung


	Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer

Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet

worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden

hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt,

an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat

die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitge�teilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die

Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.


	2.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung


	(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche

und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem

Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten

Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten

aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Überweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden

sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag.


	(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche

und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem

Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten

Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten

aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Überweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden

sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag.




	(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu�sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.


	(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu�sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.


	(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu�sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.


	(3) Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungs�dienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfängers so vorzuneh�men, als sei die Überweisung ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Überweisung vom Kunden über einen

Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs�empfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.


	(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und

den Kunden über das Ergebnis unterrichten.



	2.3.3 
	Ansprüche im Zusammenhang mit der Empfängerüberprüfung


	(1) Autorisiert der Kunde den Auftrag, obwohl ihm die Bank bei der Empfängerüberprüfung gemäß Nummer 1.14 unterrichtet hat, dass die Daten


	nicht oder nahezu übereinstimmen, haftet die Bank nicht für die Folgen dieser fehlenden Übereinstimmung, wenn sie die Überweisung ausschließ-


	lich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausführt. Dies gilt auch, wenn der Zah�
	lungsdienstleister des Zahlungsempfängers die Empfängerüberprüfung nicht durchgeführt hat und die Bank den Kunden darüber vor der Autorisie�
	rung des Auftrags informiert hat. Hat der Kunde, der kein Verbraucher ist, auf die Empfängerüberprüfung gemäß der Nummer 1.14.3 verzichtet,


	gehen Schäden und Nachteile zu dessen Lasten, wenn die Bank die Überweisung ausschließlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenken�
	nung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) ausführt.


	(2) Wurde die Empfängerüberprüfung fehlerhaft durchgeführt und führt dies zu einer fehlerhaften Ausführung der Überweisung, so erstattet die


	Bank dem Kunden auf dessen Verlangen unverzüglich den überwiesenen Betrag und bringt gegebenenfalls das belastete Zahlungskonto des Kun�
	den wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Überweisung befunden hätte. Gleiches gilt, wenn der Zahlungsauslösedienstleister des Kunden


	die Empfängerüberprüfung fehlerhaft durchführt.


	2.3.3 2.3.4 
	Schadensersatz wegen Pflichtverletzung


	(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung

kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 2.3.1 und 2.3.2 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.3 erfasst ist, ersetzt verlangen.

Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten

Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die

der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den

Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung

kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 2.3.1 und 2.3.2 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.3 erfasst ist, ersetzt verlangen.

Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten

Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die

der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den

Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht


	• für fehlerhafte Empfängerüberprüfungen,


	• für nicht autorisierte Überweisungen,


	• bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,


	• für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat und


	• für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.



	2.3.4 2.3.5 
	Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind


	Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 2.3.3 2.3.4 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei nicht erfolgten, fehler�haft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisungen oder bei nicht autorisierten Überweisungen neben etwaigen Ansprüchen aus Auf�tragsrecht nach § 667 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatz�ansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:


	• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be�stimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be�stimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	• Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank

auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).


	• Schadensersatzansprüche des Kunden sind der Höhe nach auf den Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten

Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf höchstens

12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Beschränkungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die

die Bank besonders übernommen hat, sowie für nicht autorisierte Überweisungen und für fehlerhafte Empfängerüberprüfungen.



	2.3.5 2.3.6 
	Haftungs- und Einwendungsausschluss


	(1) Eine Haftung der Bank nach den Nummern 2.3.2 2.3.3 und 2.3.4 2.3.4 und 2.3.5 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:


	• Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs�empfängers eingegangen ist.


	• Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs�empfängers eingegangen ist.


	• Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung (siehe Nummer 1.2) des Zahlungs�empfängers ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum

bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet,

dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen Empfänger der

Überweisung einen Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten der Bank nach den Sätzen 2 und


	• Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung (siehe Nummer 1.2) des Zahlungs�empfängers ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum

bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet,

dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen Empfänger der

Überweisung einen Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten der Bank nach den Sätzen 2 und


	3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.


	3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.






	(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 2.3.1 bis 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.4 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder

fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht

spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat.

Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen

vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der

Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nummer 2.3.3 2.3.4 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen,

wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über

einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.


	(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 2.3.1 bis 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.4 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder

fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht

spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat.

Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen

vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der

Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nummer 2.3.3 2.3.4 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen,

wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über

einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.


	(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände


	(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände


	• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung

der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können oder


	• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

3 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR69) in



	Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung710) sowie Überweisungen in Staaten außerhalb

des EWR (Drittstaaten811)


	3.1 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR912) in

Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung1013)


	3.1.1 Erforderliche Angaben


	Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:


	• Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfängers,


	• Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfängers,


	• Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen

der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers anzugeben,


	• Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),


	• Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),


	• Betrag,


	• Name des Kunden,


	• Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.



	3.1.2 Ausführungsfrist


	Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.


	3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden


	3.1.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung


	Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer

Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden

ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden hätte.

Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“, zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an

welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die

Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt,

hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die

Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.


	3.1.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung


	(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche

und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem

Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten

Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten

aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Überweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden

sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag.


	(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche

und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem

Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten

Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten

aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Überweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden

sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag.


	(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu�sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.


	(3) Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungs�dienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfängers so vorzuneh�men, als sei die Überweisung ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Überweisung vom Kunden über einen

Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs�empfängers eingegangen ist, entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.


	(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und

den Kunden über das Ergebnis unterrichten.




	3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung


	3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung


	(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung

kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht,

wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last

fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde

vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen

des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung

kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht,

wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last

fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde

vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen

des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht


	• für nicht autorisierte Überweisungen,


	• bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,


	• für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und


	• für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.



	3.1.3.4 Sonderregelung für die außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) getätigten Bestandteile der


	Überweisung


	Für die außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) getätigten Bestandteile der Überweisung bestehen abweichend von den Ansprüchen in

den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung neben etwaigen Her�ausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:


	• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,

bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,

bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	• Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank

auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).


	• Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder grobe

Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.



	3.1.3.5 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind


	Abweichend von den Ansprüchen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft

oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen Herausgabeansprüchen

nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:


	• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,

bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,

bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	• Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank

auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).


	• Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten

Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf höchstens 12.500

Euro je Überweisung begrenzt.



	Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat

sowie für nicht autorisierte Überweisungen.


	3.1.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss


	(1) Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:


	(1) Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:


	• Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers

eingegangen ist.


	• Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe

Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum

bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nach dem Satz 2 nicht möglich, so ist die Bank

verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen

Empfänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen


	• Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe

Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum

bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nach dem Satz 2 nicht möglich, so ist die Bank

verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsächlichen

Empfänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen


	2 bis 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.


	2 bis 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.




	(2) Ansprüche des Kunden nach Nummern 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft

ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13

Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der

Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen

vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der

Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nummer 3.1.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen,

wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über

einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.


	(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände


	• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung

der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können, oder


	• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.




	3.2 Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten11 14)


	3.2 Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten11 14)


	3.2.1 Erforderliche Angaben


	Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:


	• Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfängers,


	• Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfängers,


	• Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen

der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers anzugeben,


	• Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),


	• Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),


	• Betrag,


	• Name des Kunden,


	• Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.



	3.2.2 Ausführungsfrist


	(1) Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.


	(2) Bei Echtzeitüberweisungen in Euro in einen Drittstaat des Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (Single Euro Payments Area,

SEPA)4

• wird die Bank abweichend davon den Eingang des Überweisungsbetrags innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Aus�
	führungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers bewirken.

• Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Überweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4).


	• Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung einer Echtzeitüberweisung in Euro an einem bestimmten Tag, einem Zeitpunkt eines

bestimmten Tags oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausführung erforderlichen

Geldbetrag in der Auftragswährung Euro zur Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbar�te Termin für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich.


	3.2.3 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden


	3.2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung


	(1) Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer

Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden

ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden hätte.

Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“, zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an

welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die

Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt,

hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die Über�weisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.


	(1) Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer

Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden

ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden hätte.

Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“, zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an

welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die

Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt,

hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die Über�weisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.


	(2) Bei sonstigen Schäden, die aus einer nicht autorisierten Überweisung resultieren, haftet die Bank für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch

ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem

Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.



	3.2.3.2 Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überweisung


	Bei nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisungen hat der Kunde neben etwaigen Ansprüchen aus Auftrags�recht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB Schadensersatzansprüche nach Maßgabe der folgenden Regelun�gen:


	• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be�stimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	• Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be�stimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.


	• Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige

Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).


	• Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder grobe

Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.



	3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss


	(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.2.3.2 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:


	(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.2.3.2 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:


	• Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers

eingegangen ist.


	• Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe

Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum be�müht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Für die Tätigkeiten der Bank nach dem Satz 2 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis�und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.


	(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft

ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spätestens 13

Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon in Textform unterrichtet hat.

Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinformationen

vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der

Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne

Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über einen Zah�lungsauslösedienstleister auslöst.




	(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände


	(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände


	(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände


	• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung

der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können oder


	• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.



	1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).


	2 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,

Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island,

Liechtenstein und Norwegen.


	2 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,

Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island,

Liechtenstein und Norwegen.


	3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).

4 Zu SEPA (Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum „Single Euro Payments Area“) gehörende Staaten und Gebiete sind derzeit die Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) mit den

Mitgliedstaaten der Europäischen Union Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta,

Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die weiteren Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen

und die sonstigen Staaten und Gebiete (SEPA-Drittstaaten) Albanien, Andorra, Moldawien, Monaco, Montenegro, Nordmazedonien, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich

von Großbritannien und Nordirland sowie Saint-Pierre und Miquelon, Jersey, Guernsey sowie Isle of Man.

Siehe hierzu auch unter www.epc-cep.eu. Die jeweils aktuelle Liste der zu SEPA gehörenden Staaten und Gebiete des EPC (European Payments Council) kann dort abgerufen werden.

5 Siehe hierzu unter www.epc-cep.eu. Die jeweils aktuelle Liste der teilnehmenden Zahlungsdienstleister am Empfängerüberprüfungsverfahren (VOP - Verification Of Payee) des EPC (European

Payments Council) kann dort abgerufen werden.

6 § 13 BGB: Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu einem Zwecke abschließt, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstständigen beruflichen Tätigkeit

zugerechnet werden kann.



	4 7 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,


	Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island,

Liechtenstein und Norwegen.


	5 8 Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer


	Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.


	6 9 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,


	Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island,

Liechtenstein und Norwegen.


	7 10 Zum Beispiel US-Dollar.


	8 11 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,


	Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn,

Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen).


	9 12 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,


	Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slo Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein

und Norwegen.


	10 13 Zum Beispiel US-Dollar.


	11 14 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,

Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn,

Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen).



	Anlage: Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung


	Anlage: Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung


	Zielland Kurzform Währung Kurzform


	Belgien BE Euro EUR


	Bulgarien BG Bulgarische Lew BGN


	Dänemark DK Dänische Krone DKK


	Estland EE Euro EUR


	Finnland FI Euro EUR


	Frankreich FR Euro EUR


	Griechenland GR Euro EUR


	Großbritannien GB Britisches Pfund GBP


	Irland IE Euro EUR


	Island IS Isländische Krone ISK


	Italien IT Euro EUR


	Japan JP Japanischer Yen JPY


	Kanada CA Kanadischer Dollar CAD


	Kroatien HR Euro EUR


	Lettland LV Euro EUR


	Liechtenstein LI Schweizer Franken1 
	CHF


	Litauen LT Euro EUR


	Luxemburg LU Euro EUR


	Malta MT Euro EUR


	Niederlande NL Euro EUR


	Norwegen NO Norwegische Krone NOK


	Österreich AT Euro EUR


	Polen PL Polnischer Zloty PLN


	Portugal PT Euro EUR


	Rumänien RO Rumänischer Leu RON


	Russische Föderation RU Russischer Rubel RUB


	Schweden SE Schwedische Krone SEK


	Schweiz CH Schweizer Franken CHF


	Slowakei SK Euro EUR


	Slowenien SI Euro EUR


	Spanien ES Euro EUR


	Tschechien CZ Tschechische Krone CZK


	Türkei TR Türkische Lira TRY


	Ungarn HU Ungarischer Forint HUF


	USA US US-Dollar USD


	Zypern CY Euro EUR


	1 Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein


	1 Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein




	Sonderbedingungen für die girocard (Debitkarte)


	Sonderbedingungen für die girocard (Debitkarte)


	Fassung: August 2022 Oktober 2025


	A. Garantierte Zahlungsformen

B. Von der Bank angebotene andere Service-Leistungen

C. Zusatzanwendungen

D. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit

A. Garantierte Zahlungsformen


	I. Geltungsbereich


	I. Geltungsbereich



	Die girocard ist eine Debitkarte. Der Karteninhaber kann die Karte, soweit diese und die Terminals Akzeptanzstellen (z. B. Bezahlen am Terminal,

Bezahlen im Online-Handel, Bezahlen In-App in Händleranwendungen) entsprechend ausgestattet sind, für folgende Zahlungsdienste nutzen:


	1 In Verbindung mit der persönlichen Authentifizierungselementen (z. B. persönliche Geheimzahl („PIN“) in deut�schen Debitkartensystemen:


	a) Zum Abheben von Bargeld an Geldautomaten im Rahmen des deutschen Geldautomatensystems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet

sind.


	b) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen im Rahmen des deutschen girocard�Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind (girocard-TerminalsAkzeptanzstellen).


	c) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhält, an einem Geldautomaten, so�fern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.


	c) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhält, an einem Geldautomaten, so�fern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.



	2 In Verbindung mit der persönlichen Authentifizierungselementen (z. B. persönliche Geheimzahl („PIN“) in fremden

Debitkartensystemen:


	a) Zum Abheben von Bargeld an Geldautomaten im Rahmen eines fremden Geldautomatensystems, soweit die Karte entsprechend ausgestattet

ist.


	b) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen im Rahmen eines fremden Systems,

soweit die Karte entsprechend ausgestattet ist.


	c) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhält, an dem Geldautomaten eines

fremden Systems, sofern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.


	c) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhält, an dem Geldautomaten eines

fremden Systems, sofern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.



	Die Akzeptanz der Karte im Rahmen eines fremden Systems erfolgt unter dem für das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.


	3 Ohne Einsatz der persönlichen persönlicher Authentifizierungselemente (z. B. persönliche Geheimzahl („PIN“)


	a) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen im Rahmen des deut�schen girocard-Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind, bis zu 50 Euro pro Bezahlvorgang, soweit an den automatisierten Kassen

Akzeptanzstellen für den jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe einer PIN eines persönlichen Authentifizierungselements verlangt wird.

b) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen im Rahmen von fremden

Debitkartensystemen bis zu 50 Euro pro Bezahlvorgang, soweit an den automatisierten Kassen Akzeptanzstellen für den jeweiligen kontaktlosen


	Einsatz nicht die Eingabe einer PIN eines persönlichen Authentifizierungselements verlangt wird. Sowie zum Einsatz bei elektronischen

Fernzahlungsvorgängen über das Internet bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Online-Handel) im Rahmen von fremden Debitkarten�systemen.). Die Akzeptanz der Karte im Rahmen eines fremden Systems erfolgt unter dem für das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.

c) Beim Einsatz an unbeaufsichtigten Akzeptanzstellen für Verkehrsnutzungsentgelte und Parkgebühren (z. B. Beförderungstickets und Mautge�bühren) kann auf die Verwendung eines persönlichen Authentifizierungselements verzichtet werden.

d) Bei Auslösung eines Zahlungsvorgangs, wenn der Zahlungsempfänger auf einer zuvor vom Karteninhaber erstellten Liste seiner vertrauenswür�digen Empfänger hinterlegt wurde. Zur Erstellung oder Änderung dieser Liste ist eine starke Kundenauthentifizierung notwendig.

e) Während der Erbringung von Zahlungsdiensten können Zusatzfunktionen zur Anwendung kommen (z. B. Online-Altersverifikation, Kundenbin�dungsprogramm).


	f) Außerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne dass mit der Funktion eine Garantie der Bank verbunden ist, als Zugangsmedium für

Zusatzfunktionen (z. B. Online-Altersverifikation, Kundenbindungsprogramm).


	g) Außerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne dass mit der Funktion eine Garantie der Bank verbunden ist, als Speichermedium für

Zusatzanwendungen


	• der Bank nach Maßgabe des mit der Bank abgeschlossenen Vertrags (bankgenerierte Zusatzanwendung) oder


	• der Bank nach Maßgabe des mit der Bank abgeschlossenen Vertrags (bankgenerierte Zusatzanwendung) oder


	• eines Handels- und Dienstleistungsunternehmens nach Maßgabe des vom Karteninhaber mit diesem abgeschlossenen Vertrags (unternehmens�generierte Zusatzanwendung).




	4 Aktualisierungsservice für Zahlungen im Online-Handel:


	4 Aktualisierungsservice für Zahlungen im Online-Handel:


	4 Aktualisierungsservice für Zahlungen im Online-Handel:



	Zusätzlich wird die Bank Die Bank wird zu Karten, die mit Kartendaten für den Online-Handel [16-stellige Primary Account Number (PAN), Karten�prüfnummer (Card Verification Value (CVV)/Card Validation Code (CVC)) und „Gültig bis“-Datum] ausgestattet sind, über Mastercard/Visa teilneh�menden Akzeptanzstellen, bei welchen der Karteninhaber zuvor seine Kartendaten für den Online-Handel hinterlegt hat, aktualisierte Kartendaten


	(die letzten 
	vier 
	Figure
	Ziffern 
	der 
	Figure
	Kartennummer 
	und 
	das 
	Figure
	Ablaufdatum) 
	zur Verfügung stellen (Aktualisierungsservice), um z. B. Zahlungen für wiederkeh�rende Dienstleistungen und oder im Online-Handel auch nach einer Aktualisierung der Kartendaten automatisch zu ermöglichen. Für Zwecke des

Aktualisierungsservice beschränken sich die zur Verfügung zu stellenden Kartendaten auf die oder Teile der 16-stelligen Primary Account Number

(PAN) und das „Gültig bis“-Datum.


	zur Verfügung stellen (Aktualisierungsservice), um z. B. Zahlungen für wiederkeh�rende Dienstleistungen und oder im Online-Handel auch nach einer Aktualisierung der Kartendaten automatisch zu ermöglichen. Für Zwecke des

Aktualisierungsservice beschränken sich die zur Verfügung zu stellenden Kartendaten auf die oder Teile der 16-stelligen Primary Account Number

(PAN) und das „Gültig bis“-Datum.



	II. Allgemeine Regeln


	1 Ausgabe der Karte


	1 Ausgabe der Karte



	Die girocard kann als physische Karte oder girocard (z. B. als Plastikkarte, passives Wearable) und digitale Karte girocard (digitalisierte oder virtuelle

Karte) ausgegeben werden.


	Die digitale girocard kann dem Kunden entweder virtuell zur Speicherung auf einem mobilen Endgerät (Telekommunikations-, Digital- oder IT-Gerät


	(mobiles Endgerät) ausgegeben werden.) zur Nutzung von mobilen Bezahlverfahren (nachfolgend „virtuelle girocard“ genannt) oder in Verbindung


	mit der physischen girocard digital mittels eines mobilen Endgeräts erzeugt (nachfolgend „digitalisierte girocard“) bereitgestellt werden (beide Aus�
	prägungen nachfolgend „digitale girocard“). Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Kontoinhaber und Dritten (z. B. Endgerätehersteller, Mobil�
	funkanbieter oder Anbieter von Bezahlplattformen, bei denen digitale girocard Karten hinterlegt werden können) bleiben unberührt. Die vertragli�
	che Leistung der Bank betrifft nicht die Funktionsfähigkeit oder den Betrieb des mobilen Endgeräts und von Bezahlplattformen wie Apps für digitale


	Geldbörsen (z. B. Wallets), bei denen die digitale girocard hinterlegt werden kann. Soweit sich aus dem Sinnzusammenhang nichts anderes ergibt,


	wird der Begriff „girocard“ oder „Karte“ in den vorliegenden Bedingungen als Oberbegriff für die physische girocard einschließlich der jeweils zuge�
	hörigen digitalisierten girocard Karte(n) und die virtuelle girocard verwendet und erfasst sie alle gleichermaßen.


	Diese Sonderbedingungen gelten für beide Kartenformen gleichermaßen, es sei denn, es ist ausdrücklich etwas anderes geregelt. Für digitale giro�
	card Karten sind gelten ergänzend die Nutzungshinweise „Sonderbedingungen für die digitale Karte zu beachten girocard (Debitkarte) mit indivi�
	dualisierten Authentifizierungsverfahren“.


	2 Karteninhaber und Vollmacht


	2 Karteninhaber und Vollmacht



	Die Karte gilt für das auf ihr angegebene Konto, zu dem sie ausgegeben wird, sowie gegebenenfalls für zusätzlich vereinbarte Konten, auf die der

Karteninhaber Zugriff hat. Sie kann nur auf den Namen des Kontoinhabers oder einer Person ausgestellt werden, der der Kontoinhaber

Kontovollmacht erteilt hat. Wenn der Kontoinhaber die Kontovollmacht widerruft, ist er dafür verantwortlich, dass die an den Bevollmächtigten

ausgegebene Karte physische girocard an die Bank zurückgegeben oder vernichtet wird., und dass eine vom Bevollmächtigten auf mobilen

Endgeräten gespeicherte digitale girocard auf allen mobilen Endgeräten gelöscht wird. Falls die Karte mit Kartendaten für den Online-Handel

ausgestattet ist, ist der Kontoinhaber ferner verantwortlich dafür, dass diese Kartendaten des Bevollmächtigten gelöscht und nicht mehr für

Fernzahlungsvorgänge im Online-Handel genutzt werden. Die Bank wird die Karte nach Widerruf der Vollmacht für die Nutzung an Geldautomaten

und automatisierten Kassen Akzeptanzstellen elektronisch sperren. Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur

gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in den Chip der Karte eingespeichert hat und ist nur dann möglich, wenn das

Unternehmen die Möglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwendung der Bank

kommt nur gegenüber der Bank in Betracht und richtet sich nach dem mit der Bank abgeschlossenen Vertrag. Solange die Rückgabe der Karte nicht

erfolgt ist, besteht die Möglichkeit, dass weiterhin eine Nutzung der auf der Karte gespeicherten Zusatzanwendungen möglich ist.


	3 Finanzielle Nutzungsgrenze


	Der Karteninhaber darf Verfügungen mit seiner Karte nur im Rahmen des jeweiligen Kontoguthabens oder eines vorher für das jeweilige Konto

eingeräumten Kredits vornehmen. Auch wenn der Karteninhaber diese Nutzungsgrenze bei seinen Verfügungen nicht einhält, ist die Bank berechtigt,

den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Karte entstehen. Die Buchung solcher Verfügungen auf dem Konto führt zu

einer geduldeten Kontoüberziehung.


	4 Umrechnung von Fremdwährungsbeträgen


	4 Umrechnung von Fremdwährungsbeträgen



	Nutzt der Karteninhaber die Karte für Verfügungen, die nicht auf Euro lauten, wird das Konto gleichwohl in Euro belastet. Die Bestimmung des

Kurses bei Fremdwährungsgeschäften ergibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis”. Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung ge�nannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam.


	die alte Karte 
	5 Rückgabe der girocard


	5 Rückgabe der girocard



	Die Karte physische girocard bleibt im Eigentum der Bank. Sie ist nicht übertragbar. Die Karte ist nur für den auf der physischen girocard angegebe�nen, bzw. den bei Ausgabe oder Verlängerung einer digitalen girocard mitgeteilten Zeitraum gültig.


	Mit Aushändigung der neuen physischen girocard, spätestens aber nach Ablauf der Gültigkeit der Karte physischen girocard 
	physische girocard 
	zurückzuverlangen beziehungsweise die Löschung der digitalen Karte 
	girocard auf den mobilen Endgeräten, sowie

die Löschung der Kartendaten für den Online-Handel zu verlangen oder selbst zu veranlassen. Endet die Berechtigung, die Karte zu nutzen, vorher

(z. B. durch Kündigung der Kontoverbindung oder des Kartenvertrags), so hat der Karteninhaber die Karte physische girocard unverzüglich an die


	ist die Bank berechtigt,


	Bank zurückzugeben bzw. die digitale Karte girocard auf den mobilen Endgeräten sowie die Kartendaten für den Online-Handel zu löschen. Auf der

Karte physischen girocard befindliche unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen hat der Karteninhaber bei dem Unternehmen, das die

Zusatzanwendung auf die Karte aufgebracht hat, unverzüglich entfernen zu lassen. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten

Zusatzanwendung richtet sich nach dem Vertragsverhältnis zwischen dem Karteninhaber und der Bank.



	6 Sperre und Einziehung der girocard


	6 Sperre und Einziehung der girocard


	6 Sperre und Einziehung der girocard



	(1) Die Bank darf die Karte sperren und den Einzug der Karte physischen girocard (z. B. an Geldautomaten) veranlassen, beziehungsweise die Lö-

schung der digitalen Karte girocard auf den mobilen Endgeräten sowie der Kartendaten für den Online-Handel verlangen oder selbst veranlassen,

• wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kündigen,


	• wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies rechtfertigen oder


	• wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies rechtfertigen oder


	• wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung der Karte besteht.



	Darüber wird die Bank den Karteninhaber unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der

Sperre oder Löschung unterrichten. Die Bank wird die Karte entsperren oder diese durch eine neue Karte ersetzen, wenn die Gründe für die Sperre

nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den Karteninhaber unverzüglich.


	(2) Befindet sich auf der Karte physischen girocard für das Online-Banking OnlineBanking ein TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat

die Sperre der Karte physischen girocard auch eine Sperrung der Funktion für das Online-Banking OnlineBanking zur Folge.


	(3) Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen Karte physischen girocard eine Zusatzanwendung gespeichert, so hat der Einzug der Karte phy�sischen girocard zur Folge, dass er die Zusatzanwendung nicht mehr nutzen kann. Zum Zeitpunkt der Einziehung in der Karte girocard gespeicherte

unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen kann der Karteninhaber vom kartenausgebenden Institut herausverlangen, nachdem dieses die Karte

physische girocard von der Stelle, die die Karte physische girocard eingezogen hat, zur Verfügung gestellt bekommen hat. Die Bank ist berechtigt,

das Herausgabeverlangen in Bezug auf die unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen dadurch zu erfüllen, dass sie dem Karteninhaber die um

die Zahlungsverkehrsfunktionen bereinigte Karte physische girocard aushändigt. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten Zu�satzanwendung richtet sich nach den für jene Zusatzanwendung geltenden Regeln.


	7 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers

7.1 Unterschrift


	7 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers

7.1 Unterschrift



	Sofern die Karte physische girocard ein Unterschriftsfeld vorsieht, hat der Karteninhaber die Karte physische girocard nach Erhalt unverzüglich auf

dem Unterschriftsfeld zu unterschreiben.


	7.2 Sorgfältige Aufbewahrung der girocard


	Die Karte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu verhindern, dass sie abhandenkommt oder missbräuchlich verwendet wird. Sie darf ins�besondere nicht unbeaufsichtigt im Kraftfahrzeug aufbewahrt werden, da sie (z. B. im Rahmen des girocard-Systems) missbräuchlich eingesetzt wer�
	den kann. Darüber 
	hinaus 
	So 
	kann jeder, der im Besitz der physischen girocard ist, bis zur Sperre der Karte ist, 
	Figure
	z. 
	Figure
	B. 
	Figure
	Transaktionen an 
	automatisierten


	Kassen ohne persönliche Geheimzahl (PIN bis zur Sperrung oder Löschung) an Akzeptanzstellen tätigen oder Fernzahlungsvorgänge im Online�
	Handel zulasten des Kontos vornehmen, sofern die Karte mit Kartendaten für den Online-Handel ausgestattet ist.


	7.3 Geheimhaltung der persönlichen Geheimzahl (PIN) persönlicher Authentifizierungselemente


	Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis seiner persönlichen Authentifizierungselemente (z. B. von der


	persönlichen Geheimzahl (PIN)) erlangt. Die PIN darf insbesondere nicht auf der Karte physischen girocard vermerkt, bei einer digitalen Karte


	girocard nicht in dem gleichen Endgerät gespeichert werden, das zur Nutzung der digitalen Karte girocard verwendet wird, oder in anderer Weise


	zusammen mit dieser aufbewahrt werden. Denn jede Person, die die PIN kennt und in den Besitz der Karte kommt, hat die Möglichkeit, zulasten des


	auf der Kontos, zu dem die Karte angegebenen Kontos ausgegeben wurde sowie gegebenenfalls zulasten zusätzlich definierter Konten, auf die der


	Karteninhaber Zugriff hat, Verfügungen zu tätigen (z. B. Geld an Geldautomaten abzuheben). Sofern der Karteninhaber eine digitale Karte girocard


	nutzt und der Zugriff auf das mobile Endgerät oder ein anderes Kommunikationsgerät durch ein vom Karteninhaber wählbares Legitimationsmedium


	abgesichert werden kann, so darf der Karteninhaber zur Absicherung des Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die für die Nutzung der Karte


	digitalen girocard erforderlich ist.


	7.4 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten


	(1) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Karte, des mobilen Endgeräts mit digitaler Karte, girocard, des mobilen Endgeräts

mit SecureGo plus-App, eines persönlichen Authentifizierungselements (z. B. der persönlichen Geheimzahl (PIN)), der Kartendaten für den Online�Handel oder die missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Karte oder seiner Karte, des mobilen Endgeräts mit

digitaler girocard, des mobilen Endgeräts mit SecureGo plus-App, der Kartendaten für den Online-Handel oder der PIN fest, so ist die Bank, und

zwar möglichst die kontoführende Stelle, unverzüglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit

gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende Ländervor�wahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur möglich, wenn der Name der Bank – möglichst mit Bankleitzahl – und die Kontonummer an�gegeben werden. Der Zentrale Sperrannahmedienst sperrt alle für das betreffende Konto ausgegebenen Karten sowie gegebenenfalls den Zugriff

auf zusätzlich definierte Konten, auf die der Karteninhaber mit seiner Karte Zugriff hat, für die weitere Nutzung an Geldautomaten und automatisier�ten Kassen. Akzeptanzstellen. Zur Beschränkung der Sperre auf die abhandengekommene Karte muss sich der Karteninhaber mit seiner Bank, mög�lichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen. Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich bei der Polizei an�zuzeigen.


	(2) Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere Person unberechtigt in den Besitz seiner Karte, des mobilen Endgeräts mit digitaler giro�card oder des mobilen Endgeräts mit SecureGo plus-App gelangt ist oder Kenntnis eines persönlichen Authentifizierungselements (z. B. der persön�lichen Geheimzahl (PIN)) oder der Kartendaten für den Online-Handel erlangt hat, eine missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autori�sierte Nutzung von der Karte oder PIN, des mobilen Endgeräts mit digitaler girocard oder des mobilen Endgeräts mit SecureGo plus-App, eines


	persönlichen Authentifizierungselements (z. B. der persönlichen Geheimzahl (PIN)) oder der Kartendaten für den Online-Handel vorliegt, muss er

ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige abgeben.


	(3) Bei Nutzung besonderer Authentifizierungsverfahren zur Anwendung persönlicher Authentifizierungselemente im Online-Handel gemäß Num�mer 8 Satz 3 hat der Karteninhaber vor der Autorisierung die Übereinstimmung der zur Authentifizierung übermittelten Transaktionsdaten (z. B. Zahl�betrag, Datum) mit den für die Transaktion vorgesehenen Daten abzugleichen. Bei Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen

und der Verdacht auf missbräuchliche Verwendung der Bank anzuzeigen.



	(4) Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwendeten oder sonst nicht autorisiert genutzten Karte berechnet die Bank im


	(4) Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwendeten oder sonst nicht autorisiert genutzten Karte berechnet die Bank im


	Rahmen von § 675l Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem Kontoinhaber das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank ausgewiesene Ent�
	gelt, sofern der Karteninhaber die Umstände, die zum Ersatz der Karte geführt haben, zu vertreten hat und die Bank nicht zur Ausstellung einer Er�
	satzkarte verpflichtet ist.


	(5 4) Befindet sich auf der Karte für das Online-Banking OnlineBanking ein TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der Karte


	auch eine Sperrung der Funktion für das Online-Banking OnlineBanking zur Folge.


	(6 5) Durch die Sperre der Karte bei der Bank bzw. dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht der Zugang zum mobilen Endgerät, auf dem die


	digitale Karte gespeichert ist, gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerät, auf dem die digitale Karte gespeichert


	ist, kann nur gegenüber dem jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen.


	(7 6) Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwen�
	dung in den Chip der Karte physischen girocard eingespeichert hat und ist nur dann möglich, wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur Sperrung


	seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegenüber der Bank in Betracht und richtet


	sich nach dem mit der Bank abgeschlossenen Vertrag.


	(8 7) Der Kontoinhaber hat die Bank unverzüglich nach Feststellung einer eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Kartenverfügung


	Kartenzahlungsvorgangs zu unterrichten.


	8 Autorisierung von Kartenzahlungsvorgängen durch den Karteninhaber


	8 Autorisierung von Kartenzahlungsvorgängen durch den Karteninhaber



	Mit dem Einsatz der Karte durch Einführen der Karte in die automatisierte Kasse physischen girocard an Akzeptanzstellen oder den Geldautomaten

oder bei kontaktlosen Zahlungsvorgängen Bezahlvorgängen durch Heranführen der Karte an die automatisierte Kasse Akzeptanzstellen oder den

bei kontaktlosen Bargeldauszahlungen am Geldautomaten durch das Heranführen der Karte an den Kontaktlosleser des Geldautomaten erteilt der

Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausführung des Kartenzahlungsvorgangs. Soweit dafür zusätzlich eine ein persönliches Authenti�fizierungselement (z. B. persönliche Geheimzahl (PIN)) erforderlich ist, wird die Zustimmung erst mit deren dessen Einsatz erteilt. Wenn beim Einsatz

der Debitkarte Karte im Online-Handel besondere Authentifizierungsverfahren gefordert werden, sind diese zu nutzen. Weitere Informationen über

Ergänzend finden die „Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise für die gesicherte Authentifizierung bei Zahlungen mit der girocard (Debitkarte)

im Internet“ in dem dort geregelten Umfang für den Einsatz im Online-Handel Anwendung. Die Erteilung der Zustimmung (Autorisierung) von Kar�tenzahlungsvorgängen durch den Einsatz der digitalen girocard durch individualisierte Authentifizierungsverfahren erfolgt nach Maßgabe der „Son�derbedingungen für die von der Bank unterstützten digitale girocard (Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren und Hinweise


	zum Bezahlen im Internet sind in den Geschäftsräumen der Bank verfügbar sowie auf ihrer Internetseite abrufbar. Ausnahmsweise können gegen-


	über Vertragsunternehmen im Rahmen eines fremden Debitkartensystems die geforderten Kartendaten z. B. über das Telefon angegeben werden“.

Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber den Kartenzahlungsvorgang nicht mehr widerrufen. In der Autorisierung ist zugleich die

ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Bank die für die Ausführung des Kartenzahlungsvorgangs notwendigen personenbezogenen Daten

des Karteninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert. Ausnahmsweise können gegenüber Vertragsunternehmen im Rahmen eines fremden De�bitkartensystems die geforderten Kartendaten z. B. über das Telefon angegeben werden.


	9 Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags


	9 Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags



	Die Bank ist berechtigt, auf dem Konto des Kontoinhabers einen im Rahmen der finanziellen Nutzungsgrenze (A. II. 3) verfügbaren Geldbetrag zu

sperren, wenn


	• der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst worden ist und


	• der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst worden ist und


	• der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu sperrenden Geldbetrags zugestimmt hat.



	Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüglich frei, nachdem ihr der genaue

Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist.


	10 Ablehnung von Kartenzahlungsvorgängen durch die Bank


	10 Ablehnung von Kartenzahlungsvorgängen durch die Bank



	Die Bank ist berechtigt, den Kartenzahlungsvorgang abzulehnen, wenn


	• der Karteninhaber den Kartenzahlungsvorgang nicht gemäß A. II. 8 autorisiert hat,


	• der Karteninhaber den Kartenzahlungsvorgang nicht gemäß A. II. 8 autorisiert hat,


	• der für den Kartenzahlungsvorgang geltende Verfügungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder


	• die Karte gesperrt ist.



	Hierüber wird der Karteninhaber im Rahmen des Bezahlvorgangs Kartenzahlungsvorgangs unterrichtet.


	11 Ausführungsfrist


	11 Ausführungsfrist



	Der Zahlungsvorgang wird vom Zahlungsempfänger ausgelöst. Nach Zugang des Zahlungsauftrags bei der Bank ist diese verpflichtet sicherzustel�len, dass der Kartenzahlungsbetrag spätestens an dem im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zeitpunkt beim Zahlungsdienstleister des

Zahlungsempfängers eingeht.


	12 Entgelte und deren Änderung


	12 Entgelte und deren Änderung


	(1) Die vom Kontoinhaber gegenüber der Bank geschuldeten Entgelte ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank.


	(2) Änderungen der Entgelte für Verbraucher: Änderungen der Entgelte werden dem Kontoinhaber spätestens zwei Monate vor dem vorgeschla�genen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kontoinhaber mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elek�tronischen Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel z. B. das Online-Banking OnlineBanking), können die Änderungen auch auf diesem Wege

angeboten werden. Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kontoinhaber diese annimmt. Eine Vereinbarung

über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kontoinhabers gerichtet ist, kann die Bank mit

dem Kontoinhaber nur ausdrücklich treffen.



	Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschäftsbedin�gungen.



	(3) Änderungen der Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind: Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die keine Ver�braucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.


	(3) Änderungen der Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind: Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die keine Ver�braucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.


	(3) Änderungen der Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind: Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die keine Ver�braucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.



	13 Information des Kontoinhabers über den Kartenzahlungsvorgang


	13 Information des Kontoinhabers über den Kartenzahlungsvorgang



	Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monatlich über die mit der Karte getätigten Zahlungsvorgänge auf dem für Kontoin�formationen vereinbarten Weg. Mit Kontoinhabern, die nicht Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung

gesondert vereinbart werden.


	14 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers

14.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung einem nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgang


	14 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers

14.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung einem nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgang



	Im Falle einer eines nicht autorisierten Kartenverfügung Kartenzahlungsvorgangs z. B. in Form der

• Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten


	• Verwendung der Karte an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

• Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos


	hat die Bank gegen dem Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Bank ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Betrag

ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto des Karteninhabers belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne

die den nicht autorisierte Kartenverfügung autorisierten Kartenzahlungsvorgang befunden hätte. Diese Verpflichtung ist unverzüglich, spätestens

jedoch bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt

wurde, dass die Kartenverfügung der Kartenzahlungsvorgang nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat

die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Karteninhabers vorliegt, schriftlich

mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.


	14.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer eines autorisierten Kartenverfü-


	gung Kartenzahlungsvorgangs


	(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer eines autorisierten Kartenverfügung Kartenzahlungsvorgangs z. B. in Form der

• Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten


	• Verwendung der Karte an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel


	• Verwendung der Karte an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel



	• Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos

kann der Kontoinhaber von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Verfügungsbetrags insoweit verlangen, als die 
	• Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos

kann der Kontoinhaber von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Verfügungsbetrags insoweit verlangen, als die 

	Kartenverfü-


	gung der Kartenzahlungsvorgang nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den


	Stand, auf dem es sich ohne die den nicht erfolgte erfolgten oder fehlerhafte Kartenverfügung fehlerhaften Kartenzahlungsvorgang befunden hät�
	te.


	(2) Der Kontoinhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu�
	(2) Der Kontoinhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu�

	sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der des autorisierten Kartenverfügung Kartenzahlungsvorgangs in Rechnung ge�
	stellt oder seinem Konto belastet wurden.


	(3) Geht der Verfügungsbetrag Zahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist in


	Nummer A. II. 11 ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfänger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des


	Verfügungsbetrags Zahlungsbetrags auf dem Konto des Zahlungsempfängers so vornimmt, als sei die Kartenzahlung ordnungsgemäß ausgeführt


	worden.


	(4) Wurde eine autorisierte Kontoverfügung ein autorisierter Kartenzahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank die 
	Figure
	Karten�
	verfügung den Kartenzahlungsvorgang auf Verlangen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis unterrichten.


	14.3 Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers wegen Pflichtverletzung


	Im Falle einer 
	eines 
	nicht autorisierten Kartenverfügung 
	Kartenzahlungsvorgangs 
	oder im Falle einer nicht erfolgten, fehlerhaften oder verspäteten


	Ausführung einer 
	eines 
	autorisierten Kartenverfügung 
	Kartenzahlungsvorgangs 
	kann der Kontoinhaber von der Bank einen Schaden, der nicht be�reits von Nummer A. II. 14.1 oder 14.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die

Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die

wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht

um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Karte in einem Land außerhalb Deutschlands und des Europäischen Wirtschaftsraums, beschränkt

sich die Haftung der Bank für das Verschulden einer an der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfältige Auswahl und

Unterweisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt

sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung nach

diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kartenverfügung 
	Kartenzahlungsvorgang 
	begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht


	• für nicht autorisierte Kartenverfügungen 
	• für nicht autorisierte Kartenverfügungen 

	Kartenzahlungsvorgänge,


	• bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,


	• bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,


	• für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat

und


	• für den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kontoinhaber Verbraucher ist.




	(1) Ansprüche gegen die Bank nach Nummern A. II. 14.1 bis 14.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate

nach dem Tag der Belastung mit der Kartenverfügung dem Kartenzahlungsvorgang darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine einen nicht autori�sierte autorisierten, nicht erfolgte erfolgten oder fehlerhafte Kartenverfügung fehlerhaften Kartenzahlungsvorgang handelt. Der Lauf der 13-

monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber über die aus der Kartenverfügung dem Kartenzahlungsvorgang resultierende

Belastungsbuchung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung

unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach Nummer A. II. 14.3 kann der

Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.


	(1) Ansprüche gegen die Bank nach Nummern A. II. 14.1 bis 14.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate

nach dem Tag der Belastung mit der Kartenverfügung dem Kartenzahlungsvorgang darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine einen nicht autori�sierte autorisierten, nicht erfolgte erfolgten oder fehlerhafte Kartenverfügung fehlerhaften Kartenzahlungsvorgang handelt. Der Lauf der 13-

monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber über die aus der Kartenverfügung dem Kartenzahlungsvorgang resultierende

Belastungsbuchung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung

unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach Nummer A. II. 14.3 kann der

Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.


	(1) Ansprüche gegen die Bank nach Nummern A. II. 14.1 bis 14.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate

nach dem Tag der Belastung mit der Kartenverfügung dem Kartenzahlungsvorgang darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine einen nicht autori�sierte autorisierten, nicht erfolgte erfolgten oder fehlerhafte Kartenverfügung fehlerhaften Kartenzahlungsvorgang handelt. Der Lauf der 13-

monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber über die aus der Kartenverfügung dem Kartenzahlungsvorgang resultierende

Belastungsbuchung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung

unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach Nummer A. II. 14.3 kann der

Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.


	(2) Ansprüche des Kontoinhabers gegen die Bank sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände


	• auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung

der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können, oder


	• von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.



	14.5 Anspruch des Kontoinhabers bei einem von dem Zahlungsempfänger ausgelösten autorisierten Kartenzahlungs�
	vorgang


	Im Falle eines von einem Handels- und Dienstleistungsunternehmen ausgelösten autorisierten Kartenzahlungsvorgang hat der Karteninhaber einen


	Anspruch auf Erstattung des belasteten Zahlungsbetrags, wenn


	• bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und


	• der Zahlungsbetrag den Betrag übersteigt, den der Karteninhaber entsprechend seinem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des Zah�
	lungsdiensterahmenvertrags und den jeweiligen Umständen des Einzelfalls hätte erwarten können; mit einem etwaigen Währungsumtausch zu�
	sammenhängende Gründe bleiben außer Betracht, wenn der vereinbarte Referenzwechselkurs zugrunde gelegt wurde.


	Der Karteninhaber muss gegenüber der Bank die Sachumstände darlegen, mit denen er seinen Erstattungsanspruch begründet. Ein Anspruch des


	Karteninhabers auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er ihn nicht innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastung des betreffenden


	Zahlungsbetrags gegenüber der Bank geltend macht.


	15 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Kartenverfügungen Kartenzahlungsvorgänge

15.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige


	(1) Verliert der Karteninhaber seine Karte, das mobile Endgerät mit digitaler girocard, das mobile Endgerät mit SecureGo plus-App, die Kartenda�ten für den Online-Handel oder eines seiner persönlichen Authentifizierungselemente (z. B. die persönliche Geheimzahl (PIN)), oder werden sie ihm

gestohlen, kommen sie sonst abhanden oder werden diese sonst missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu nicht autorisierten Kartenver�fügungen Kartenzahlungsvorgängen, z. B. in Form der


	• Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten


	• Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten


	• Verwendung der Karte an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel


	• Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos,



	haftet der Kontoinhaber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, in Höhe von maximal 50 Euro. Die Haftung nach

Absatz 6 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in betrügerischer Absicht bleibt unberührt.


	(2) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn


	(2) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn


	• es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche Verwen�dung der Karte vor der nicht autorisierten Kartenverfügung Verwendung der Karte, des mobilen Endgeräts mit digitaler girocard, des mobilen

Endgeräts mit SecureGo plus-App, der Kartendaten für den Online-Handel oder eines persönlichen Authentifizierungselements (z. B. der persön�lichen Geheimzahl (PIN)) vor dem nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgang zu bemerken, oder


	• der Verlust der Karte, der Kartendaten für den Online-Handel oder eines persönlichen Authentifizierungselements (z. B. der persönlichen Geheim�zahl (PIN)) durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung der Bank oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der Bank aus�gelagert wurden, verursacht worden ist. Die Haftung nach Absatz 6 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in betrügerischer Ab�sicht bleibt unberührt.

(3) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Karte oder der Kartendaten für den Online�Handel in einem Land außerhalb Deutschlands und des Europäischen Wirtschaftsraums, trägt der Kontoinhaber den aufgrund nicht autorisierter

Kartenverfügungen Kartenzahlungsvorgänge entstehenden Schaden nach Absatz 1 und 2 auch über einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn

der Karteninhaber die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlässig verletzt hat. Hat die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflich�ten zur Entstehung des Schadens beigetragen, haftet die Bank für den entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschul�dens.


	(4) Die Bank verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kunden in Höhe von maximal 50 Euro gemäß vorstehendem Absatz 1 und über�nimmt alle Schäden, die durch nicht autorisierte Kartenverfügungen Kartenzahlungsvorgänge bis zum Eingang der Sperranzeige entstanden sind,

wenn der Karteninhaber seine ihm gemäß Abschnitt A. II. Ziffer 7 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten nicht grob fahrlässig verletzt hat.


	(5) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absätzen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige nicht

abgeben konnte, weil die Bank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden dadurch eingetre�ten ist.




	(6) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Verfügungen Zahlungsvorgängen und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten

nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, trägt der Kontoinhaber den hierdurch

entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers kann insbesondere dann vorliegen, wenn er


	(6) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Verfügungen Zahlungsvorgängen und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten

nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, trägt der Kontoinhaber den hierdurch

entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers kann insbesondere dann vorliegen, wenn er


	• den Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Verfügung Kartenzahlung der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht

unverzüglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis hat,


	• den Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Verfügung Kartenzahlung der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht

unverzüglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis hat,


	• die persönliche Geheimzahl (PIN) auf der physischen Karte vermerkt oder zusammen mit der physischen Karte girocard verwahrt hat (z. B. im Origi�nalbrief, in dem sie dem Karteninhaber mitgeteilt wurde),


	• die persönliche Geheimzahl (PIN) der digitalen Karte girocard auf dem mobilen Endgerät gespeichert hat oder


	• die persönliche Geheimzahl (PIN) einer anderen Person mitgeteilt hat und der Missbrauch dadurch verursacht worden ist.



	Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Verfügungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf den für die

Karte geltenden Verfügungsrahmen.


	(7) Hat die Bank beim Einsatz der Karte eine starke Kundenauthentifizierung nach § 55 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes nicht verlangt oder

hat der Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert, bestimmt sich die Haftung des Karteninhabers und der Bank ab�weichend von den Absätzen 1 bis 6 nach den Bestimmungen in § 675v Abs. 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.


	15.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige


	Sobald der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Verlust oder Diebstahl der Karte bzw. der Kartendaten für den Online-Handel, die

missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von der Karte, eines persönlichen Authentifizierungselements (z. B. der

persönlichen Geheimzahl (PIN)) oder PIN der Kartendaten für den Online-Handel, angezeigt wurde, übernimmt die Bank alle danach durch Verfü-

gungen Kartenzahlungsvorgänge z. B. in Form der


	• Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten


	• Verwendung der Karte an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

• Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos


	entstehenden Schäden. Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kontoinhaber auch die nach der Sperranzeige entstehenden

Schäden.


	III. Besondere Regeln für einzelne Nutzungsarten


	1 Geldautomaten-Service und Einsatz an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleis�tungsunternehmen


	1.1 Verfügungsrahmen der girocard


	Verfügungen an Geldautomaten und automatisierten Kassen Akzeptanzstellen sind für den Karteninhaber nur im Rahmen des für die Karte gelten�den Verfügungsrahmens möglich. Bei jeder Nutzung der Karte an Geldautomaten und automatisierten Kassen Akzeptanzstellen wird geprüft, ob der

Verfügungsrahmen der Karte durch vorangegangene Verfügungen bereits ausgeschöpft ist. Verfügungen, mit denen der Verfügungsrahmen der

Karte überschritten würde, werden unabhängig vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher zum Konto eingeräumten Kredit abgewiesen. Der

Karteninhaber darf den Verfügungsrahmen der Karte nur im Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher für das Konto eingeräumten Kredits in

Anspruch nehmen. Der Kontoinhaber kann mit der kontoführenden Stelle eine Änderung des Verfügungsrahmens der Karte für alle zu seinem Konto

ausgegebenen Karten vereinbaren. Ein Bevollmächtigter, der eine Karte erhalten hat, kann nur eine Herabsetzung des Verfügungsrahmens für diese

Karte vereinbaren.


	1.2 Fehleingabe der Geheimzahl


	Die Karte kann an Geldautomaten sowie an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen, an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Karte

die PIN eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, wenn die persönliche Geheimzahl dreimal hintereinander falsch eingegeben

wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit seiner Bank, möglichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen.


	1.3 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen


	Die Bank hat sich gegenüber den Betreibern von Geldautomaten und automatisierten Kassen Akzeptanzstellen vertraglich verpflichtet, die Beträge,

über die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen Karte verfügt wurde, an die Betreiber zu vergüten. Die Bank hat bei der Nut�zung der Karte im Rahmen eines fremden Debitkartensystems den eingeschalteten Dienstleister mit dem direkten Einzug der verfügten Beträge be�auftragt. Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Karteninhabers aus dem Vertragsverhältnis zu dem Unternehmen oder dem Geldauto�matenbetreiber, bei dem bargeldlos an einer automatisierten Kasse Akzeptanzstelle bezahlt oder Bargeld verfügt worden ist, sind unmittelbar ge�genüber diesem Unternehmen diesen geltend zu machen.


	1.4 Vorauswahl an automatisierten Kassen Akzeptanzstellen


	Die Handels- und Dienstleistungsunternehmen haben die Möglichkeit bei den von ihnen akzeptierten Karten in ihren automatisierten 
	Kassen Me�chanismen Akzeptanzstellen Mechanismen zu installieren, die eine Vorauswahl einer bestimmten Zahlungsmarke oder Zahlungsanwendung treffen.

Dabei dürfen sie den Karteninhaber nicht daran hindern, sich über diese Vorauswahl hinwegzusetzen.



	2 Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten

2.1 Servicebeschreibung


	2 Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten

2.1 Servicebeschreibung


	2 Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten

2.1 Servicebeschreibung



	Unter Verwendung seiner Karte und der persönlichen Geheimzahl (PIN) kann der Karteninhaber ein Prepaid-Mobilfunk-Konto eines Mobilfunkan�bieters, auf dem vorausbezahlte Telefonwerteinheiten verbucht werden, an Geldautomaten innerhalb des ihm von seiner Bank eingeräumten

Verfügungsrahmens (Abschnitt A. III. Nummer 1.1) zulasten des auf der Kontos, zu dem die Karte angegebenen Kontos ausgegeben wurde, aufladen.

Voraussetzung ist, dass der vom Karteninhaber gewählte Geldautomat über eine entsprechende Ladefunktion verfügt und der Mobilfunkanbieter,

der das Prepaid-Mobilfunk-Konto führt, das aufgeladen werden soll, an dem System teilnimmt. Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos hat

der Karteninhaber am Display des Geldautomaten den Menüpunkt zum Aufladen des Prepaid-Mobilfunk-Kontos zu wählen, die Mobilfunk�Telefonnummer („Handy-Nummer“) einzugeben und einen angezeigten Aufladebetrag zu wählen. Nach Autorisierung der Ladetransaktionen durch

die Bank des Karteninhabers wird das Prepaid-Mobilfunk-Konto beim Mobilfunkanbieter aufgeladen. Mit diesem Verfahren kann der Karteninhaber

sowohl sein eigenes Prepaid-Mobilfunk-Konto als auch das eines Dritten aufladen. Wird die Aufladung von der Bank, etwa wegen fehlender

Kontodeckung, nicht autorisiert, wird am Display ein ablehnender Hinweis angezeigt.


	2.2 Fehleingabe der Geheimzahl


	Die Karte kann an Geldautomaten nicht mehr eingesetzt werden, wenn die persönliche Geheimzahl dreimal hintereinander falsch eingegeben


	wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit seiner Bank, möglichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen.


	Es gelten die Regelungen in Abschnitt A. III. 1.2.


	2.3 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen


	Die Bank ist vertraglich verpflichtet, Ladebeträge für ein Prepaid-Mobilfunk-Konto, die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen

Karte autorisiert worden sind, zu bezahlen. Die Zahlungspflicht beschränkt sich auf den jeweils autorisierten Betrag. Einwendungen und sonstige

Beanstandungen des Karteninhabers aus dem Vertragsverhältnis zu dem Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-Konto führt, sind unmittel�bar gegenüber diesem Unternehmen geltend zu machen.


	B. Von der Bank angebotene andere Service-Leistungen


	B. Von der Bank angebotene andere Service-Leistungen



	Der Karteninhaber kann die Karte, falls diese entsprechend ausgestattet ist, auch für die folgenden Dienstleistungen nutzen:


	1 Eingabe Erteilung von Überweisungen Überweisungsaufträgen an Selbstbedienungsterminals

1.1 Serviceumfang


	Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Karte und der persönlichen Geheimzahl (PIN) 
	an Selbstbedienungsterminals seiner Bank Überwei�
	sungen Überweisungsaufträge innerhalb des Verfügungsrahmens von 1.000 Euro pro Tag eingeben Kalendertag erteilen, soweit zwischen Kontoin�haber und Bank nicht ein anderer Verfügungsrahmen vereinbart worden ist.


	1.2 Erteilung und Ausführung der Überweisung von Überweisungsaufträgen


	Für die Erteilung und Ausführung der Überweisung von Überweisungsaufträgen gelten die gesondert vereinbarten Sonderbedingungen für den

Überweisungsverkehr.


	1.3 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten


	Für den Umgang mit der Karte gelten ergänzend die Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten in Abschnitt A. II. 7.2 bis 7.4.


	1.4 Fehleingabe der Geheimzahl


	Es gelten die Regelungen in Abschnitt A. III. 1.2.


	1.5 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen Überweisungsaufträge


	Die Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen Überweisungsaufträge mit der Karte an Selbstbedienungsterminals richtet sich

nach den Regelungen unter A. II. 15. Abweichend von A. II. 15.1 Absatz 6 ist die Haftung des Kontoinhabers auf 1.000 Euro pro Kalendertag und so�fern ein anderer Verfügungsrahmen gemäß B. 1.1 vereinbart wurde, auf diesen beschränkt.


	2 SB-Sparverkehr

2.1 Serviceumfang


	2 SB-Sparverkehr

2.1 Serviceumfang



	Der Inhaber eines Sparkontos kann unter Verwendung der Karte und der persönlichen Geheimzahl (PIN) an Geldautomaten über Sparkonten, die

durch besondere Vereinbarung des Kontoinhabers mit der Bank für diese Verwendung freigegeben sind, Verfügungen treffen (SB-Sparverkehr). Die

Freigabe zum SB-Sparverkehr erfolgt für den Inhaber des Sparkontos. Inwieweit Bevollmächtigte den SB-Sparverkehr nutzen können, richtet sich

nach den zwischen der Bank und dem Kontoinhaber hierfür getroffenen Vereinbarungen.


	Im SB-Sparverkehr sind Auszahlungen vom Sparkonto in bar am Geldautomaten möglich. Für Verfügungen vom Sparkonto an Geldautomaten ver�einbart die Bank mit dem Kontoinhaber einen jeweils für einen bestimmten Zeitraum geltenden Verfügungsrahmen. Abhebungen, mit denen der Ver�fügungsrahmen überschritten würde, werden abgewiesen. Der Verfügungsumfang ist bei Auszahlungen im SB-Sparverkehr auf die versprochene

Leistung beschränkt.


	2.2 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten


	Für den Umgang mit der Karte gelten ergänzend die Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten in Abschnitt A. II. 7.2 bis 7.4.



	2.3 Fehleingabe der Geheimzahl


	2.3 Fehleingabe der Geheimzahl


	Es gelten die Regelungen in Abschnitt A. III. 1.2.


	2.4 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des Kontoinhabers


	Es gelten die Regelungen unter A. II. 14.


	2.5 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen


	Die Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen richtet sich nach den Regelungen unter A. II. 15. Abweichend von A. II. 15.1 Ab�satz 6 ist die Haftung des Kontoinhabers auf den für den SB-Sparverkehr geltenden Verfügungsrahmen (B. 2.1) beschränkt.


	2.6 Geltung der „Sonderbedingungen für die SparCard“


	Ergänzend finden die „Sonderbedingungen für die SparCard“ in dem Umfang Anwendung, der für den SB-Sparverkehr dort festgelegt ist.


	C. Zusatzanwendungen


	C. Zusatzanwendungen



	1 Speicherung von Zusatzanwendungen auf der girocard


	1 Speicherung von Zusatzanwendungen auf der girocard



	(1) Der Karteninhaber hat die Möglichkeit, den auf der Karte physischen girocard befindlichen Chip als Speichermedium für eine bankgenerierte

Zusatzanwendung (z. B. in Form eines Jugendschutzmerkmals) oder als Speichermedium für eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung (z. B. in

Form eines elektronischen Fahrscheins) zu benutzen.


	(2) Die Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach dem Rechtsverhältnis des Karteninhabers zur Bank. Eine unternehmens�generierte Zusatzanwendung kann der Karteninhaber nach Maßgabe des mit dem Unternehmen geschlossenen Vertrages Vertrags nutzen. Es ob�liegt der Entscheidung des Karteninhabers, ob er seine Karte physische girocard zur Speicherung unternehmensgenerierter Zusatzanwendungen

nutzen möchte. Die Speicherung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung auf der Karte physischen girocard erfolgt am Terminal des Un�ternehmens nach Absprache zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen. Kreditinstitute nehmen vom Inhalt der am Unternehmensterminal

kommunizierten Daten keine Kenntnis.


	2 Verantwortlichkeit des Unternehmens für den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung


	2 Verantwortlichkeit des Unternehmens für den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung



	Die kartenausgebende Bank stellt mit dem Chip auf der Karte physischen girocard lediglich die technische Plattform zur Verfügung, die es dem Kar�teninhaber ermöglicht, im Chip der in der Karte physischen girocard unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen zu speichern. Eine Leistung, die

das Unternehmen über die unternehmensgenerierte Zusatzanwendung gegenüber dem Karteninhaber erbringt, richtet sich ausschließlich nach dem

Inhalt des Vertragsverhältnisses zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen.


	3 Reklamationsbearbeitung in Bezug auf Zusatzanwendungen


	3 Reklamationsbearbeitung in Bezug auf Zusatzanwendungen


	(1) Einwendungen, die den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschließlich gegenüber

dem Unternehmen geltend zu machen, das die Zusatzanwendung in die Karte physische girocard eingespeichert hat. Das Unternehmen bearbeitet

derartige Einwendungen auf Basis der bei ihm gespeicherten Daten. Der Karteninhaber darf die Karte physische girocard zum Zwecke der Reklama�tionsbearbeitung nicht dem Unternehmen aushändigen.


	(2) Einwendungen, die den Inhalt einer bankgenerierten Zusatzanwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschließlich gegenüber der Bank

geltend zu machen.



	4 Keine Angabe der von der Bank an den Kunden ausgegebenen PIN bei unternehmensgenerierten Zusatzanwen�dungen


	4 Keine Angabe der von der Bank an den Kunden ausgegebenen PIN bei unternehmensgenerierten Zusatzanwen�dungen



	Bei der Speicherung, inhaltlichen Änderung oder Nutzung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung auf der Karte physischen girocard wird

die von der kartenausgebenden Bank an den Karteninhaber ausgegebene PIN nicht eingegeben. Sofern das Unternehmen, das eine unternehmens�generierte Zusatzanwendung in die Karte den Chip der physischen girocard eingespeichert hat, dem Karteninhaber die Möglichkeit eröffnet, den

Zugriff auf diese Zusatzanwendung mit einem separaten, von ihm wählbaren Legitimationsmedium abzusichern, so darf der Karteninhaber zur Absi�cherung der unternehmensgenerierten Zusatzanwendung nicht die PIN verwenden, die ihm von der kartenausgebenden Bank für die Nutzung der

Zahlungsverkehrsanwendungen zur Verfügung gestellt worden ist.


	5 Sperrmöglichkeit von Zusatzanwendungen


	5 Sperrmöglichkeit von Zusatzanwendungen



	Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in


	den Chip der Karte physischen girocard eingespeichert hat und ist nur dann möglich, wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur Sperrung seiner

Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung von bankgenerierten Zusatzanwendungen kommt nur gegenüber der Bank in Betracht und richtet sich

nach dem mit der Bank geschlossenen Vertrag.


	D. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit


	D. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit



	Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten Streitschlich�tungs- oder Beschwerdestellen wenden.



	Sonderbedingungen für das OnlineBanking


	Sonderbedingungen für das OnlineBanking


	Stand: September 2019 Oktober 2025


	1 Leistungsangebot


	(1) Der Kunde und dessen Bevollmächtigte können Bankgeschäfte mittels OnlineBanking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln.

Zudem können sie Informationen der Bank mittels OnlineBanking abrufen.


	(1) Der Kunde und dessen Bevollmächtigte können Bankgeschäfte mittels OnlineBanking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln.

Zudem können sie Informationen der Bank mittels OnlineBanking abrufen.



	Des Weiteren sind sie gemäß § 675f Abs. 3 BGB berechtigt, Zahlungsauslösedienste und Kontoinformationsdienste gemäß § 1 Abs. 33 und 34 Zah�lungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen. Darüber hinaus können sie von ihnen ausgewählte sonstige Drittdienste nutzen.


	(2) Kunde und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teilnehmer”, Konto und Depot einheitlich als „Konto” bezeichnet, es sei denn, dies ist aus�drücklich anders bestimmt.


	(2) Kunde und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teilnehmer”, Konto und Depot einheitlich als „Konto” bezeichnet, es sei denn, dies ist aus�drücklich anders bestimmt.


	(3) Zur Nutzung des OnlineBanking gelten die mit der Bank gesondert vereinbarten Verfügungslimite. Eine Änderung dieser Limite kann der Teil�nehmer mit seiner Bank gesondert vereinbaren.


	2 Voraussetzungen zur Nutzung des OnlineBanking


	(1) Der Teilnehmer kann das OnlineBanking nutzen, wenn die Bank ihn authentifiziert hat.


	(2) Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Verfahren, mit dessen Hilfe die Bank die Identität des Teilnehmers oder die be�rechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungsinstrumentes, einschließlich der Verwendung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals des Teil�nehmers überprüfen kann. Mit den hierfür vereinbarten Authentifizierungselementen kann der Teilnehmer sich gegenüber der Bank als berechtigter

Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zugreifen (siehe Nummer 3 dieser Bedingungen) sowie Aufträge erteilen (siehe Nummer 4 dieser

Bedingungen).


	(3) Authentifizierungselemente sind


	• Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß (z. B. persönliche Identifikationsnummer [PIN] oder der Nutzungscode für die elektroni�sche Signatur) und


	• Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B. Gerät zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwendbaren Transaktions�nummern [TAN]), die den Besitz des Teilnehmers nachweisen, wie die girocard mit TAN-Generator oder das mobile Endgerät, sowie


	• Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhärenz, z. B. Fingerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers).


	(4) Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer gemäß der Anforderung der Bank das Wissenselement, den Nachweis des

Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinselements an die Bank übermittelt.


	3 Zugang zum OnlineBanking


	(1) Der Teilnehmer erhält Zugang zum OnlineBanking der Bank, wenn


	• er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, Anmeldename) angibt und


	• er sich unter Verwendung des oder der von der Bank angeforderten Authentifizierungselemente(s) ausweist und


	• keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9 dieser Bedingungen) vorliegt.



	Nach Gewährung des Zugangs zum OnlineBanking kann auf Informationen zugegriffen oder können nach Nummer 4 dieser Bedingungen Aufträge

erteilt werden.


	(2) Für den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Abs. 26 Satz 1 ZAG (z. B. zum Zweck der Änderung der Anschrift des Kunden) for�dert die Bank den Teilnehmer auf, sich unter Verwendung eines weiteren Authentifizierungselements auszuweisen, wenn beim Zugang zum Online�Banking nur ein Authentifizierungselement angefordert wurde. Der Name des Kontoinhabers und die Kontonummer sind für den vom Teilnehmer

genutzten Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst keine sensiblen Zahlungsdaten (§ 1 Abs. 26 Satz 2 ZAG).


	4 Aufträge


	4.1 Auftragsarten


	Es können Aufträge verschiedener Art erteilt werden, z. B. Verträge abschließen bzw. Vertragsänderungen zustimmen, Überweisungen oder Limitän�
	derungen beauftragen oder Zahlbeträge für einen bestimmten Zeitraum reservieren. Darunter kann auch die Erteilung von Leseberechtigungen für


	Drittdienste und die Erlaubnis zur Benachrichtigung von Drittdiensten über spezielle Umsätze fallen (vgl. Nummer 1 Absatz 1 dieser Bedingungen).


	4.1 4.2 Auftragserteilung


	Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Überweisungen) zu dessen Wirksamkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu Authenti�fizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN oder elektronische Signatur als Nachweis des Besitzelements) zu verwenden, sofern mit der Bank nichts

anderes vereinbart wurde. Die Bank bestätigt mittels OnlineBanking den Eingang des Auftrags.


	4.2 4.3 Widerruf von Aufträgen


	Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den für die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den

Überweisungsverkehr). Der Widerruf von Aufträgen kann nur außerhalb des OnlineBanking erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine Widerrufmög�lichkeit im OnlineBanking ausdrücklich vor.



	5 Bearbeitung von Aufträgen durch die Bank


	5 Bearbeitung von Aufträgen durch die Bank


	5 Bearbeitung von Aufträgen durch die Bank


	(1) Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung der jeweiligen Auftragsart (z. B. Überweisung) auf der OnlineBanking-Seite der

Bank oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis” bekannt gegebenen Geschäftstagen im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitslaufs. Geht der

Auftrag nach dem auf der OnlineBanking-Seite der Bank oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis” angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder

fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschäftstag gemäß OnlineBanking-Seite der Bank oder „Preis- und Leistungsverzeichnis” der Bank,

so gilt der Auftrag als am darauffolgenden Geschäftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Geschäftstag.


	(2) Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausführungsbedingungen vorliegen:


	• Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4.1 4.2 dieser Bedingungen).


	• Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart (z. B. Wertpapierorder) liegt vor.


	• Das OnlineBanking-Datenformat ist eingehalten.


	• Das gesondert vereinbarte OnlineBanking-Verfügungslimit ist nicht überschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3 dieser Bedingungen).


	• Die weiteren Ausführungsbedingungen nach den für die jeweilige Auftragsart maßgeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Konto�deckung gemäß den Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr) liegen vor.



	Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die Bank die Aufträge nach Maßgabe der Bestimmungen der für die jeweilige Auftragsart

geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft) aus.


	(3) Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, wird die Bank den Auftrag nicht ausführen und dem Teilnehmer eine In�formation über die Nichtausführung und – soweit möglich – über deren Gründe und die Möglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ablehnung geführt

haben, berichtigt werden können, mittels OnlineBanking zur Verfügung stellen.


	6 Information des Kunden über OnlineBanking-Verfügungen


	6 Information des Kunden über OnlineBanking-Verfügungen



	Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich über die mittels OnlineBanking getätigten Verfügungen auf dem für Kontoinforma�tionen vereinbarten Weg.


	7 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers


	7 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers



	7.1 Schutz der Authentifizierungselemente


	(1) Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen) vor

unbefugtem Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das OnlineBanking missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht au�torisiert genutzt wird (vgl. Nummern 3 und 4 dieser Bedingungen).


	(1) Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen) vor

unbefugtem Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das OnlineBanking missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht au�torisiert genutzt wird (vgl. Nummern 3 und 4 dieser Bedingungen).


	(2) Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teilnehmer vor allem Folgendes zu beachten:


	(a) Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie dürfen insbesondere


	• nicht mündlich (z. B. telefonisch oder persönlich) mitgeteilt werden,


	• nicht außerhalb des OnlineBanking in Textform (z. B. per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden,


	• nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der PIN im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerät) werden und


	• nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerät aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. girocard mit TAN�Generator, mobiles Endgerät, Signaturkarte) oder zur Prüfung des Seinselements (z. B. mobiles Endgerät mit Anwendung für das OnlineBanking

und Fingerabdrucksensor) dient.


	(b) Besitzelemente, wie z. B. die girocard mit TAN-Generator oder ein mobiles Endgerät, sind vor Missbrauch zu schützen, insbesondere


	• sind die girocard mit TAN-Generator oder die Signaturkarte vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren,


	• ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerät des Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können,


	• ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerät (z. B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung für das OnlineBanking


	• ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerät (z. B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung für das OnlineBanking


	(z. B. OnlineBanking-App, Authentifizierungs-App) nicht nutzen können,


	(z. B. OnlineBanking-App, Authentifizierungs-App) nicht nutzen können,




	• ist die Anwendung für das OnlineBanking (z. B. OnlineBanking-App, Authentifizierungs-App) auf dem mobilen Endgerät des Teilnehmers zu

deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerät aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons),


	• dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht außerhalb des OnlineBanking mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E�Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden und


	• muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur Aktivierung des Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit Anwendung für das OnlineBanking)

erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass andere Personen ihr

Gerät als Besitzelement für das OnlineBanking des Teilnehmers aktivieren.


	(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, dürfen auf einem mobilen Endgerät des Teilnehmers für das OnlineBanking nur dann

als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine Seinselemente anderer Personen gespeichert sind. Sind

auf dem mobilen Endgerät, das für das OnlineBanking genutzt wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist für das OnlineBanking das von

der Bank ausgegebene Wissenselement (z. B. PIN) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerät gespeicherte Seinselement.


	(3) Beim mobileTAN-Verfahren darf das mobile Endgerät, mit dem die TAN empfangen wird (z. B. Mobiltelefon), nicht gleichzeitig für das Online�Banking genutzt werden.



	(4) Die für das mobile-TAN-Verfahren mobileTAN-Verfahren hinterlegte Telefonnummer ist zu löschen oder zu ändern, wenn der Teilnehmer diese

Telefonnummer für das OnlineBanking nicht mehr nutzt.


	(5) Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absätzen 1 bis 4 darf der Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegenüber einem von ihm aus�gewählten Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst sowie einem sonstigen Drittdienst verwenden (siehe Nummer 1 Absatz 1 Sätze 3

und 4 dieser Bedingungen). Sonstige Drittdienste hat der Teilnehmer mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuwählen.


	7.2 Sicherheitshinweise der Bank


	Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der OnlineBanking-Seite der Bank, insbesondere die Maßnahmen zum Schutz der eingesetzten

Hard- und Software (Kundensystem), beachten.



	7.3 Prüfung der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten Daten


	7.3 Prüfung der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten Daten


	Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsdaten (z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfängers, Wertpapierkennnum�mer) über das gesondert vereinbarte Gerät des Teilnehmers an (z. B. mittels mobilem Endgerät, Chipkartenlesegerät mit Display). Der Teilnehmer ist

verpflichtet, vor der Bestätigung die Übereinstimmung der angezeigten Daten mit den für den Auftrag vorgesehenen Daten zu prüfen. Bei Feststel�lung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen.


	8 Anzeige- und Unterrichtungspflichten

8.1 Sperranzeige


	8 Anzeige- und Unterrichtungspflichten

8.1 Sperranzeige


	(1) Stellt der Teilnehmer


	• den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifizierung (z. B. girocard mit TAN-Generator, mobiles Endgerät, Signaturkarte)

oder


	• die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines Authentifizierungselements



	fest, muss der Teilnehmer die Bank hierüber unverzüglich unterrichten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit auch

über die gesondert mitgeteilten Kommunikationskanäle abgeben.


	(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifizierungselements unverzüglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.


	(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifizierungselements unverzüglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.


	(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, muss er

ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.



	8.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte Aufträge


	Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber zu unterrichten.


	9 Nutzungssperre


	9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers


	Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall der Sperranzeige nach Nummer 8.1 dieser Bedingungen,

• den OnlineBanking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer oder


	• seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des OnlineBanking.


	• seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des OnlineBanking.



	9.2 Sperre auf Veranlassung der Bank


	(1) Die Bank darf den OnlineBanking-Zugang für einen Teilnehmer sperren, wenn


	(1) Die Bank darf den OnlineBanking-Zugang für einen Teilnehmer sperren, wenn


	• sie berechtigt ist, den OnlineBanking-Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen,


	• sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authentifizierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder


	• der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Verwendung eines Authentifizierungselements besteht.


	(2) Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre auf

dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen ver�stoßen würde.



	9.3 Aufhebung der Sperre


	Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifizierungselemente austauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht mehr ge�geben sind. Hierüber unterrichtet sie den Kunden unverzüglich.


	9.4 Automatische Sperre eines Chip-basierten Besitzelements


	(1) Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn der Nutzungscode für die elektronische Signatur dreimal in Folge falsch eingege�ben wird.


	(1) Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn der Nutzungscode für die elektronische Signatur dreimal in Folge falsch eingege�ben wird.


	(2) Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte, der die Eingabe eines eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt sich selbst, wenn dieser

dreimal in Folge falsch eingegeben wird.


	(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Besitzelemente können dann nicht mehr für das OnlineBanking genutzt werden. Der Teilnehmer kann

sich mit der Bank in Verbindung setzen, um die Nutzungsmöglichkeiten des OnlineBanking wiederherzustellen.



	9.5 Zugangssperre für Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst


	Die Bank kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsauslösedienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden verweigern,

wenn objektive und gebührend nachgewiesene Gründe im Zusammenhang mit einem nicht autorisierten oder betrügerischen Zugang des Kontoin�formationsdienstleisters oder des Zahlungsauslösedienstleisters zum Zahlungskonto, einschließlich der nicht autorisierten oder betrügerischen

Auslösung eines Zahlungsvorgangs, es rechtfertigen. Die Bank wird den Kunden über eine solche Zugangsverweigerung auf dem vereinbarten Weg

unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Verweigerung des Zugangs. Die Angabe von

Gründen darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen würde. Sobald die Gründe für die

Verweigerung des Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die Bank die Zugangssperre auf. Hierüber unterrichtet sie den Kunden unverzüglich.



	10 Haftung


	10 Haftung


	10.1 Haftung der Bank bei Ausführung eines nicht autorisierten Auftrags und eines nicht, fehlerhaft oder verspätet


	ausgeführten Auftrags


	Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und einem nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrag richtet sich nach den für

die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wertpapierge�schäft).


	10.2 Haftung des Kunden bei missbräuchlicher Nutzung seiner Authentifizierungselemente

10.2.1 Haftung des Kunden für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige


	(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhan�dengekommenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbräuchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, haftet der

Kunde für den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein

Verschulden trifft.


	(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhan�dengekommenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbräuchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, haftet der

Kunde für den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein

Verschulden trifft.


	(2) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 verpflichtet, wenn


	• es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung des Au�thentifizierungselements vor dem nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken oder


	• der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters oder

eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden, verursacht worden ist.


	(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvorgängen und hat der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt oder

seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kunde abweichend von den Ab�sätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorliegen, wenn er

eine seiner Sorgfaltspflichten nach


	• Nummer 7.1 Absatz 2,


	• Nummer 7.1 Absatz 4,


	• Nummer 7.3 oder


	• Nummer 8.1 Absatz 1



	dieser Bedingungen verletzt hat.


	(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kun�denauthentifizierung im Sinne des § 1 Abs. 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung

von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungselementen aus den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Nummer 2 Absatz 3 dieser Be�dingungen).


	(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kun�denauthentifizierung im Sinne des § 1 Abs. 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung

von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungselementen aus den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Nummer 2 Absatz 3 dieser Be�dingungen).


	(5) Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den das Verfügungslimit gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf das ver�einbarte Verfügungslimit.


	(6) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absätzen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer 8.1

dieser Bedingungen nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.


	(7) Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.


	(8) Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes:


	• Der Kunde haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten Zahlungsvorgängen über die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absätzen 1 und 3

hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlässig oder vorsätzlich gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen verstoßen hat.


	• Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet keine Anwendung.



	10.2.2 Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Verfügungen außerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wert�
	papiertransaktionen) vor der Sperranzeige


	Beruhen nicht autorisierte Verfügungen außerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines

verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbräuchlichen Nutzung des Authentifizierungsele�ments und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der Kunde und die Bank nach den gesetzlichen Grundsätzen des Mitverschuldens.


	10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige


	Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte OnlineBanking-Verfügungen

entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.


	10.2.4 Haftungsausschluss


	Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Er�eignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen

Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können.


	11 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit


	11 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeit



	Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Teilnehmer an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis” näher bezeichneten Streit�schlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.





